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1. Die Verwaltung der habsburgischen Vorlande vor Maria Theresia 
Bis zum Ende des Heiligen Römischen Reiches deutscher Nation war das 
Haus Habsburg der größte Territorialherr im deutschen Südwesten. Diese habs-
burgischen Lande hanen ein wechselvolles Schicksal. Zahlreichen Zukäufen und 
Erbschaften standen ebenso bedeutende Verluste nach verlorenen Kriegen ge-
genüber. In der Gestalt, wie sich die Vorlande zu Beginn des 19. Jahrhunderts 
darboten, hatten sie kaum noch etwas gemein mit dem, was man als den ursprüng-
lichen Besitz des Hauses im 11. Jahrhundert kennt. Trotz aller politischen Zer-
stückelung, trotz der großen Entfernung von den Kerngebieten der Monarchie im 
18. Jahrhunden, trotz der nicht überragenden winschaftlichen Bedeutung im 
Gesamtkörper der österreichischen Erblande hatten diese Herrschaften ein be-
sonderes Gewicht als älteste Heimat des Erzhauses. Dieses .älteste Patrimonium« 
des Hauses Habsburg. wie es immer wieder bezeichnet wurde, lag im Elsaß, in 
der Norclschweiz und im deutschen Südwesten, wo die Habsburger schon fruh 
über umfangreiche Rechte und Besitzungen verfügten. Durch die Erwerbung 
Österreichs unter König Rudolf verlagerte sich jedoch der Interessenschwer-
punkt der Familie. Zusätzlich mindern: der Verlust wichtiger Schweizer Herr-
schaften im Verlaufe der Auseinandersetzungen mit den Eidgenossen während 
des ausgehenden Mittelalters die Bedeutung der einstigen Stammlande. Zwar ge-
langen den Habsburgem nördlich des Bodensees noch einige beachtliche Erwer-
bungen, so etwa-1381 die Grafschaft Hohenberg, 1451/1523 die Grafschaft Bre-
genz, 1465 die Landgrafschaft Nellenburg, 1486 die Landvogtei Schwaben, 1548 
die Reichsstadt Konstanz, so daß sie am Ende des 15. Jahrhunderts die größten 
Territorialherren in Schwaben waren, Trotzdem vermochten sie nicht, die ver-
schiedenen Besitztümer zu einem einheitlichen Territorium zusammenzuschlie-
ßen; sie blieben nach einem Ausdruck Erzherzog Ferdinands 11 .• zusammenge-
klaubt und gestuckt«,l Ähnlich faßte Kar! Siegfried Bader das Ergehnis der habs-
, Orro STOLZ: Du Verhllltnis der vorderösterreichischen Lande zu den landesfürstlichen Regierun-
gen in Innsbruck und Wien. - In: Vorderösterreich, S. 111-121, hier $. 113. 
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burgischen Territorialpolitik zusamrJlcfl: _Kein, Herzogtum, kein geschlossenes 
Fürstentum überhaupt, sondern ein tJcrrschafdlches h~nglomeratW das war das 
Ergebnis der Schwabenpolitik des Hg,Llses Habsburg.,. . 
In unterschiedlicher Dichte und Streu ung zogen sich diese Herrschaften von 
den Vogesen bis zum Arlberg hin. Sie galten seit d~m 15. g~hrhundert ver-
waltungsmäßig als der Grafschaft Tiro1 .zuget~n und mkorponenc. so~ Tirol 
aus erklärt sich auch ihre Bezeichol.1n g als die »vorderen Lande«. Seit dem 
16. Jahrhundert unterschied man hier drei ?ruppen, nämlich ~inmal die Gebiete 
am Oberrhein, im Schwarzwald, BreiRgau~.lm Oberelsaß und lm,Sundgau - das 
eigentliche .Vorderösterreichc _. ZuT z:welten Gruppe zählten die Herrschaften 
in Oberschwaben, an der oberen Do(lau und am oberen Neckar - das "Schwä-
bisch-Österreich« _ und schließlich die Lande »enhalb des Arl«, für die 1752 die 
Bezeichnung» Vorarlberg« aufkam. Alle drei Komplexe besaßen eigene, voneina.n-
der unabhängige landständische InstitLl-t.ionen, die erst seit den zwanziger Jahren 
des 18. Jahrhunderts miteinander kooperierten.} Hinsichtlich ihrer Verwaltung 
entwickelten sich die vorländischen Herrschaften unterschiedlich. Zwar bildete 
zu Ende des 14. und zu Anfang des 15. Jahrhunderts ein Landvogt mit Sitz in 
Ensisheim und Baden im Aargau die oberst.e gemeinsame Verwaltungsinstanz für 
die Vorlande und die Vertretung des Landesherrn, auch war Erzherzog Albrecht 
VI. für die gesamten Vorlande zustäfldig, doch eine eigene institutionelle Regie-
rung konnte sich nur im Elsaß und im Breisgau entwickeln. Diese Regierung in 
Ensisheim, das Regiment, war auf die elsässischen und breisgauischen Besitzun-
gen der Habsburger beschränkt, auch konnte es Entscheidungen von einiger 
Tragweite nicht selbständig fäUen, sondern war als Unterhehörde von der Tiroler 
Regierung in Innshruck abhängig: Vorarlherg und Schwäbisch-Österreich hat-
ten dagegen keine diesen Ländern gemeinsame Verwaltungsbehörde, sondern die 
Ämter und Oberämter der einzelnen Herrschaften unterstanden unmittelbar der 
Tiroler Regierung, den "0. ö. Wesen- in Innsbruck. Häufig wurden jedoch die 
Beamten der Landvogtei Schwaben über ihren eigentlichen Amtshereich hinaus 
als Regierungskommissare für die ges<im~en habsburgischen Herrschaften im süd-
westdeutschen Raum eingesetzt.s Oft hielten sich auch Tiroler Regierungsräte, 
meist zwei, Monate hindurch mit besonderen Aufträ.gen zur Regelung vorlä.ndi-
scher Verwaltungsangelegenheiten in den schwäbisch-österreichischen Herr-
schaften auf, wenn anstehende Entscheidungen nicht mehr auf schriftlichem 
• B ... DU., Der deutsche Südwesten, S. 74. Vgl. auch Hans Erich Feine: Die Territorialbildung der 
Habsburger im deuuchen Südwesten. - In: ZRG GA 67/1950, S. 176-308. 
• Qu ..... m ... L, Landstlnde, 5.134-144. 
• BfENELM ... NS, Die Organisation, ZGO 62/1907, S. 52-92, S. 627-656. ; Ders.: Die Verfassung und 
Verwaltung der Stadt Ensisheim im 16. Jahrhunden. - Beiträ.ge zur Landes- und Volkskunde 
von Elsaß-Lothringen 35. 
• HSTA Stuttgart B 17 Schwabenbucher, passiITl.: 
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Wege gelöst werden konnten. In einer Landschaft wie Schwaben, in der eine Fulle 
von Herrschaften bunt durcheinandergemengt lagen und ein zu großen Teilen 
noch aus dem Mittelalter stammendes Rechtsgefüge die Bildung neuzeitlicher 
Territorien erschwerte, behinderte diese Art der Verwaltung eine klare und si-
chere Durchsetzung österreichischer Rechtsansprüche, ganz zu schweigen von 
dem fehlenden Schutz der Untenanen oder der ungenügenden Förderung des 
Handels, dem mangelhaften Ausbau der Verkehrswege und anderen bis 1750 nur 
schlecht erfüllten Aufgaben eines modernen Territorialstaates. Verstärkt wurden 
diese Schwierigkeiten, als die Tiroler Nebenlinie des Hauses Habsburg 1665 aus-
starb und die Vorlande mit Tirol an das Kaiserhaus zurückfielen, wodurch der 
Instanzenweg für Justiz und Verwaltung noch langer wurde. 
Unter Kaiser Karl VI. wurde erstmals der Versuch einer einschneidenden Än-
derung unternommen. Verordnungen der Jahre 1725-1730 zielten darauf ab, die 
bisher von jeder Regierungsaufsicht weitgehend freien Städte in Schwä-
bisch-Österreich und in Vorarlberg den bestehenden Oberämtem in Hohenberg, 
Nellenhurg, Schwaben, Burgau und Bregenz zu unterstellen, doch nur in Vorarl-
berg hatte dieser Schritt teilweise Erfolg.· Erst im Zuge der großen Reform der 
gesamten Habsburgermonarchie unter Kaiserin Maria Theresia wurden auch die 
Verhältnisse in den Vorlanden grundlegend geändert. 
2. Die Staatsrefonn Maria Theresias 
2.1. Zur FONchungsbge der yorderösterreichischen Verwahungsgeschichte 
Das Ziel der theresianischen Reformen, die 1749 nach den Plänen des Grafen 
Haugwiu eingeleitet wurden, war eine Straffung und Zentralisierung des öster-
reichischen Staatswesens, nachdem die verlorenen Kriege mit Preußen deutlich 
alle Gebrechen des alten Suates aufgezeigt hatten. Über eine reine Neuorganis.a-
tion der Verwaltung hinaus wollte der Träger dieser Reform, Graf Haugwiu. 
eine Verfassungs- und Suatsreform erreichen, durch die das Problem des landes-
fürstlich-ständischen Dualismus im Sinne der Durchsetzung der lanclesfürstli-
ehen Macht gelöst werden sollte.' Diese Umgestaltung Österreichs zu einem neu-
zeitlichen Staatswesen durch die Haugwitzschen Reformen haben, wenigstens 
was die Wiener Zentralbehörden anbelangt, bereits eine eingehende Würdigung 
erfahren. 2 Haugwitzens Konzept, wie auch später die Pläne von Kaunitz und 
• ILG, Reformen Vorarlbergs, s. 92f. 
'WALTER, Staal$reform, S. 3-4-36. 
'Die östcrreichische Ze-nualverwaltung. - Von HEINRICH KRETSCHIolAYR. II. Abteilung. Von der 
Vereinigung der österreichischen und böhmischen Hofkanzlei bis zur Errichtung der Ministerial-
verfauung (1749-1848). - Bearb. von FRIEDRICH W"LTER. Wien 192,·1956. _ VerOffentl. der 
Kommission für neuere Geschichte Onerreichs 18,29,32,36,42,43. Dort in auch die J.lterc 
Literatur zusammengestellt. 
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Joseph 11. beschränkten sich jedoch nicht auf die Zentralbehör?cn. sondern sie 
bezogen den ges~rnten Regierungsunterbau bis zu den Stadunag,straten und den 
Dorfgerichtel1 mit ein. a~e b~twicklung dieser ~eformen Iau~ der Stufe der Mit-
tet- und Unterbehörden ISt bisher nur für weßlge österrej~hlpche Länder unter-
sucht worden- 'Noch weniger haue man sich bis vor wenigen Jahren mit dieser 
Epoche der desc~ichte der ehem~ligen österreich ischen V ~rlande b~schäftigtI 
war doch durch eine stark dynastlsch geprägte LanclesgeiOChlchtsschrelbung des 
19. JahrhundertS ~ogar der Begriff Vorderösterreich weitgehend in yergess~nheit 
geraten. So blieb In Süddeutschland die wissenschaftliche Beschäftfgun~ mit der 
Geschichte der "orderösterreichischen Herrschaften gerillg und auch In Öster-
reich selbst fanden die weit entfernten und politisch und archivalisch nunmehr 
abgetrennten Gebieu kein größeres Interesse mehr. Erst die A.~beiten von Otto 
Stolz/ Eugen Stemmler4 ~nd Friedrich MetzS haben den Weg fur eine erweiterte 
Erforschung der vorländ15chen Geschichte geöffnet. 
So ist es -verst.ändlich, daß auch die Geschichte der Verwaltung Vorder-
österreichs etwa im Vergleich zu Baden oder WUrttemberg erst in Ansätzen un-
tersucht worden ist. Für eine geschlossene Darstellung fehlen die Grundlagen 
noch weithin. Nach Theodor Knapp· haben HeTmann Baier T und wiederum Otta 
Stolz' die bis dahin unbekannten HauptzOge der Verwaltungsgeschichte Vorder-
österreichs sichtbar gemacht. Auf Grund eingehender Studien vornehmlich würt-
tembergischen Archivmaterials konnte Eugen Stemmler 1950 und 1952 eine er-
weiterte Übersicht über die habsburgische Behördenorgilnisation vorlegen! Am 
Beispiel des Burgbezirks der Burg auf dem Bussen konnte Hans-Manin Maurer 
aufweisen, daß die Habsburger im Spätmittelalter beint Erwerb schwäbischer 
Herrschaften nicht nur vorhandene VerwaltungsstruktLlren übernahmen, son-
dern sie umgestalteten und weiterentwickelten. 'c Für die Verwaltung der habs-
burgischen Herrschaften in Schwaben zwischen dem 14. und 18. Jahrhundert 
'Orro STOU: Geschichtliche Beschreibung der o. ö. und v. ö. Lande. ~ Karlsruhe 1943. - Quellen 
und Forschungen zur Siedlungs- und Vollutumsgeschichte der Obtrrheinlande 4. 
• EUGEN SnMIofLf.:R: Die Grafschaft Hohenberg und ihr Übergang an Wuntemberg. - Stuttgan 
1950. _ DWG 34. 
• FlllEDklCK METZ: sorder~pterreich. Eine geschichtliche Landeskuntle. - 2. crw, und verb. Auflage. 
Freiburg 1967. 
'THEODOR KNAPP: Neue Beitrlge zur Rechts- und Wirtschaftsgeschichte des würnembergüchen 
&uernstarldes. ~ Aalen 1964 (Neudr. der Ausgabe 1919). Bd. I S, 36-39, 49_53, Bd. 2 S. 24-27, 
34-61. 
'HERMANN HAlfR: Die Ikgistratur des Ensisheimer RegimentS und diS Archiv der v. ö. Regierung.-
AZ 4.Q/19J1, S. 50-64 . 
• S.Anm. 3. 
• S"!'UIMU!R, eohen~rg. S. 11-16. j Den.: Zur Geschichte der Behl)rde:norganisation und Archive 
in Vorderöstcrrci:ch.- ZWLG 11/19S2, S. 189-206. 
··eA~AJMAglTlk M~roboW Die e~bsburger. - In: Neue Beitr.ll.ge zur südwestdeutiichen Landesge-
schIchte. Festschnft. für Max Mlller. Stungart 1972. _ VgLkBW Rdhe B 21, S. 24-54. 
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gibt es nur verstreute Hinweise, keine zusammenfassenden Darstellungen.lI Bes-
ser erforscht ist die Geschichte der vorderösterreichischen Regierung in Ensis-
heim und Freiburg im 16. und im 17. Jahrhunden. Mit Aufbau und Funktion des 
Ensisheimer Regiments beschäftigte sich Wilhelm Beemelmans. 12 Die Wiederer-
richtung dervorderösterreichischen Regierung nach dem Verlust des Elsaß 1648 
in Freiburg hat K. H. OIendorf dargestellt. U Daß es bislang jedoch trotzdem 
noch keine Gesamtübersicht über die habsburgische Verwaltung in den Vorlan-
den gibt, ist kein Zufall. Sie wird auf Grund der komplizierten Archivtage auch 
kaum zu schreiben sein, da die Registraturen der Ensisheimer und der Freiburger 
Regierung unter mehrere Nachfolgestaaten verteilt und d.1bei die alten Ordnun-
gen und Zusammenhängen völlig aufgelöst wurden. Dabei sind gerade allgemeine 
Regierungsakten, die keinen unmittelbaren lokalen Bezug hatten, besonders stark 
dezimiert worden, zudem hat man auch - Baden, Bayern und Württemberg ge-
meinsam - 1806 in Günzburg die Personalakten auf offenem Feld verbrannt und 
die übrigen .wertlosen« Akten zu scharfen bayerischen Patronen verwendet, 69 
Salzfässer voll, heißt es in dem Bericht des württembergischen Archivkommissars 
Schloßstein, der auch später den württembergischen Anteil der Akten verzeich-
nete und ordnete. Schloßstein selbst bedauerte, daß bei der Aufteilung der Ar-
chivalien .bei weitem nicht jener richtige Maßstab angewendet wurde, durch 
welchen so manchmal eine Trennung eng verbundener Teile hätte vermieden 
werden können«," eine späte Einsicht, die den entstandenen Schaden nicht mehr 
beheben konnte. Eine einigermaßen geschlossene Rekonstruktion des ehemaligen 
Bestandes dürfte unmöglich sein, zumal für die Zentralbehörden die alten Re-
pertOrien nicht mehr vorhanden sind. lS Obwohl der Hauptbestandteil der heute 
erhaltenen Akten aus der Zeit von 1750-1806 stammt, fehlen entscheidende Teile, 
die über Aufbau und Funktion der österreichischen Behörden Auskunft geben 
"0. STOU: Geschichtliche Beschreibung, passim; K. O. MULLEA.: Quellen zur Verwaltungs- und 
Wiruchaftsgeschichte der Grafschaft Hohenberg. - Bd. 1-2. Stuttgart 1953-1959. - WGQ H u. 
VgLkBW Reihe A 4; ebenso in den Beitrlgen uber Hohenberg, die Landvogtei Schwaben, Nellen-
burg, Burgau und die Donaustädte in: Vorderösterreich. 
U BEEMELMA!'>lS, Die Organisation. ; Ders.: Die Verfassung und Verwaltung dt'r Stadt Ensishtim im 
16. Jahrhundert. - A. a. O. 
U KARL HE1Nl\ICH OLENDOl\F: Die Errichtung des Vorderösterreichischen Rtgimenu in Freiburg 
nach dem Dreißigjahrigen Krieg. - In: Freiburg in der Neuzeit. Hrsg. von Wolfgang Muller. Bühl 
1972. - VeröffentI. des Alemannis<:hen Instituts 31. 
•• STEMMLER, Archivalien, S. 65. ; Vgl. auch die Einleitungen Stemmlers zu den Repertorien B 311 und 
B 39 im HST A Stuttgart. Auch ein kurzer Überblick uber das RepertOrium zur Abt. 79 Breisgau 
Generalia im GLA Karlsruhe macht deutlich, wie rudimentär die österreichischen Bestände über-
liefert sind. Ebenso dOnn - trou. der großen Aku-nmenge - ist der vom Gesamtbestand überlieferte 
Teil der Akten im STA Neuburg. - Vgl.: HILDEBRAND TIlOLL: VordefÖsterreichische Archivalien 
im Sta:lts:lrchiv Neuburg :t.d. Donau. -In: Mitteilungen für die Archivpflege in Bayern. Sonder-
heft 8. Festgabe fUr Bemhard Zittel. S. 73-78 . 
.. STEMNLEJ\, Archivalien, S. 66. 
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könnten. Trotzdem ist es am sinnvollsten, eine systematische Darstellung der 
österreichischen Verwaltung mit dieser letzten Periode von 1753-1805 zu begin-
nen, da in dieser Zeit die Vorlande erstmals eine geschlossene und den anderen 
Provinzen des Hahsburgerreiches gleichgestellte Provinz bildete. 
Obwohl die zweite Hälfte des 18.1ahrhundens kulturell und winschaftlich 
eine der bedeutendsten Epochen in der Geschichte der Vorlande war, ist sie nicht 
nur unter dem Gesichtspunkt der Verwaltungsgeschichte, sondern auch insge-
samt noch nicht sehr intensiv erforscht worden. Einmal wird, wie oben erwähnt, 
diese Periode schon stark unter dem Blickwinkel der Auflösung Vorder-
österreichs im Jahre 1805/06 gesehen, so daß neue Entwicklungen, Tendenzen 
und Institutionen schon von vornherein als zum Untergang bestimmt erfaßt wer-
den, ohne daß man sie auf ihre aktuelle Wirksamkeit hin untersucht. Zum an-
deren wird jede historisch gerechte Würdigung der damaligen österreich ischen 
RegierungStätigkeit erschwert durch ihre negative Beurteilung in den landstän-
dischen und kirchlichen Akten, deren Archive allein bis jetzt gründlicher ausge-
wertet wurden. Ist doch bei heiden Institutionen eine negative Haltung gegenüber 
dem neuen absolutistischen Staat verständlich, da gerade sie sich durch den Zu-
griff dieses Staates bedroht und eingeschränkt sahen. Die Klagen über verlorene 
Rechte und Freiheiten sind überlaut, so daß die Frage nach der Effektivität und 
dem Nutzen der staatlichen Maßnahmen für den Untertan und das Staatsganze 
kaum mehr gestellt werden kann'" Zudem verführte auch die aus einer ideali-
stischen Haltung encspringende negative Meinung Kaiser Josephs H. uber seine 
Beamten, dieses Urteil ungeprüft für die habsburgische Verwaltung zu überneh-
men, ohne etwa im süddeutschen Raum die Administrationen der anderen Staa-
ten auf größere oder geringere Effektivität hin zu untersuchen. Fleiß, Sparsam-
keit und Tüchtigkeit etWa eines wUntembergischen Beamten sind ebenso :.histo-
rische« Selbstverständlichkeit wie langsamkeit, Schlamperei und Entscheidungs-
unlust für einen österreichischen. Ein wirklicher, auf sicheren Kriterien aufbau-
ender Vergleich steht jedoch noch aus. Verstärkt wurde die negative Einstellung 
gegenüber der österreichischen Verwaltung wiederum durch die Übernahme ab-
schä.tziger Urteile der Nachfolgestaaten Baden, Bayern und Wüntemberg nach 
1805. Doch trOtz der geringen Auswertung des vorderösterreichischen Aktenbe-
standes aus der zweiten Hä.lfte des 18. Jahrhunderts machen schon wenige Ein-
zelbeispiele wie die Neuregelung des Steuerkatasters," der Straßenbau, Erweite-
rung der Gesundheitsfürsorge, Wiederbelebung des Bergbaus," Neugestaltung 
des Unterrichtswesens, Flußregulierungen und Versuche zur Bereinigung ;ahr-
'·Vgl. etWa das Urteil BENI'.P1U BlLenlS in: Vorarlbergtr Demokr.atie vor 1861. ~ In: Landstlnde 
und landtag in Vorarlberg. Bregen%. 1961, S. 67-73. 
v Film EcUJ,T: Die Steuerreform in Vorderösterreich unter Maria Theresia und Joseph IL _ Diss. 
(maKh. ) Heidelberg I'J23 . 
.. RIJOOLf Mttz: Bergbau und HÜttenwesen in den Vorl.anden. -ln: Vorderösterreich. S. U9-t94. 
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hundenealter rechtlicher Streitigkeiten mit den Nachbarständen l9 deutlich, wie 
intensiv und positiv die österreichische Verwaltung in dieser Periode gewirkt hat. 
2. 2 Die Reformen der Zentralverwalcung 
Die Regierung der Kaiserin Maria Theresia bedeutete für die Verfassung und 
Verwaltung der habsburgischen Erbländer einen tiefen Einschnitt. Aus dem 
Schock der beiden Niederlagen in den Schlesischen Kriegen entstand der 
Wunsch nach einer grundlegenden Erneuerung und Umgestaltung des Staats-
wesens. Im Geist der Zeit konnte diese Reform nur im Sinne einer Steigerung der 
landesfürstlichen Macht erreicht werden; die zum Teil noch mittelalterliche stän-
dische Struktur der ästerreichischen Erblande mußte zugunsten eines absoluti-
stischen, auf den Landesfürsten zentrierten Staates überwunden werden. Der 
führende Kopf und einflußreichste Berater Maria Theresias bei diesen Bemühun-
gen war Graf Friedrich Wilhelm von Haugwitz. lO Als Vorbild sunden ihm die 
Erfolge Preußens in Schlesien vor Augen; durch eine Zentralisation der Verwal-
tung und eine entscheidende Beschneidung der ständischen Macht innerhalb des 
Staatsgefüges hoffte er, die Effizienz und die finanzielle Leistungsfähigkeit der 
habsburgischen Monarchie entscheidend steigern zu können. Eine wesentliche 
Rolle kam dabei dem neuen, nur dem Landesfürsten verpflichteten Beamtentum 
zu. Nach seinen Vorschlägen wurde in Wien eine neue oberste Zentralbehörde 
gebildet, in der erstmals die politische und die Finanzverwaltung vereinigt waren, 
das »Direktorium in publicis et cameralibus«.21 Durch die Konzentration aller 
Entscheidungsbefugnisse in einer Hand sollte die Verwaltung gestärkt, gleichzei-
tig durch die Ausschaltung der böhmischen und österreichischen Hofkanzlei 
auch der Einfluß der Stände eingedämmt werden, deren Macht und Privilegien 
Haugwitz für die Finanzschwäche der habsburgischen Monarchie und damit 
letztlich für die Niederlagen gegen Preußen verantwortlich machte. 
Von vornherein stand es für Haugwitz fest, daß eine Reform allein der Verwal-
tungsspitze und der obersten Behörden nicht zum gewünschten Erfolg führen 
konnte. Sein Konzept schloß deswegen eine Umgestaltung der Länderbehörden 
mit ein. Die Verwaltungen der Länder mußten verändert werden, um auch don 
dem landesfürstlichen Einfluß in einer bis dahin weitgehend von den Ständen 
bestimmten Administration zum Durchbruch zu verhelfen. 1749, im gleichen 
Jahr, in dem in Wien das Direktorium eingerichtet wurde, leitete Haugwitz auch 
in den habsburgischen Ländern die entscheidenden Änderungen ein. Durch ein 
"FlUTZ KALLENBERG : Die Fürstentümer Hohen-zoUern am Ausgang des Alten Reiches. Ein Beitrag 
zur poliuschen lind sozialen Formauon des deutschen Südwenens. - Diss. (masch.) Tübingen 
1961, S. 321-371. 
H FRIEORICH WALTER: Männer um Maria Theresia. - Wien 1951. 
"WALTEIl, Staatsreform, s. 56f. 
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kaiserliches Reskript vom 30. April 1749 wurden die bisherigen .Wesen..:, die als 
Minelbehörden fungierenden Geheimen Räte und Hofkanzleien, Regierungen 
und Kammern für Innerösterreich in Graz und fUr Ober- und Vorclerösterreich 
in Innsbruck aufgehoben.21 An ihre Stelle traten in den einzelnen historischen 
ländern Steiermark, Kärnten, Krain und Tirol jeweils rein landesfürstlich be-
stimmte Mittelbehörclen unter dem Namen .Reprä.sentation und Kammer«.n 
Reprlisent3.tion bedeutete dabei Vertretung des Landesherrn in den Ländern im 
Gegensatz zu einer bis dahin weitgehend unter ständischem Einfluß stehenden 
Regierung. 2• Die öffentliche Verwaltung und das Finanzwesen waren dadurch 
weitgehend in die Verfügungsgewalt des Landesherren gelangt. Die ehemaligen 
Regierungen wurden auf den Bereich der Justiz beschränkt; ein nicht unbedingt 
beabsichtigtes Nebenprodukt dieser Verwaltungsreform war damit die erstmalige 
Trennung von Justiz und Verwaltung. 
2. 3 Die Reform. der Vorlande 
2. J. 1 Dit Erwtittrung der Zuständigktit d~r lb~rärnter 
In den Vorlanden wurde die Bedeutung der Haugwitzschen Reformen in die-
ser ersten Phase noch nicht als bedeutender Einschnitt sichtbar. An der admini-
strativen Zugehörigkeit der Vorlande zu Tirol änderte sich zunächst nichts. Spür-
bar waren jedoch die Veränderungen auf der Ebene der unteren Mittelbehörden, 
der Oberämter, die den ebenfalls 1748 unter den Deputationen und Späteren 
Länderstellen in der ganzen Monarchie gleichförmig eingeführten KreiSämtern 
entsprachen. In den Vorlanden, namentlich in Schwäbisch-Österreich und in 
Vorarlberg, war man relativ behutsam vorgegangen und hatte durch drei Hof-
kommissionen, zunächst unter dem burgauischen Landvogt Freiherr von 
Ramschwag, dann unter Graf Chotek im Jahre 1749 und endlich unter dem 
Hofkommissar für die Vorlande und späteren Präsidenten Freiherr von Sume-
raw eine Bestandsaufnahme machen lassen.1J Gerade in den Vorlanden war auf 
Grund der historischen Entwicklung die Verwaltungsstrukt.ur auf der unteren 
Ebene von bunter Vielfalt. Gleichförmig entwickelte Kompetenzen gab es nicht. 
In Vorarlberg hane Kaiser Karl VI. schon 1727 den Versuch unternommen, 
.. HSTA Stuugan B 30 Bu )84. Schreiben d~s o. ö. Geheimen Ra.tes an die schwllbisch-österreichi-
sehen Stlnde vom 3. September 1749 . 
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durch die Umgestaltung des Vogtei amtes in Bregenz eine für das Land zustän-
dige untere Mittelbehörde zu schaffen, gegen die sich jedoch von allen Seiten 
starker Widerstand geregt hauc/' so daß sich faktisch an dem Zustand der Ver-
waltung bis 1750 nur wenig geandert hatte. In SchWäbisch-Österreich hatten die 
kaiserlichen Behörden zwischen 1726 und 1727 eine ähnliche Initiative zur Ver-
einheitlichung der Verwaltung eingeleitet, da dort nach Auslösung verschiedener 
Pfandschaften die Donaustädte Waldsee, Riedlingen, Mengen und Saulgau sowie 
die Städte Ehingen und Schelklingen nur noch den o. ö. Wesen zu Innsbruck 
unmittelbar unterstanden. Im Breisgau hatte sowohl die Innsbrucker wie auch die 
v. ö. Regierung nur auf die Kameralämter einen unmittelbaren Zugriff, bei allen 
Dominien war sie auf Vermittlung der breisgauischen Landstände angewiesen. 
Auf Grund der Kommissionsuntersuchungen erging am 14. November 1750 
eine kaiserliche Restabilierungsresolution, in der für die Ober ämter in Nellen-
burg, in der Landvogtei Schwaben, im Burgau, in Hohenberg, in Vorarlberg und 
für die Stadthauptmannschafc Konstanz eine Umstrukturierung der personalen 
Zusammensetzung befohlen wurde. Zugleich setzte Maria Theresia eine erhebli-
che Erweiterung ihrer Zuständigkeitsbereiche fest." Die Amtsbezirke der genann-
ten Oberämter erstreckten sich nunmehr über ihre hiswrischen Grenzen hinaus 
und grenzten lückenlos aneinander.lI Das Entscheidende an der Neuerung war 
jedoch, daß damit eine direkte Vermittlung zwischen der Regierung und allen 
Untenanen - auch denen der adeligen Lehens- und Pfandherrschaften - herge-
stellt war. Erst hierdurch hatte die von Haugwitz reformiene Verwaltung die 
Möglichkeit, getroffene Anordnungen wirksam auch auf der unteren Ebene des 
Staates durchzusetzen. Die Macht der Landstände wurde durch diese erste Neu-
ordnung in den Vorlanden nur teilweise beschnitten, da es eine ständische Mitre-
gierung im eigentlichen Sinn wie in den anderen Provinzen in Vorarlberg und in 
Schwäbisch-Österreich nicht gab. In beiden Gebieten besaßen Adel und Ritter-
schaft keine Landstandschaft, diese war auf die jeweiligen Herrschaften radiziert. 
Allerdings fühlten sich die Besitzer von mediaten Herrschaften empfindlich in 
ihren bisherigen Freiheiten eingeschränkt und zu Unrecht bevormundet. t9 Als 
jedoch auch in dem weitgehend landständisch regienen Breisgau 1754 ein Kreis-
amt eingerichtet wurde, war der Widerstand unter den dortigen Ständen ebenso 
heftig wie in den übrigen Provinzen der Monarchie. JO 
Durch die Verwaltungsreform war die Arbeit der neuen Repräsentation und 
Kammer in Innsbruck wesentlich einfacher als vorher für die o. ö. Wesen. Statt 
KILG, Reformen Vorarlbergs, S. 97-110. 
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einer Vielzahl kleiner Herrschaften hatten sie 1750 als Unterbehörden nur noch 
fünf Oberämter in Vorarlberg und Schwaben, dazu die v. ö. Regierung in Frei-
burg und die Stadthauptmannschaft in Konstanz. Der erste Schritt zu einer Um-
wandlung der Vorlande zu einer eigenen Provinz war damit gelan. 
2. 3. 2 Die Bildung einer v. ö. l.dndesstefle, die Repräsentation in Konstanz und 
die Regierung in Freiburg 
Knapp andenhalb Jahre später folgte der ersten Reform eine zweite, noch 
tiefer gehende. Offenbar auf Anraten des Freiherrn von Sumeraw, der kaiserli-
cher Hofkommissar für die Vorlande war - er befand sich in der fraglichen Zeit 
in Wien - und unter Beteiligung des Grafen Chotek, der sich wä.hrend seiner 
Kommissionszeit eingehend mit den vorländischen Verhältnissen befaßt hatte, 
erließ Maria Theresia am 29. April 1752 eine von Haugwitz und Chotek unter-
fertigte Neugliederungsresolution. Durch sie wurde der Wirkungsbereich der 
Innsbrucker Repräsentation und Kammer auf das Land Tirol eingeschrankt. ll 
Für die bisher zu Tirol gehörigen Vorlande, den Breisgau, Schwäbisch-Öster-
reich und Vorarlberg wurde eine eigene Oberbehörde eingerichtet, die von den 
Innsbrucker Behörden unabhängig und nur den Wiener HofsteIlen untergeord-
net sein soHte. Zweck dieser Änderung war, wie es in der Resolution hieß, daß »die 
darausige getreyiste Stände und Untertanen sowol die Justiz desto geschwinder 
und mit minderen Kösten als bishero erlangen als auch in anderen Vorfallenhei-
cen unseres landesfürsdichen Schutzes desto behender teilhaftig werden mögen.«H 
Im einzelnen entsprach das Vorgehen der Wiener Regierung dem drei Jahre 
zuvor in den anderen habsburgischen brbl~ndern praktizienen Verfahren. Die 
alte, noch ständisch bestimmte v. ö. Regierung in Freiburg wurde aufgehoben. 
Einer :.RepräSentation und Kammer« mit Sitz in Konstanz übertrug die Kaiserin 
die :.Publica, Provincialia und die Commercialia«, Während der von der Reprä-
sentation abhängenden und von ihr zu ernennenden Regierung in Freiburg nur 
die Justizsachen mit Einschluß der :.causae feudales und der causae principis et 
commissorumc (d. h. der Lehenssachen und der Berufungen an den Landesfür-
uen) verblieben. Durch diese kaiserliche Resolution war die rechtliche Grundlage 
für die Einrichtung einer eigenen vorländischen Zentralbehörde gelegt; die tat-
sächliche Realisierung dieses Beschlusses nahm noch einige Zeit in Anspruch. 
Einmalig in den habsburgischen Erblanden war die räumliche Trennung von 
Verwaltung und Justiz in Konstanz und in Freiburg, die in der Folge auch die 
Arbeit von beiden erschwert und verteuert hat. Ausschlaggebend fOr die Wahl 
von Konstanz war wohl die für die Vorlande zentrale und verkehrsgünstige Lage 
.. Text bei STOLZ, Zugehörigkeit Vorarlbergs, S. t tSf. 
" Ebd. 
53 
und die Sicherheit, die die Stadt bei den noch andauernden Spannungen mit 
Frankreich bot, war doch Freiburg erst siehen Jahre zuvor nach der Einnahme 
durch die Franzosen total geplündert worden. Bei der Bestimmung Freiburgs 
zum Sitz der Justizbehörde, der .Regierung«, war man jedoch wegen der Betei-
ligung der Stände art den Versammlungsort der vorderösterreichischen Landstän-
de, an Freiburg, gebunden, so daß beide Behörden an verschiedenen Stellen einge-
richtet werden mußten. 
Im einzelnen nahm die bis zum Arbeitsbeginn erforderliche materielle und 
personelle Ausstattung der neuen Verwaltungsinstitutionen noch einige Zeit in 
Anspruch. Knapp zwei Monate nach dem Erlaß der Resolution, 3m 19. Juli 1752, 
begab sich der zum Präsidenten von Repräsemation und Kammer ernannte Frei-
herr von Sumeraw von Wien nach Innshruck, wo er sich die für die Arbeit seiner 
Behörde nötigen Unterlagen, nämlich die Vorakten der letzten zwanzig Jahre 
sowie die Lehens- und Protokollbücher, aushändigen lassen wollte. lJ Bei diesem 
mit außergewöhnlicher Umsicht und unter Einsatz von zeitweise zwölf Kopisten 
durchgeführten >lvorländischen Separations-Geschäft« wurde das gesamte in Fra-
ge kommende Schriftgut, Urkunden, Amtsbücher, Akten und Kanen zusammen-
gestellt, von zahlreichen Kopialbüchern und Vertragssammlungen fertigte man 
Abschriften an, band Serienakten und versah sie mit Indizes. Anfang Februar 
1753 traf das sechs große Kisten füllende Archivgut bei der Repräsentation und 
Kammer in Konstanz ein; weitere Sendungen folgten im Laufe des Jahres .... Diese 
Extradation stellte hinsichtlich ihres großen Dokumentationswertes wie ihres 
repräsentativen Erscheinungsbildes eine in der Tat königliche Ausstattung der 
neuen Behörden dar«, stellte B. Ottnad bei einer Bewertung der übergebenen 
Bestände aus heutiger Sicht fescH Insgesamt gelangten 1753 150 Kopialbücher 
und 90 Urbare an die Konstanzer Repräsentation und Kammer. l5 Sumeraw hatte 
auch die Absicht, einige Sekretäre von Innsbruck für seine neue Behörde zu 
übernehmen, doch lehnten alle dort Beschäftigten sein Anerbieten ab.}~ Anfang 
September 1752 befand sich Sumeraw dann in Konstanz, um die nötigen Vor-
arbeiten bis zur Eröffnung seiner Behörde zu leisten. Schon bei seinem ersten 
Aufenthalt in der Stadt als kaiserlicher Kommissar für die Vorlande am 
11. März 1751 hatte er sich, nach einem feierlichen Empfang durch die Stadtver-
waltung, eine Wohnung im Haus ,.Zum blauen Sattel. gemietet. Dort tagte wahr-
scheinlich in den ersten beiden Jahren die v. ö. Repräsentation. Gleich nach dem 
Arbeitsbeginn der Behörde nahm man den Bau eines eigenen Verwaltungsgebäu-
"Schreiben der Agenten der schwäbisch-osterreichischen Stande Johann Jakob MuHer in Wien vom 
21. Juni 1752 und Budina in Innsbruck vom 12. Juli 1752. HSTA Stuugart B 30 Bu 384 . 
.. BfRND OrrSAO: Geschichte und Dokumentalionswert der .. SchwabenbOcher. - In: ZWLG 
26/1967, S. 4'Jf. 
"STOLZ, Bestlinde, S. 27. 
'. S. Anm. 33. 
54 
des in Angriff. Die Stadt Konstanz stellte dafür das Anwesen .Zum Gratze und 
das frühere Zunfthaus der Schmiede .Zur Linden« in der Sr. Paulsstraße zur 
Verfügung. Dort errichtete Sumeraw mit einem Aufwand von 20000 fl. unter 
Verwendung von Bauteilen der abgerissenen Häuser einen Neubau, der 1754 
bezugsfertig wurde. Die Stadt Konstanz mußte zu dem Gebäude einen ansehn-
lichen Beitrag aus der Stadtkasse beisteuern. Baumeister des stattlichen, dreige-
schossigen Gebäudes mit elf Fensteracruen und zwei Portalen war der bekannte 
Barockbaumeister und Konstanzer Ratsherr Peter Thumb.)1 
Zum 1. Januar 1753 nahmen Repräsentation und Kammer in Konstanz und 
die Regierung in Freibufg entsprechend der kaiserlichen Resolution ihre Tätig-
keit auf. Bis dahin hatte Sumeraw alle PersonalsteIlen der Freiburger Regierung 
besetzen können. Joseph Graf von Welsperg, zuvor Landvogt in Vorarlberg und 
Stadthauptmann von Konstanz. war bereits am 26. April 1752 zum Präsidenten 
der Regierung ernannt worden. Daneben hatte man nunmehr einen Kanzleidi-
rektor, fünf weitere Räte, zwei unbesoldete Supernumerariräte sowie Sekretäre 
und Kanzleipersonal verpflichtet.1t Für die Repräsentation und Kammer standen 
Sumeraw zunächst nur zwei Räte zur Verfügung, der frühere tirolische Reprä-
sentations- und Kammerrat Karl Joseph Christiani von Raal und der ehemalige 
o. ö. Regimentsrat und nellenburgische Landvogt Johann Anten Gagg, Edler von 
löwenbergJ sowie Personal für Kanzlei, Buchhaltung und Zahl amt. Erst im lau-
fe des Jahres 1753 wurden zwei weitere Räte und ein Supernumerariusrat einge-
stellt. Um 1740 hatte die frühere v. ö. Regierung 19 Mitglieder, nämlich einen 
Statthalter, einen Kanzler, sieben Regiments- und fünf Kammerräte, dazu einen 
Fiskal und vier pekretlre.~D Trotz der räumlichen Trennung der neuen v. ö. Stel-
len war es gelungen, eine Behörde mit wesentlich erweiterter Kompetenz einzu-
richten. ohne daß das Personal nennenswert vermehrt worden wäre. 
Am 16. Januar 1753 tagte die RepräSentation und Kammer in Konstanz zum 
ersten Male. Einen Tag Später wurden die heiden Repräsentations- und Kammer-
räte Christiani und Löwenberg feierlich vereidigt; gleichzeitig nahm Sumeraw die 
erste Referatsverteilung vor. Es erhielten: 
von Christiani: Ecclesiastica, Commercialia, Polizei, Privilegien. 
Münzsachen, Postangelegenheiten, 
von Löwenberg: Causa Domini, Confin- und TerritOrialia, Kame-
rale, Provincialia und Militaria mixta. 
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Es ist ganz offensichtlich, daß die heiden Rate mit dieser Geschäftsverteilung 
überfordert waren. Noch 1753 wurden deswegen zwei weitere Räte verpflichtet, 
im Juni Baron von Ulrn und im Oktober Johann Georg von Eisde. Dabei über-
nahm Baron von Ulrn teilweise das Referat in Forstsachen. dazu Handels- und 
Sanitätsangelegenheiten. Seit 1756 bearbeitete dann weitgehend der statt Löwen-
berg neu hinzugekommene Baron von Landsee die Kirchensachen sowie die Mili-
taria rnixta.40 , Der Geschäftsgang entsprach den österreichischen Gepflogenhei-
ten, nach der jeder von der Repräsentation zu behandelnde Gegenstand von ei-
nem für die Materie zuständigen referierenden Repräsentationsrat bearbeitet wur-
de. der ihn dann in der Ratssitzung vortrug. Die Entscheidung wurde von allen 
Räten gemeinsam nach dem Vorschlag des referierenden Rates getroffen, das 
.Conclusum« vom Ratsprotokollisten im Ratsprotokoll festgehalten. Die Aus-
fenigung des Beschlusses oblag dem Sekretär und dem referierenden Rat; 
Reinschrift und Versendung übernahm der Expeditor.H . 
Entsprechend dem Tiroler Vorbild waren die Räte sowohl bei der Repräsenta-
tion wie bei der Regierung in eine Herren- und Ritterbank eingeteilt, obwohl es 
hierfür keine eigentliche vorländische Tradition gab.4l Bei der Regierung in Frei-
burg saß 1752 ein ordentlicher Regierungsrat auf der Herrenbank und drei auf 
der Ritterbank, dazu auf bei den Seiten je ein Supemumerarius. In Konstanz war 
auf jeder Bank zunächst je ein Rat vorgesehen; 1755 waren es fünf auf der 
Herrenbank und zwei auf der Riuerbank!J Nach 1759 wurde diese Trennung 
aufgegeben. 
Als Schwierigkeit stellte es sich jetzt heraus, daß zwar in Vorarlberg und in 
Schwäbisch-Österreich mit den Oberämtern ein Unterbau vorhanden war, der 
den Kreisämtern in der übrigen Monarchie im wesentlichen entsprach, daß eine 
solche untere Mittelbehörde im Breisgau jedoch fehlte. Dort hatte die v. ö. Regie-
rung bis 1752 diese Aufgabe wahrgenommen. Da aber die Kameralämter im 
Breisgau nur Ämter für die unmittelbar landesherrlichen Besitzungen waren, fehl-
te eine untere Mittelinstanz als Aufsichtshehörde für die Städte und adligen und 
geistlichen Dominien. Freiherr von Sumeraw plante deswegen schon im Januar 
1753, die Kameralämter in Waldkirch zu einem Kreisamt für den oberen und in 
Laufenburg für den unteren Breisgau erheben zu lassen, wofür auch schon eine 
kaiserliche Genehmigung vorlag.u Im Februar 1753 waren die Ämter eingerich-
tet, doch hatte die Regelung keinen Bestand." Im Januar 1754 wurde ein Kreis-
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amt für den Breisgau in Freiburg eröffnet und seine Leitung dem Kreishaupt-
mann Graf von Schauenburg übertragen." Schauenburg machte sich jedoch 
nicht nur durch seinen persönlichen arroganten Regierungsstil verhaßt, sondern 
auch der gesamte Zorn gegen den neuen ständefeindlichen absolutistischen Staat 
fand in ihm ein persönliches Ziel, so daß er 1759 abgesetzt und eine Untersu-
chung gegen ihn eröffnet wurde. Auf Grund des Verfahrens verurteilte man ihn 
1762 z.u dreijahriger Festungshaft.·' Mit seiner Amtsenthebung erlosch auch das 
Kreisamt, da es mit der Verlegung der Repräsentation nach Freiburg entbehrlich 
geworden war.·· 
Für die Konstanzer Repräsentation und Kammer war von der kaiserlichen 
Regierung eine Agende erlassen worden, die ihren Aufgabenkreis umschrieb. 4' 
Danach war sie für alles zuständig, was in den .. status Publicus et Politicus .. 
einschlug, also für alle Fragen der öffentlichen Sicherheit und Ordnung, des 
Münzwesens, der Postsachen und der militärischen Zivilverwaltung, des Gesund-
heitswesens und der Gewerbeaufsicht. Sie war Kontrollbehörde für geistliche und 
weltliche Wahlen, Aufsichtsbehörde für das Rechnungswesens aller weltlichen 
und geistlichen Institutionen, die der österreichischen Landeshoheit unterstanden, 
war Entscheidungsinstanz für die Streitigkeiten im Kontributionswesen und in 
Lehensangelegenheiten. Differenzen zwischen Obrigkeit und Untertanen sollten 
möglichst auf dem Vergleichsweg durch die Repräsentation geschlichtet werden, 
um den Untertanen den langen Instanzenweg zu ersparen, ebenso Justizangele-
genheiten, die nicht mit Blutstrafen endeten. Es ist augenscheinlich, daß der Kon-
stanzer Behörde damit von vornherein zumindest zum Teil auch Aufgaben einer 
Gerichtsinstanz übenragen worden waren. 
Offensichtlich hatten in den ersten Jahren sowohl die österreichischen als auch 
die Behörden der umliegenden Kreisstände Schwierigkeiten, sich an die neue 
Verwaltungseinteilung zu gewöhnen. Noch 1755 hatte die Konstanzer Reprä-
sentation den Eindruck, daß die Kenntnis ihrer Funktionen bei den untergeord-
neten Stellen nur gering sei, wodurch .. gleich als bishero schon die öftere Erfah-
rung gelehret, mehrerley Anstößig- und Ohnanständigkeiten veranlasset worden«, 
weswegen sie ihre Agende eigens nochmals im Druck bekannt machte. so 
.. SCHREIBER, Freiburg, S. 339 u. S. 346. 
"Ebd., S. 339; BADER, Breisgau. S. 224; GU Karlsruhe, Abt. 79/303; Rt:DOLF VON SCHAUENBI.;RG: 
Familiengeschichte der Reichsfrciherrn von Schauenhurg. - Hrsg. von Freifrau Benha von Schau-
enhurg:. Bühl 1954, S. 192f. ChristQph Anwn von Schauenburg, geb. 1717 in Freiburg, nach 1745 
österreichiKher Kreishauptmann in Freiburg, 1747 wirklicher Geheimer Kammerherr, 1750 v. ö. 
Statthalter in Freiburg, 1762 in Kufstein eingekerkert, danach 20 Jahre in Kloster Lambach (Öster-
reich) festgehalten, gest. 1787 in Ottakring ~i Wien . 
.. ~r Umfang der GeschlftsUtigkeit läßt sich relativ gUt aus dem Verzeichnis der ehemaligen Kreis-
amtsakten erschließen, die nach 1760 ~n die Regierungsreg:istratur übergeben wurden. GlA Kuls-
ruhe, Abt. 68/279 . 
.. PETZEI., Bd.I, Nr. J6, 5. 271-281. 
"Ebd. 

58 
Im Jahre 1759, kurz vor ihrer Verlegung nach Freiburg, bestand die Reprä-
sentation in Konstanz aus dem Präsidenten Sumeraw (B.: 6000 fl.), acht Rä.ten 
(1200-1500 fl.) und vier Sekretären. In der Kanzlei waren ein Protokollist, ein 
Kanzlist, ein Kanzleidiener und je ein Kammer- und ein Steuerbote tätig. Die 
Registratur, die zugleich als Expedit- und Taxamt fungierte, beschäftigte einen 
Registrator und zwei Registranten. Daneben bestand die Buchhaltung mit einem 
Buchhalter und einem Raitoffizianten und das Zahlamt mit einem Zahlmeister, 
einem Kontrollor und einem Kasseoffizianten ; diesen heiden Ämtern oblag der 
Aufgabenkreis der früheren lanclesfarstlichen Kammer. Für Rechtsfragen, in de-
nen das Interesse des landesfurstlichen Fiskus berührt wurde, war das Fiskalamt 
mit einem Kammerprokurator und einem Untertansadvokaten zuständig. Anga-
ben über die Höhe der Personalkosten der Repräsentation liegen aus dem Jahre 
1755 vor, in dem eine Reihe von Besoldungen erhöht und einige Stellen neu 
geschaffen wurden. Vor 1755 beliefen sich die Personalkosten auf 14200 fl., nach 
1755 waren es 20368 fl. S1 
Das Gerichtswesen der Vorlande war durch die Neuordnung Maria Theresias 
in den Vorlanden nicht im gleichen Maße wie die Verwaltungsspitze vereinheit-
licht worden; insbesondere blieben hier noch Bindungen an Tirol bestehen, die 
sonst alle abgelöst worden waren. Soweit die Oberämter und Kameralämter nicht 
selbst erste Instanz waren, ging eine Berufung gegen Gerichtsurteile zunächst an 
sie. Deren übergeordnete Instanz war dann die Regierung in Freiburg in Krimi-
nal- und Zivilgerichufällen; von don war dann eine Berufung an das .k. k. 
Revisorium in causis Privatorum in denen Ober- und Vorderösterreichischen 
Landen« in Innsbruck möglich. An dieses Gericht ging auch die Berufung von 
der Priminstanz der breisgauischen Klöster und des breisgauischen Adels, dem 
.Combiniert Prl1lat- und Ritterständischen Judicium Primae Instantiae«. In u-
hensangelegenheiten fungierte ein Teil der Freiburger Regierung unter dem Prä-
sidenten von Welsperg, der zugleich Lehenspropst war, mit vier Räten und einem 
Sekretär als .Consessus primae Instantiae in causis summi Principis et Commis-
sorum in denen v. ö. Landen«. Von ihm wiederum ging die Revision an das .k. k. 
Judicium Revisorium in Causis summi Principis et Commissorum in den Ober-
und v. ö. Landen« in Innsbruck. Dieser Instanzenzug wurde erst durch die Ju-
stizreformen Josephs 11. verä.ndert. Auch im Bereich der Sondergerichtsbarkeit 
war bis 1782 das k. k. Miliurkommando in Innsbruck als »Judicium delegatum 
in militaribus mixtisc Gerichtsstelle für Streitfälle aus dem militärischen Bereich. 
Ebenso unterstand das v. ö. Bergrichteramt und das v. ö. Bergwesen bis zum 
3. November 1783 dem Bergwerksdicektorat in Schwaz.u 
.. HSTA Stuugart B 30 Bü 384. Die Besoldung in 1iroJ (Prlsident 6000 fl., Rite 1800 fl.) lag etWU 
über der vorllndi.schen. (EGGu. Geschichte lirob, Bd. 3, S. 35.) . 
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Das Personal der Freiburger Regierung war 1759 ähnlich zusammengesetzt 
wie das der Repräsentation in Konstanz. Neben dem Präsidenten ]oseph Graf 
von Welsperg (B.: 4000 fL) standen sechs Regierungsräte (1000 fl.) und fünf 
Sekretäre (550-650 fl.). Die Kanzlei beschäftigte sechs Kanzlisten (je 300 f1.), in 
der Registratur waren ein Registrator (550 fl.), der zugleich die Aufgaben von 
Expeditor und Taxator wahrzunehmen hatte, und ein Registratursadjunkt 
(350 fl.) angestellt. Das ausführende Expeditwesen versahen ein Untermarschall 
(200 fl.), zwei Einspännige (150 fl.), ein Kammerbote (30 fl.) und ein Beibote 
(3 fL). Zusammen betrugen die Kosten für das Personal der Freiburger Regie-
rung 175915683 fl. u Die beiden vorländischen Zentralbehörden erforderten also 
an reinem Personalaufwand 36051 fl. 
2. 3. 3 Die vereinigte Repräsentation, Regierung und Kammer zu Freiburg 
Im Frühjahr 1759 beschloß die kaiserliche Regierung in Wien, die bisherige 
Trennung von Repräsentation und Kammer einerseits und Regierung anderer-
seits aufzuheben. Die Neuregelung betraf nicht alleine die Vorlande, sondern 
auch in Niederästerreich wurden Repräsentation, Regierung und Kammer wie-
der zusammengelegt.H Kurz vor dem offiziellen Bekanntwerden der Wiener Plä-
ne erhielten die Vorlande teilweise widersprüchliche Nachrichten ihrer donigen 
Agenten über die bevorstehenden Neuerungen. Richtig war, wie es in einem 
Schreiben vom 7. April 1759 hieß, daß eine neue Dikasterialeinrichtung vom Hof 
vorgesehen war und die bisherigen Beamten abgedankt würden.u Weitere Ge-
rüchte, daß die Zuständigkeiten der Repräsentation an die Regierung in Freiburg 
übertragen würden und dabei Graf Schauenburg zum Statthalter ernannt werden 
sollte/' bzw. daß die Vorlande wieder Innsbruck unterstellt würden,H gehörten 
zu den üblichen Begleiterscheinungen einer Verwaltungsreform. Am 24. Juli 1759 
erging endlich die kaiserliche Resolution, durch die die Konstanzer Repräsenta-
tion »quoad locum« aufgehoben und nach Freiburg verlegt wurde. Zum Präsi-
denten der vereinigten Repräsentation, Regierung und Kammer bestimmte Maria 
Theresia den Freiherrn von Sumeraw, während die Stelle Welspergs, der zum 
Regierungspräsidenten in Innsbruck ernannt worden war, wegfiel." Mit von Maj-
.. HST A Stuttgan B 30 Bu 384 
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er, bisher erster Oberamtsrat in Nellenburg und von Zwergern, zuvor Ober-
amtsrat und Landschreiber im Burgau, wurden mit der Neueinrichtung zwei 
neue Regierungsräte berufen; trotzdem hatte die nunmehrige Freiburger Behörde 
vier Regierungsräte weniger als die getrennten Institutionen vor 1759. 
Im Bereich des Gerichtswesens nahm Mafia Theresia zugleich mit der Neuord-
nung einige Vereinfachungen vor. Der bisherige .Consessus in Causis summi 
Principis er Commissorum« wurde sowohl in Freiburg wie auch in Innsbruck 
aufgehoben und mit der ständischen Priminstanz, dem »Judicium Primae In-
stantiaec in Freiburg bzw. in Innsbruck zusammengelegt. Ebenso hob Mafia 
Theresia die Zweitinstanz dieses bisherigen Lehensgerichts, das .K.k. Judicium 
Revisorium« in Innsbruck auf und legte es mit dem dortigen .Ordinari Reviso-
rium« zusammen. 
Der Preis der Zusammenlegung der Reprlisentation, Kammer und Regierung 
in Freiburg war der, daß die neue Hauptstadt der Provinz Vorderösterreich eine 
starke Randlage hatte, doch ergab die Entscheidung auch eine Reihe von Vortei-
len. Für die Wahl Freiburgs sprachen nicht nur Gründe der Tradition, zumal 
durch die 1756 von Staatskanzler Kaunitz geschlossene Allianz Österreichs mit 
Frankreich eine seit Jahrhunderten bestehende Gefahrenlage für die Stadt besei-
tigt und die Verlegung des Regierungssitzes nach dort ohne Gefahr möglich war. 
Die Vereinigung der beiden Behörden hatte zweifelsohne eine Vereinfachung der 
Verwaltung zur Folge, auch waren die Einsparungen bei den Personalkosten 
offensichtlich. Zudem übernahm die Repräsentation nunmehr wiederum, wie er-
wähnt, die Funktionen eines Kreisamtes für den Breisgau, so daß dieses Amt, das 
durch das Regiment Schauenburgs in Mißkredit gekommen war, ohne Schwierig-
keiten aufgegeben werden konnte. Für Freiburg sprach zudem, daß im umliegen-
den Breisgau der gesellschaftlich bedeutendere Teil der österreichischen Vasalli-
tät in den Vorlanden lebte, auch war die Stadt der Versammlungsort des vor-
nehmsten der drei stiindischen Korpora der Vorlande. Z-udem soll sich der Kon-
stanz.er Bischof Franz Konrad Kardinal von Rodt nachdrücklich für die Verle-
gung der RepräSentation von Konstanz weg nach Freiburg eingesetz.t haben.'· 
Die Zusammenlegung der beiden Behörden selbst verlief ohne Probleme. Be-
reits im September 1759 waren Archiv und Registratur von Konstanz nach Frei-
burg verbracht worden. Die letzte Ratssitzung in der Bischofsstadt fand am 
6. Oktober statt, während die vereinigte Landesstelle in Freiburg schon am 18. 
des gleichen Monats zum ersten Male tagte.60 Die Personaleinsparungen bei der 
neuen Freiburger Behörde waren beträchtlich. Eine der bisherigen zwei Präsi-
dentensteIlen fiel weg. Vier RepräsentationSräte aus Konstanz wurden in Frei-
ebd.; Vgl. auch K. k. wie auch erzherzoglicher dann dero Haupt- und Residenz-Stadt Wien 
Staats· und Standeskalender ... 1765. S. 509. 
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burg nicht übernommen, ebenso ein Regierungsrat aus Freiburg. Gleichzeitig 
wurden zwei der Konstanzer Registranten und ein Ingrossist eingespan. Neu 
eingestellt wurden ~wei Reprasentationsräte, drei Beamte der Buchhaltung, ein 
Registrant und zwei Kanzlisten. Insgesamt waren bei der vereinigten Reprä-
sentation, Regierung und Kammer in Freiburg 1760 nehen dem Präsidenten 
zwölf Räte, acht Sekretäre, in der Kanzlei ein Rat5protokollist, ein Exhibiten-
protokollist, sieben Kanzlisten, ein Kanzleidiener, fünf Akzessisten, in der Buch-
haltung zwei Raitoffiziere, ein Raitrat und im Zahlamt neben dem Zahlmeister 
ein Kontrolor angestellt. Die Registratur verfügte über zwei Registratoren und 
zwei Registranten, dazu kam ein Fiskal für die rechtlichen Belange. Sechs Diener 
besorgten Fuhren und Botengange. Damit war die Freiburger Behörde, in Ver-
gleich mit früheren und spateren Zuständen, trotZ der Personaleinsparungen 
noch eindeutig personell überbesetzt. U 
Bis zur Restabilierung der Landesstelle von 1763 war ein Teil der Räte aus-
schließlich im Bereich des Gerichtswesens tätig, wahrend ein anderer die Referate 
für den Bereich der Verwaltung übernommen hatte. Der einzelne Fall wurde im 
Rahmen der jeweiligen Referate von einem Regierungsrat vorbereitet, die Ent-
scheidung darüber, das »Conclusum«, von allen Räten auf den Ratssitzungen 
gemeinsam gefällt. Den Protokollen läßt sich entnehmen, daß die Arbeitsvertei-
lung nicht immer gleichgewichtig war. In der ersten Jahreshälfte von 1763 lei-
steten die Räte von Majer und von Löwenberg die Hauptarbeit im Bereich der 
Verwaltung. Maier hatte dabei die Referate Finanzwesen, Kamerale, Kontribu-
tionale, Territoriale und Provinziale, Löwenberg dagegen das Kommerziale, 
Münzsachen, Sanitätswesen, Privilegien, Post- und Polizeisachen. Der Rat Jo-
hann Georg von Eisele, 1754 Feldkriegskommissar in den v. Ö. Landen, bearbei-
tete alle in das Militärwesen einschlagenden Gegenstände (Requisitionen, Ein-
quartierung, Vorspann, Übergriffe), während Zwergern die Verantwortung für 
die landesherrliche Aufsicht über Stiftungen und Fideikommisse trug. Stapf hatte 
neben der Regierungskanzlei auch die Oberaufsicht über das gesamte Kanzlei-
wesen in Vorderösterreich. Von den acht Sekretltren waren im wesentlichen drei 
für die Repräsentation und Kammer tätig, namentlich Zimmermann, Daiser, und 
Bauer. Auch sie hatten fest umgrenzte Referate, die aber umfassender als die der 
Rä.te waren. Je nach der behandelten Materie waren sie in den Sitzungen den 
referierenden Räten zugeordnet.·1 
•• Das Persol1al nach HSTA Stuugan B 30 Bu 384 . 
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2.4 Von der Restahilierung des Jahres 1763 bis zur Alleinregierung Kaiser go~ 
.eph. 11. 
1. 4. 1 Die Neuordnung der LAndesbehörden 
Die Umstrukturierung der Wiener Zentralbehörde, die Staatskanzler Kaunitz 
seit 1761 betrieb, die Entmachtung des Direktoriums und die erneute Trennung 
von politischer und Finanzverwaltung in Wien blieh nicht ohne Rückwirkung auf 
die Länderbehörden.u Ihre Organisation mußte derjenigen der HofsteIle ange-
paßt werden, um ein reibungsloses Ineinandergreifen von Provinzial- und Zen-
tralbehörde zu garantieren. Auch hatte Maria Theresia nach dem Abschluß des 
Friedens von Hubertusburg wieder die Möglichkeit, sich intensiver mit Fragen 
der inneren Suatsstruktur zu befassen. Die entscheidenden Beschlusse in dieser 
Frage wurden im April und Mai 1763, nur kurze Zeit nach dem Friedensschluß, 
im Staatsrat gefaßt. Die Leitlinien, nach denen bei der Umgestaltung der Mittei-
behörden in den Ländern vorgegangen wurde, verlangten, 
»t. daß dem capo des landesgoverno die obereinsicht und die oberge-
walttragung über alle theile und geschäfte der ganzen landesre-
gierung eingeraumet. 
2. von dem landesgoverno alle cameral- und commerciat-antiegen-
heiten per commissiones oder consessus abhängig von denen be-
treffenden hofstellen tractieret, 
3. das politicum mit dem justiciali auf die art, wie es vorhin gewe-
sen, vereiniget werde.c·· 
Für Vorderösterreich, das in der Wiedervereinigung der politischen Verwal-
tung mit der Justiz zusammen mit Niederösterreich den anderen Lä.ndern vor-
ausgegangen war, schlugen sich die ins Auge gefaßten Neuordnungen in einer 
kaiserlichen Resolution vom 30. August 1763 nieder. Es waren, wie Sumeraw 
schrieb, .nach dem mit göttlicher Hilf geendigten Kriegc Einrichtungen getrof-
fen worden, »welche dem höchsten Dienst und dem allgemeinen besten verträg-
lich, zugleich auch dem aerario nicht allzu beschwerlich sein mögen.cil In der 
Resolution hieß es, daß in Zukunft in den Vorlanden sämtliche »Politica, Ca-
meralia und Justicialiac von einer Stelle in Freiburg unter dem »alt gewöhnlichen 
Titelc Regierung und Kammer nach den Instruktionen von 1752 und 1759 ge-
führt werden sollten. Dies bedeutete einmal die endgültige Aufhebung jeder noch 
bestehenden Trennung zwischen ehemaliger Repräsentation und Regierung. Alle 
Räte hatten nunmehr gleiche Aufgaben und Kompetenzen, besondere Zuständig-
keiten for Justiz und Verwaltung sollte es nicht mehr geben. Zusammen mit 
., WALTER. Zentralverwaltung Maria Theresias, S. 309-358 . 
.. Ebd., S. 358 . 
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dieser Vereinheitlichung waren die Registrat.uren und Kanzleien zusammenzu-
legen. Den Sekretären wurden feste Zuständigkeiten zugeteilt, womit offensicht-
lich die Neuvergabe von Referaten nach der Aufhebung des reinen Justizde-
partements gemeint war. Dem Präsidenten Sumeraw fiel das Hauptreferat »in 
justicialibus el pupillaribus« (jährlich ca. 1800 Fälle) zu. In der Woche sollten 
vier Ratstage gehalten werden, dazu an zwei Tagen Sitzungen in Justizangele-
genheiten. Für das Fiskalamt, das Zahl amt und die Buchhaltung wurden 1763 
keine Neuordnungen gecroffen.66 Wie bei der Wiener Zentrale und in den ande-
ren Ländern war auch in Vorderösterreich ein besonderer .Commercial-Consess« 
zu bilden, um die WirtSchaft des Landes zu heben; er sollte von der enrsprechen-
den Wiener Institution abhängen. Damit war die erste Kommission gebildet, die 
ein bestimmtes Sachgebiet zu behandeln hatte; in der Folge kamen noch einige 
weitere hinzu, Sie bestimmten die Form der Verwaltungsarbeit in Vorder-
österreich unter Maria Theresia bis zur Alleinregierung Kaiser ]osephs 11. " 
Ein besonderer Teil der Restabilierungsresolution befaßte sich mit den Oberäm-
tern. Diese ,.fast gänzlich ausgestorbenen Oberamtenc sollten ebenfalls neu einge-
richtet werden." Ihr Personal wurde wie das der Regierung vermindert, zum 
großen Teil die Posten neu besetzt und die Zuständigkeiten genau festgesetzt. 
Unterschiede in der Ämterstruktur der einzelnen Oberämter hob man auf, was 
besonders Nellenburg betraf. Die Einzelheiten dieser Restabilierung sind für Ho-
henberg bereits ausführlich dargestellt worden; sie betraf jedoch alle Oberämter 
in gleichem Maße." 
Ein hervorstechendes Kennzeichen der Restabilierung von 1763 war, wie be-
reits hervorgehoben, die erhebliche Reduzierung des Personals. Am Beispiel der 
Regierung und Kammer läßt sich diese Einsparung deutlich verfolgen. Präsident 
blieb der Freiherr von Sumeraw mit 6000 fl. Besoldung, Ihm wurden nunmehr 
acht R.1.te statt bisher zwölf mit je 1200 fI., Stapf als Kanzleidirektor mit 1500 fl. 
Besoldung und zwei Supernumerariräte ohne Besoldung beigegeben. Zwei der 
bisherigen Räte (von Blümegen und von Beaurie) wurden wegen hohen Alters 
pensioniert. Die Zahl der Sekretäre (je 600 f1.) verminderte sich von acht auf 
sechs, das Amt des Ratsprotokollisten (400 fI.) wurde mit dem des Exhibiten-
protokollisten zusammengelegt. Auch bei dem Botenpersonal wurde eine Stelle 
gestrichen. Daneben stehen einige Personalvermehrungen. So wurde die Zahl der 
Kanzlisten (je 300 fl.) auf acht erhöht, in der Registratur SteUte man einen wei-
teren Beamten ein (Registrator 500 fL, zwei Registraturadjunkten 400 fl. bzw. 
350 fL, zwei Registranten je 300 fl.). Die übrigen Posten von Regierung und 
Kammer blieben unverändert . 
.. HSTA Stungart B 17 Bu 1007 . 
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1767/68 wurde die Besoldung aller Mitglieder von Regierung und Kammer, 
zum Teil erheblich. verbessen. Die Räte bezogen seitdem je 1800 fI., die Sekretäre 
je 800 fI.) der Registracor 600 fl. bzw. 700 f1., die Registratursadjunkten je 400 fI. t 
die Registranten wie die Kanzlisten je 350 f1. Dabei galt allgemein die Regelung, 
daß Besoldungen unter 1000 fl. im Jahr monatlich, höhere vienelj!thrlich ausbe-
zahlt wurden/o Im Stellenplan der Regierung trat 1767/68 zudem insofern eine 
Änderung ein, als nä.mlich das Amt des Registrators von dem des Expeditors und 
Taxators getrennt wurde. Der Registrator hatte damit nur noch die Verantwor-
tung for die Verwahrung des Schriftgutes; den Auslauf und die Versendung 
übernahm eine eigene Dienststelle. Die während der Regierung Maria Theresias 
gewaltig anschwellenden Aktenmengen machten diese Entscheidung unumgäng~ 
lieh. Um dieses Aktengut auch entsprechend verwahren zu können, wurde ein 
zusätzlicher Akzessist für die Registratur eingestellt. Ebenfalls mit der immer 
größeren Schriftlichkeit im Behördenverkehr hängt die Vermehrung der hanz~ 
listen von acht auf zehn zusammen. 
Im Zusammenhang mit der Neuordnung von 1767/68 wurden auch die Buch~ 
haltung und das Zahlamt umstrukturiert. Neben den Buchhalter (1000 f1.)} der 
die Aufsicht über die Buchführung von Regierung und Kammer und die lber~ 
aufsicht über das Rechnungswesen aller Behörden und Stiftungen in ganz sor~ 
derösterreich hatte, trat ein Raitrevisor, dessen Aufgabe es war, die Buchführung 
der Regierungsstellen zu überprüfen, und neben ihn mit dem sudtischen oech~ 
nungsrevisor ein Beamter zur Kontrolle der kommunalen Rechnungsführung. Es 
unterstreicht die Sorgfalt des theresianisehen Staates im Bereich des staatlichen 
Rechnungswesens, daß die Buchhaltung zus.ätzlich mit vier Kalkulatoren (je 
450 fl.) und einem Buchhaltungsakzessisten (104 fl.) ausgestattet wurde. - Das 
Zahlamt erhielt neben dem Zahlmeister (1000 fl.) und dem Zahlamtskontrolor 
(650 fl.) mit dem für Österreich charakteristischen Stempelsignator (350 fl.) ei-
nen weiteren Beamten. Trotz der Besoldungserhöhung von 1767/68 und der ser~ 
mehrung des Personals in Teilbereichen waren die Personalkosten der Freiburger 
Regierung und Kammer mit 26400 fl. (ohne die Besoldung des Präsidenten) ge-
ringer als die Kosten der getrennten Verwaltung vor 1759. 71 
Im Jahre 1758 erforderte, wie die folgende übersicht zeigt, die Besoldung von 
Repräsentation, Kammer und Regierung 33051 fl., die Personalkosten for alle 
anderen Ämter betrugen rund 44000 fl., dazu kamen etwa 10000 fl. Pensionen 
und 3600 fl. Extradikasterialbesoldungen, so daß der Personalaufwand für ganz 
Vorderösterreich ohne die städtischen und landständischen Beamten bei 
100000 f]. lag. Fast ebensoviel. nämlich 90684. fl. verblieben dem Aerarium als 
reine Einnahmen nach Abzug aller Verwaltungskosten. Daneben hatten die drei 
'. KROPATSCHEK, Staatsverfassung Österreichs, Bd. I, S. SM. 
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Behörde 
Repräsentation u, Kammer 
in Konstanz 
Fiskalamt 
Regierung in Freiburg 
Gemeinsam bei den 
Zentralbehörden 
Herrsch. Taxämter in 
Konstanz u. Freiburg 
Hauenstein u. 5 breis-
gauische KameraI-im", 
Vomlberg 
Landvogtei Scbwaben 
u. 5 Donaustädte 
Markgrafschaft NeUenbuli 
Hernchaft Hobenber! 
Zollamt Sigmaringen 
Genfeinsam bei den 
Oberiimtern 
Summe 
Anha 
Reine Einnahmen 
Art der Einnahme 
Maßp[ennig u. Umgeld 
Salzakzis 
Judentoleran7.geld 
Partikularbodenzins 
10 Zollämter 
Diskasterialbeiträge der 
drei vorl.ändischen I 
Stände und Konstanz 
Arrha 
Betrag Art der Ausgabe 
12228.34 Besoldung 
3531.15 
571.1 
110.55 
19398.25 
182.39 
Extradikasterial-
besoldungen: 
11937.58 1. Kreishauptmann-
schaft Fremurg 
4420.22 2. Straßeninspek-
toren 
3. ZaUbereiter 
4. V.Ö. Postmeiste-
rei 
807.14 Korresp. z. Regens-
b"" Pensionen 
GeistLStiftungsdep. 
Extraerfon'lernisse 
Besoldungen (mit 
breis&'. ZoUämtem) 
Betrag 
17368 
IS 683 
2500 
200 
200 
716 
" 9956.24 
3589.14 
22060.16 
I 26840.34 8146. 7 
33392.35 Besoldung 8244.29 
34657.32 Besoldung 8884.59 
30031 Besoldung 8144.15 
28356.33 Besoldung 6337.4 
930.30 
Extraerfordernisse 49653. 3 
Erfordernisse ! 2310 
238147.22 ~NR2424.NT 
4960.37 
243107.59 152424.17 
90683.42 j 
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vorl.1ndischen Ständegruppen nach dem Novalrezeß von 1749 rund 200000 f1. 
Steuern zu zahlen, von denen aber rund 100000 fl. wegen Kriegserlittenheiten in 
ihrer Hand verblieben. 71 Durch die Kriegssteuerantizipationen, die Maria The-
resia in diesen Jahren von den Ständen erhob, war jedoch der wirkliche Ertrag, 
den Habsburg aus Vorderästerreich zog, weit höher als 200000 fl. 
Einen interessanten Vergleich für die vorländischen Verwaltungskoscen er-
laubt der Gesamtetat für die Verwaltung der habsburgischen Monarchie 
einschließlich Ungarn und der Niederlande, auch wenn die Zahlen sicher nur 
approximativ verstanden werden können. Die gesamten Personalkosten werden 
don für 1778 mit 51100377 A. angegeben. Das k. k. Gubemium in Böhmen er-
forderte 362812 fl., das in Oberösterreich 273900 fl., die Zentralbehörden Tirols 
und der Vorlande zusammen 144950 fl., wobei auf Tirol der weitaus größere 
Anteil entfiel. Für die vorländischen Zentralbehörden benätigete man in diesem 
Jahr etwa 34400 fl. Der Präsident des Innsbrucker Guberniums wurde mit 
15000 fl. besoldet, der der vorderösterreichischen Regierung erhielt 8000 fl.; die 
Räte in Timl und Innerösterreich wurden mit je 3000 fl. besoldet. die Vorder-
österreichs mit je 2000 fl. Nicht nur von der Lage her wurde Vorderösterreich 
nun als minder wichtige Provinz des Habsburgerreiches eingeschätzt.1l Noch in 
der allgemeinen Besoldungsregelung der Monarchie unter Kaiser Franz 11. ran-
gierten die v. ö. Beamten unter geringer besoldeten Dienern in den habsburgi-
schen Provinzen." 
2. 4. 2 Die Regierungskommissionen 
Als ein besonderes Charakteristikum der Regierungsarbeit der Wiener Zen-
trale in der Zeit der gemeinsamen Regierung Maria Theresias und Josephs 11. 
muß die Behandlung einzelner Materien in Kommissionen gesehen werden. Die-
sen Kommissionen bei der Zentral regierung entsprachen Kommissionen auf der 
Ebene der Länder. Ihre Arbeit, die etwa wie die der Normalschulkommission 
wertvolle Aufschlüsse für die Bildungsgeschichte Südwestdeutschlands geben 
könnte, ist jedoch wegen der Auflösung aller alten Registraturzusammenhänge in 
den v. ö. Archiven nach 1806 kaum noch zu rekonstruieren. Im folgenden kann 
deswegen nur ein äußerer Rahmen der Tätigkeit dieser Kommissionen abges~ckt 
werden. 
In der Zeit von 1763 bis 1781 bestanden folgende Kommissionen bei der Frei-
burger Regierung und Kammer; 
(I) Der Kommerzienkonseß oder die Kommerzienkommission 
'I QUARTHAL, Landstande, S. HOf. 
"GLA Karluuhe Abt. 65/351. Österr-eich Militaria. 
" IUOPATSCHEJ;, Staauverfassung Österreichs, Bd. I, S. 5601. 
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(2) Die Generallandespolizeikommission 
(3) Die k. k. Studienkommission 
(4) Die k. k. Sanitätskommission 
(5) Die k. k. Gymnasien- und Normalschulkommission 
(1) Die Kommerzienkommission 
Mit der Zerschlagung des Haugwitzschen Direktoriums in Wien hatte Mafia 
Theresia durch Handschreiben vom 27. Januar 1762 die Heraus!ösung des Kom-
rnerziendirektoriums als einer ~vereinigten ohnmittelbaren Hofstelle« befohlen.T~ 
Da diese Kommission nur mit gleichartigen Länderkommissionen sinnvoll arbei-
ten konnte, wurde dem v. ö. Regierungspräsidenten von 5umeraw in der Restabi-
lierungsresolution von 1763 aufgetragen, einen besonderen .Comm~rciafJConsess« 
wie in den anderen habsburgischen Provinz.en einzurichten. 70 Seine Aufgaben 
waren, in Abhängigkeit von dem Wiener Kommerziendirektorium und der 
landesstelle .das wachstum und der aufnahm der inländischen cultur, die erhe-
bung deren manufacturen, dann die einleit- und erweiterung des commercii, mit-
hin die wesentliche wohlfart [der] getreuesten erblanden und untenhanen zu 
befördern .• n Pr.lises der v. ö. Kommission war der Regierungsrat von Witten-
bach, drei weitere Regierungsrä.te fungierten als Assessoren. Daneben war ein 
eigener Rat als .Commercienratc nur für die Belange der Kommission zustän-
dig; als Personal hatte sie einen Regierungssekretär in der Funktion eines Alnu-
arius und einen Registranten. 
Schon 1771 hatte der Wiener Kommerzienrat seine Eigenschaft als völlig un-
abhä.ngige Hofstelle verloren und war als Abteilung der Hofkammer unterstellt 
worden. Seit 1776 wurden seine Agenden im österreichischen Teil der Monarchie 
wieder von der böhmisch-österreichischen Hofkanzlei übernommen; im gleichen 
Jahr steHte auch die v. ö. Kommission ihre Tätigkeit ein. l ' 
(2) Die Generallandespolizeikommisssion 
Die Generallandespolizeikommission wurde 1768 bei der vorländischen Regie-
rung eingerichtet. Ganz im Sinne des im 18. Jahrhundert noch weiten Polizeibe-
griffes sollte sie sich neben der .Verbesserung der Landwirtschaft, des Bergbaus 
und der Industrie [cl.h. des Gewerbes]« vor aHem um .die Verbesserung der für 
den Staat höchst wichtigen Kinderzucht und des auf dem platten Lande schlecht 
besteHten Schulwesens« bemühen/'t Ihr Aufgabenbereich stand damit dem der 
" WALTER, Zentralverwaltung Maria Theresias. S. 338-341. 
'. HSTA StUttgart B 30 Bo 384. 
"WALTER, Zentralverwaltung Maria Theresias. S. 239. 
,. Ebd., S. 491f. 
"LUDYIG t~iTlW Vorarlberg und seine territoriale Entwicklung. _ In: Vorderösterreich, S. 670. 
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Kommerzienkommission und dem der späteren Normalschulkommission nahe. 
Ihr Direktor war Freiherr von Kageneck, der 1767 als Supernumeranus in die 
Regierung und Kammer in Freiburg aufgenommen worden war. Im Jahre 1772 
leitete er, offensichtlich im Zusammenhang mit der Polizeikommission, die Bu-
cherzensurkommission, die allerdings nur in diesem einen Jahr als eigene Kom-
mission für die Vorlande in den Schematismen aufgeführt wird. Seit 1781 war 
der Freiburger Professor und Mitglied der juristischen Fakultät joseph Petzeck, 
Herausgeber der einzigen Gesetzessammlung für Vorderösterreich, mit der Bo-
cherzensur betraut. 'o 
Der Polizei kommission waren drei Assessoren, die nicht der Regierung ange-
hörten und in Bernau, Altbreisach und Säckingen ihren Wohnsitz hatten, der 
Kammerprokurator und Fiskal als juristischer Sachverständiger und ein Regie-
rungs- und Kammerrat zugeteilt. Zunä.chst waren ihr zwei Landinspektoren, ei-
ner im oberen und einer im unteren Rheinvienel, unterstellt; seit 1774 gab es nur 
noch einen Landinspektor. Da sowohl Assessoren wie Landinspektoren ihren Sitz 
nur im Breisgau hatten, ist wahrscheinlich, daß die Kommissionsaufgaben in den 
anderen Teilen Vorderösterreichs durch die Oberämter wahrgenommen wurden. 
1782 wurde die Kommission aufgelöst. 
(3) Die Sanitätskommission 
Durch ein Hofdekret vom 2. Januar 1770 wurde die Einrichtung von Sanitäts-
kommissionen in allen LandesstdIen befohlen. Sie sollte aus Regierungsräten be-
stehen, von denen einer den Vorsitz zu führen hatte, ferner mußte ihr ein Arzt 
angehören. Die Kommission unterstand gleichermaßen den Regierungen der Pro-
vinzen und der Haupt-Sanitäts-Hof-Deputation in Wien. In den einzelnen Kreis-
ämtern (Oberämter in Vorderösterreich) waren ein Kreis-Chirurgus oder -Phy-
sikus anzustellen." Der Freiburger Kommission gehörte als Regierungsmitglied 
Freiherr von Kageneck an, der auch den Vorsitz führte, sowie zwei Professoren 
der medizinischen Fakultä.t der Freiburger Universität, von denen einer der De-
kan der Fakultät war. Die Grundlage der Arbeit der Kommission war das unter 
der Leitung von Graf Franz X. Koller von Nagy-Manya ausgearbeitete Sanitäts-
normale, das sehr weitgehende Vorschriften zur Verhütung von Seuchen und zur 
Bekämpfung von Krankheiten enthielt." Die Wiener Hofkommission wurde auf 
Antrag ihres Prä.sidenten Graf Koller durch a. h. Handschreiben vom 4. Januar 
MI pch~m.uismus 1772, S. 24. ai~ Bücherzensur wurde Petzek mit k~iR~rNicher o~RMlution vom 
23. aezem~r 1781 übenragen; durch eine Resolution unter Kaiser Franz II.vom 16. November 
1793 wurde seine Stellung bestltigt. PETZEK. Nr. 1025, S. 220; Nr. 1083, S. 307. 
11 PITZEK, Bd. 6, Nr. 1109. Vgl. auch W"LTER, Zentralverwaltung Mana Theresia..s. S. 216-219. Für 
ein Bestehen d~r Sanitlukommission vor 1770 konnte ich keinen Hinweis finden . 
.. Druck bei PETZEK, wie Anm. 81; ebenso GIA Karlsruhe 79/3438. 
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1776 aufgelöst, nachdem sie die grundsätzliche Organisationsarbeit für das me-
dizinische Versorgungswesen der Monarchie geleistet haue.1) Ihre Agenden gin-
gen filc die deutschen Erblande an die böhmische und ästerreichische Hofkanzlei 
über. In den Ländern sollten ihre Aufgaben künftig durch die Landesstelle in 
pleno vorgenommen werden; in der Tat aber bestand die Sanitätskommission in 
Vorderösterreich bis zur Reform cln Landesstelle im Jahre 1781 unter ]oseph II. 
(4) Die Studienkommission 
Die Neuorganisation, ja in weiten Bereichen der völlige Neuaufbau des Schul-
wesens, insbesondere des Volksschulwesens, und seine Unterstellung unter die 
Aufsicht des Staates war einer der wesentlichen Bestandteile der Reformen Mafia 
Theresias. So entsprang auch die 1760 vollzogene Umwandlung der Wiener Stu-
dienkommission in eine ordentliche Hofkommission ihrem persönlichen Interes-
se.·· Der Studienkommission in Wien entsprachen in Vorderösterreich zwei Kom-
missionen, die v. ö. Studienkommission. der die Aufsicht über die Universitätsstu-
dien oblag, und die Gymnasien- und kormalschulkommission~ die das Gymnasi-
al- und Volksschulwesen beaufsichtigte. Die Studienkommission wurde 1772/73 
unt~r dem Vorsitz Kagenecks eingerichtet. Als Assessoren gehörten ihr die Direk-
toren der vier Fakultaten der Universität Freiburg an. Auf diesem Wege führte 
die Regierung und Kammer eine unmittelbare Aufsicht über die Universität, in 
der die Direktoren in den einzelnen Fakultäten als landesfürstliche Kommissare 
fungierten.'! 1782 stellte die Kommission ihre Arbeit ein.'1> 
(5) Die Gymnasien- und Normalschulkommission 
Mit Reskript vom 22. Oktober 1770 trug Maria Theresia .. von den wichtigen 
Vonheilen, welche dem Staate durch die glückliche Bildung guter Christen. und 
nützlicher Bürger verschaffet werden, überzeugt [ ... ], die obere Aufsicht über 
das ganze gemeine deutsche Schulwesen in gesammten Ländern einer eigenen aus 
geistlichen und weltlichen Rathsgliedern zusammengesetzten Kommission« auf. 11 
1774 präzisiene die allgemeine Landesschulordnung, ausgehend von dem 
Grundsatz, daß ... die Erziehung der Jugend beyder!ey Geschlechts als die wich-
tigste Grundlage der wahren Glückseeligkeit der Nationen. angesehen werden 
müsse, die Intentionen Mana Theresias und schrieb vor, daß in den einzelnen 
U PrrzEK, Bd. 6, Nr. 1120, S. 262f.; WALTER, Zc:ntralverwaltung Maria Theresias, S. 21Sf. 
.. WALTER, Zc:ntralverwaltung Maria Theresias. S. 355-358 . 
•• Zn:DEN, Universität Freiburg. S. 62 . 
.. Die Vorschriften, die für die Bildung der Kommission galten. sind zusammengestellt bei KROPAT-
SCHEK. Scaatsverfassung Österreichs, Bd. J, S. 2f. 
"PETZEI:, Bd. 5, Nr. 1087, Wien 22. Oktober 1770, S. 514 
71 
Provinzen Schul kommissionen zu bilden seien, die aus zwei oder drei Regierungs-
räten der Landesstellen, einem Bevollmächtigten des zuständigen Ordinariats so-
wie einem Sekretär und dem Normalschu.1direktor bestehen sollten. Die Kom-
missionen gingen daran, die Neuorganisation der gesamten deutschen Schulen, 
nämlich der Normalschulen, der Hauptschulen und der Trivialschulen nach der 
theresianischen Landesschulordung zu realisieren. Die Schaffung dieses neuen 
allgemeinen Schultyps in der gesamten habsburgischen Monarchie nannte Walter 
,.die kulturelle Großtat der theresianischen Epoche .• " Die Tätigkeit und Wir-
kung dieser v. ö. Kommission, von der sich, im Gegensatz zu den anderen Kom-
missionen, umfangreicheres und verhältnismäßig geschlossenes Aktenmaterial er· 
halten hat,U ist durch die Untersuchung Masers wieder sichtbar gemacht war· 
den.'o 
Der Präsident der Kommission war Baron von Ulm, der Präsident der Freibur· 
ger Regierung persönlich, ein Zeichen, welch wichtiger Stellenwep dem Normal-
schulwesen in den Augen der kaiserlichen Regierung zukam. Neben dem Präsi-
denten gehörten ihr zwei bzw. drei Regierungsräte sowie ein geistlicher Rat der 
Diözese Konstanz - nur von Konstanz! - und Franz Joseph Bob als Normal-
schuldirektor sowie der Kanzleiverwalter der Stadt Freiburg an. Ebenso war der 
Kommission ein Sekretär beigegeben, so daß ihre Zusammensetzung genau der 
Verordnung von 1774 entsprach. Nach der Übernahme der Alleinregierung 
durch Kaiser Joseph 11. wurde auch diese Kommission im Jahre 1782 aufgelöst. 
Ihre Aufgaben wurden in jedem Kreis (Oberamt) der Vorlande durch besondere 
Schulvisitationskommissare fortgefühn." 
2. 4. 3 Die Eingliederung der Landstd"nde 
Alle Reformen Maria Theresias seit 1745 dienten im Grunde dem einen großen 
Ziel, nämlich die finanzielle Leistungsfähigkeit des österreich ischen Staates zu 
stärken und ihm für die Auseinandersetzungen mit Preußen den nötigen Rück-
halt zu geben. Dieser Leitgedanke stand über allen Neuordnungen der Verwal-
tung. Hierbei wurden große Erfolge erzielt, doch wurde bald deutlich, daß die bis 
dahin dem Staat zur Verfügung stehenden Ressourcen nicht ausreichten, daß 
über das bisher Erreichte neue Finanzquellen aufgeschlossen werden mußten. So 
lief parallel zu der Verwaltungsreform eine Reform des Steuerwesens. Dabei 
sollten die Steuerlasten neu vertei!t und durch die Einbeziehung des bisher SteU-
.. WALTER, Zentralverwaltung Maria Theresias, S. 496. Die Schulordnung in abgedruckt bei PtTZEK, 
Bd. 5, Nr. 1088, S. 516-546 . 
•• GLA KarJsruhe Abt. 79 Rubrik _Schulen .. und Abt. 229 unu-r der gleichen Rubrik bei den einzel· 
nen Onen . 
.. MaSER, Der Lehrerstand . 
., PETZEK, Bd. 5, Nr. 1105,28. Januar 1787, S. 578. 
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erfreien Adels und des KJerus eine .gottliehende Gleichheit in Steuersachen., ein 
Leitwon der Reformen Maria Theresias, erreicht werden. Die Steuerrdotm in 
Vorderösterreich stellte sich damit der neuen vorländischen Verwaltung als zen-
trale Aufgabe. Während des ersten und zweiten Schlesischen Krieges hatte sich 
die Wiener Zentralbehörde noch mit vorläufigen Lösungen auf der Basis des 
bisherigen Steuerrechts begnugt. So legten sie in Verhandlungen mit den ständi-
schen Agenten in Wien längerfristige regelmäßige Steuerzahlungen fest, die nach 
einem bestimmten Schlüssel unter die drei ständischen Korpora im Breisgau, in 
Schwäbisch-Österreich und in Vorarlberg aufgeteilt wurden und nur eine mäßige 
Höhe erreichten.'l Die SUnde leisteten ihre Zahlungen also auf Grund dieses 
.Novalrezessesc; den darüber hinausgehenden Finanzbedarf der Kriegsjahre 
deckte man durch .Steuerantizipationenc, die bis 1805 korrekt verzinst wurden. 
Noch Während des Siebenjährigen Krieges begannen die v. ö. Behörden die völ-
lige Neuordnung des Steuerwesens in Angriff zu nehmen. Nach böhmischem 
Vorbild wurde in der sogenannten .Peraequationc der Steuerfundus des Landes 
neu festgestellt. Man begann mit dieser Arbeit im Bereich der breisgauischen 
Landstände, die in ihrer Struktur am meisten den Ständen in den anderen öster-
reichischen Provinzen glichen, weswegen dort auch der unmittelbare landesherr-
liche Einfluß am geringsten war. Bei dem wenigen Kameralbesitz in diesem Ge-
biet gelangten landesfürstliche Dekrete und Entschließungen nur durch die Ver-
mittlung der Landst1nde an einen Großteil der Untenanen, ebenso ging das ge-
samte Steueraufkommen durch die Hände der Stände. Durch die Peraequation 
war damit erstmals eine direkte landesherrliche Einflußnahme auf Steuerfestset-
zung und Steuererhebung möglich. Gleichzeitig wurde auch der unmittelbare 
Besitz von Adel und Geistlichkeit in den Kreis der steuerbaren Güter einbezogen. 
Aus heiden Gründen war der Widerstand von Adel und Prälaten heftig." Die 
Arbeit war im Jahre 1764 im wesentlichen abgeschlossen. Der Steuereinzug und 
die Steuerverwaltung blieben formal weiterhin in den Händen der Stände; um 
auch hier den bisherigen Dualismus der Staatsverwaltung zu überwinden, wur-
den die breisgauischen Landstände. wie in den anderen habshurgischen Provin-
zen, durch eine Änderung der ständischen Verfassung insgesamt der landesfürst-
lichen Aufsicht strenger unterworfen.D~ Bisher hatten die drei Stände, die Präla-
ten, die Ritterschaft und der dritte Stand je eine eigene Verwaltung und Regi-
stratur besessen, hatten häufig getrennt getagt und ihr Steuerquantum jeweils 
getrennt unter sich veneilt. Nunmehr wurde als gemeinsames Organ der ständi-
.1 QUAlTHAL, LandsUnde. S. 140f . 
.. Vgl. duu FUTZ ECItAIlT: Die Steuerrcform in Vorderösterreich unter Maria Thercsia und Joseph 
11. - Diss. (masch.) Heidelberg 1923; BAOU, Sl1nde, S. 252f.; GOTHEIJIoI. Der Breisgau, S. 16-20; 
Die Akten ~u diesen sorg~gen finden sich für den Breisgau im GLA Karlsruhe Abt. 79, soweit fie 
nicht in die Orubest1nde in Abt. 229 verteilt wurden . 
.. PrrzEI, Bd. I, Nr. 89, Kaiserliche Resolution vom 4. Juli 176<4-, S. 505-522. 
73 
sehe .Konsess,., gebildet, dem je zwei Abgeordnete des Prälatenstandes, der Rit-
terschaft und des dritten Standes angehörten. Jeweils drei Abgeordnete hatten 
nach drei Jahren auszuscheiden; für sie rückten neugewählte Venreter nach. 
Den Vorsitz des Konsesses, dem in allen die Landstände betreffenden Fragen die 
alleinige Entscheidungskompetenz zukam, führte der Präsident der v. ö. Regie-
rung und Kammer. Diese Regelung, daß der Präsident der landesforstlichen Ver-
waltung gleichzeitig als Präsident der Landstände fungierte. war in der gesamten 
Monarchie gleichförmig durchgeführt; sie leitete eine Entwicklung ein, auf deren 
Höhepunkt Joseph 11. 1786 formulieren konnte, daß ständische Beamte allen 
_übrigen Staatsbeamten vollkommen gleich zu achten« seien.D~ Gleichzeitig mit 
der Bildung des Konsesses wurde auch eine gemeinschaftliche Verwaltung der 
drei Stände mit den Abteilungen landschaftliche Kanzlei, Buchhalterei und Ein-
nehmerei geschaffen. Den Ständen wurde eine Wahl ihrer Beamten zugestanden. 
die Bestätigung behielten sich jedoch die Wiener Zentralbehörden vor. Die Umge-
staltung des .dualistischen Ständestaates« zur absolutistischen Monarchie war 
damit weitgehend realisien worden.9' 
Als Rest ihrer selbständigen Stellung war den Prälaten und der Ritterschaft das 
Recht auf eine eigene Gerichtsbarkeit in der ersten Instanz, das »Judicium primae 
instantiae« verblieben. Die Ritterschaft, für die die eigene Gerichtsbarkeit ein 
wichtiger Bestandteil ihrer Gleichrangigkeit mit der Reichsritterschaft und ein 
Ausweis ihrer Stiftsfähigkeit war, hatte 1669 das .Privilegium primae instantiae« 
erhalten und darauf ein Gericht mit einem Präsidenten, vier Assessoren und ei-
nem Aktuar eingerichtet. Im Jahre 1720 hatten auch die Prälaten dieses Privileg 
für sich erwirkt und nunmehr zusammen mit der Ritterschaft eine erste Instanz 
gebildet. Der Präses dieses Gerichts war der Abt von St. Blasien, den Präsidenten 
steHre die Ritterschaft, dazu kamen je vier Assessoren vom Prälaten- und Ritter-
stand. Zu dem Gericht gehörten zwei Aktuare, von denen jeweils einer von den 
heiden Ständen bestimmt wurde.'7 1764 wurde in der erwähnten kaiserlichen 
Resolution festgelegt, daß alle Kosten der Priminstanz als :.eines herrlichen breis-
gauischen Vorrechts« allein aus der Herren- oder Adelssteuer, dem Dominikaie, 
bestritten werden mußten und nicht den Untertanen zur Last fallen dürften." 
joseph 11. hob im Zuge seiner Juscizreform die adligen Priminstanzen völlig auf 
und ersetzte sie durch die .Landrechte«, ein rein landesherrliches Gericht . 
.. Ebd., Nr. SO, 26. Mai 1786. S. 354. 
"Vgl. dazu FRITZ HARTUNG: eerrschaftsvertr~ge und sUndischer Dualismus in den deutschen 
Territorien. - In: FRm HARTUNG: Staaubildende hr~ der Neuzeit. Berlin 1961, S. 62-77; 
H .... NS STURMBERGER: Dualistischer Satndestaat und Werden deos Absolutismus. - In: HANS STURM-
BERGER: Die Entwicklung der Verfa..ssung Österreichs. Crn u. Wien 1963. S. 24-49 . 
• 7 Beschreibung der öRx~rreichischen Vorlande. Auszoge aus der Handschrift 461 I des HHSTA 
Wien, gedruckt in: Vorderoncrreich, S. 783f . 
.. mrrzb~ Bd. I, Nr.1I9, 5.510. 
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Ähnlich konsequent wie im Breisgau, nur von weniger Widerstand begleitet, 
verlief die Entwicklung in Schwäbisch-Österreich. Auch don ging der Änderung 
der ständischen Verfassung eine Neuaufnahme des Steuerfundus, die Perae-
quation, voraus. Nach ihrem Abschluß im Jahre 1769 berief der Peraequa-
tionskommissar, Regierungs-und Kammerrat von Majer, im August 1769 einen 
Plenarlandtag nach Ehingen. wo er den Stiinden seine Ernennung zum land-
ständischen Oberdirektof durch Maria Theresia mitteilte. - Dieses Amt hatte es 
bis dahin nicht gegeben; seine Besoldung von 600 fl. hatten die Stände z.u über-
nehmen." Eine Institution wie der Konsess im Breisgau mußte nicht eigens ge-
schaffen werden. Seine Funktion erhielt die schon bestehende achtköpfige .Ordi-
narideputationc, die sich aus den Kanzleiverwaltern der vier schwabisch-
österreich ischen Direktorialstädte Ehingen, Rottenburg, Radolfzell und Mund-
erkingen sowie aus weiteren vier gewählten sogenannten »landschaftlichem': De-
putierten zusammensetzte. Bei bestimmten Gelegenheiten wurden noch die Bür-
germeister der vier Direktorialstädte hinzugezogen. loo Diese Ordinarideputation 
durfte fonan nur noch unter dem Vorsitz von Majers tagen und Beschlosse fas-
sen. Gleichzeitig wurde die ständische Verwaltung nach dem in den ganzen Erb-
landen üblichen Schema in drei Abteilungen gegliedert und gegenüber der bis-
herigen stark erweitert; mit dem Jahr 1770 nahm sie ihre Tätigkeit in der neuen 
Form auf. Sie bestand seitdem aus der landständischen Direktorialkanzlei mit 
dem geschäftsführenden Syndikus, der Buchhaltung und der Einnehmerei. A1le 
gewählten Beamten bedurften der Bes~tigung durch die Regierung. 
In Vorarlberg waren schon seit 1740 Versuche unternommen worden, die 
Landstände stärker der landesforstlichen Aufsicht unterzuordnen. Das Direkto-
rium in Bregenz hatte hierfür weitreichende Kompetenzen erhalten,'OI doch dau-
erte die endgültige Angleiehung der ständischen Organisation an die vorländi-
sehen Verhältnisse länger als in Schwäbisch-Österreich; sie war erst 1771 abge-
schlossen. In ihrem Bericht vom 3. November 1770 an die Hofkanzlei in Wien 
trug die v. ö. Regierung und Kammer darauf an, daß der jeweilige Landvogt zu 
Bregenz als beständiger landesfürstlicher Kommissar bei den ständischen Ver-
sammlungen angestellt werden möchte und das Präsidium führen .sollte. ,ol Zum 
.Praeses bei den Landständen in Vorarlbergc wurde daraufhin analog zu den 
heiden anderen Ständegruppen Vorderösterreichs der oberste Beamte in Vor-
arlberg, der Bregenzec Landvogt, bestimmt. Das Gremium, dem er vorstand, 
.. HSTA Stuugan: B 30 Bd. 54. 
, .. QuARTItAL, iand~nde. S. 194. 
,", ILG, Reformen Vorarlbergs. S. 96. 
'0' VIA. Handschriften und Codices der Vorarlbcrger LandstAnde 65. 1772, S. 72 erstmalige Erwäh-
nung des .. mrae~s.; J. G. WÖII.Z: SUnde in Vorarlberg. Beiulge zu deren Geschichte sowie zur 
Rechts-, Regierungs- und Verwaltungsgeschichte Vorarlbergs, S. 66; VIA, Handschriften und 
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nannte sich It Vorarlbergisches ständisches Direktorium und Land-Ausschuß ... Es 
setzte sich aus neun, später zehn Deputienen zusammen. Es waren dies die Am-
männer der Direktorialstädte Feldkirch und Bregenz, der Bürgermeister von Blu-
denz, der Richter und der Kassier der Herrschaft Hohenegg, dann die landam-
männer, Ammänner, Stabhalter und Vorgesetzten der Herrschaften und Gerichte 
Sonnenberg, Rankweil, Hinterer Bregenzerwald, des Tals Momafon und der 
Gerichte Hofsteig und Hofrieden. Die landständische Verwaltung entsprach mit 
Direktorialkanzlei, Buchhaltung und Einnehmerei der der anderen Stände. 
Die später dazuerworbenen bzw. der Freiburger Regierung und Kammer spä-
lef unterstellten Herrschaften Ortenau und Teunang sowie die Herrschaft Was-
serburg und die Reichsgrafschaft Falkenstein beteiligten sich zwar nach einem 
festgelegten Schlüssel an der allgemeinen v. ö. Kontribution, sie wurden aber 
nicht in eine der bestehenden Ständegruppen einbezogen. Tettnang und Wasser-
burg haue immerhin eine eigene Landschaft als korporativen Zusammenschluß 
der steuerpflichtigen Untenanen.'O) 
Innerhalb von nur wenig mehr als einem Jahrzehnt war es damit gelungen, die 
früheren landständischen Korpora der Vorlande mit ihrer langen Tradition zu 
staatlich kontrollierten Steuereinzugsorganen umzubilden. Lediglich im Breisgau 
konnten sie sich dank dem Gewicht von Prälaten und Adel ein gewisses Eigen-
leben bewahren. Der Widerstand war dort und in Vorarlberg, wo die kaiserli-
chen Maßnahmen heftige Verbitterung hervorriefen, stark, in Schwäbisch-Öster-
reich aber nur wenig ausgeprägt. Das Mißtrauen Maria Theresias und Josephs 11. 
gegen die Institutionen der Landstände allgemein und ihre geringe Meinung von 
deren Leistungsfähigkeit sind bekannt. Der finanzielle Nutzen der Reform für 
den Staat bei gleichzeitiger Entlastung der Untertanen war offensichtlich. Ins-
gesamt waren die staatlichen Eingriffe für die Stände, die sich aus Adel und 
Prälaten zusammensetl.ten und die in einer Provinz ein wirkliches Gegengewicht 
zu der landesherrlichen Verwaltung bildeten, geplant und dort wohl auch im 
Interesse des Gesamtstaares berechtigt. Die tiefgreifenden obrigkeitlichen Maß-
nahmen auch bei den rein aus Bürgern und Bauern zusammengesetzten landstän-
den Vorarlbergs und Schwäbisch-Österreichs, die diese auch ihres geringen Mit-
spracherechts in staatlichen Angelegenheiten beraubte, entsprach jedoch mehr 
dem absolutistischen Untertanenverständnis und einem unifizierenden Vorgehen 
gegen die Stände in den gesamten habsburgischen Erblanden als daß es zur 
Durchsetzung der landes fürstlichen Gerechtsame dort nötig gewesen wäre. 
'0' GLA Kar!sruhe Abt. 79/373 
76 
1. 4 . ., Oberämter und Kreisämter als untere Mitte/behörden 
Die Struktur der unteren Mittelbehörden der Vorlande war auch nach 1750, 
wie oben erwähnt, sehr unterschiedlich; hier ist auf Grund historischer Traditio-
nen und der Gemengelage mit anderen Reichsständen, zum Teil auch wegen des 
Widerstandes der eigenen Stände eine völlige Vereinheidichung nicht gelungen. 
Noch zu Beginn des 18. Jahrhundens gab es in Schwä.bisch-Österreich ver-
schiedene Städte und Herrschaften wie die Donaustädte Munderkingen, Saulgau, 
Waldsee und Mengen, dann Radolfzell und andere, die unmittelbar ohne Zwi-
sehen instanz mit den Regierungsbehörclen in Innsbruck verkehrten. Bereits in 
den zwanziger Jahren des 18. JahrhundertS unternahm die Regierung Versuche, 
sie unter die Zuständigkeit der Oberämter zu steglenLo~ doch erst durch die Re-
stabilierungsresolmion vom 14. November 1750 konnten diese Pläne realisiert 
werden. Schwäbisch-Österreich wurde in vier genau bestimmte Oberamtsbezirke 
Burgau, Hohenberg, Nellenburg und Schwaben mit Sitz in Günzburg, Rotten-
burg, Stockach und Altdorf (Weinganen) eingeteilt, die damit die Funktion un-
terer Minelbehörden erhielten. Ihre Zuständigkeit betraf nicht nur die Kameral-
herrschaften, sondern auch die mediaten Gebiete, die sogenannten Dominien. 
Völlig gleich war die Entwicklung in Vorarlberg, wo die Zuständigkeit des Ober-
vogteia.mtes Bregenz als Kreisamt 1750 von Maria Theresia auf ganz Vorarlberg 
ausgedehnt wurde. 'o, In der Orten au wurde mit der Übernahme im Jahre 1771 
ein Oberamt eingerichtet, ebenso in Tetmang 1780 für die gleichnamige Herr-
schaft. Die Oberä.mter Offenburg und Tettnang waren allerdings nicht völlig mit 
den anderen identisch; sie entsprache.n etwa den Kameralämtern im Breisgau. 
Konstanz blieb, seiner Bedeutung entsprechend, unter seinem 5tadthauptmann 
unmittelbar der Regierung in Innsbruck, bzw. Konstanz und Freiburg unter-
geordnet. Auch im Breisgau war 1750 ein Kreisamt geschaffen worden, das, wie 
erwä.hnt, um 1760 jedoch wieder aufgelassen wurde. Die Zuständigkeit der Ka-
meralärnter ließ sich dort wegen der starken Stellung der Stände nicht wie in 
Schwäbisch-Österreich ausweiten. 50 haben don nur die Kameralherrschaften 
eine landesherrliche untere Mittelbehörde; für die ständischen Herrschaften blieb 
die Landesstdie unmittelbar zuständig. 
Im Verhältnis zu den übrigen Erblanden besaßen damit die Vorlande relativ 
viele Kreis- oder Oberämter. In den übrigen, der böhmischen und österreichi-
schen Hofkanzlei unterstellten Ländern bestanden zu Ende des 18. JahrhundertS 
61 solcher Behörden :11Mo 
Böhmen 16 Niederösterreich 
, ... KNAPP, Neue Beitr~ge Bd. 2, S. 69; Qu.\RTHAL., LandStinde, S. 138-144; VAL, 14/77 Vorarlberger 
Landstlnde. Schachtel •. 
'0' STOLZ, deschichclich~ Beschuibung, 5.73. 
'" ~lmATpCeb~ Staatsverfauung Österreichs, Bd. I, S. 35 •. 
Kirnten 
Krain 
Galizien 
Bukowina 
18 
1 
Mä.hren und Schlesien 
5teiennark 
Triest 
Tirol 
Görz und Gradiska Vorarlberg 
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Völlig unterschiedlich und den historischen Gegebenheiten verhaftet blieb in 
Vorderösterreich die Ämterstruktur auf der untersten Ebene. Die Markgrafschaft 
Burgau wurde durch Stadtammannschaften, Fflegä.mter und Vogtei;Lmter verwal-
tet, die Landvogtei Schwaben durch sechzehn Ammänner, in Nellenburg amtier-
ten neun Kameral- und vier Amtsvögte. Dazu kamen die durch die Verwaltungs-
reform von 1750 den Oberämtern unterstellten Stadtmagistrate. In Hohenberg 
bestanden in 5paichingen, Obemdorf und Horb Obervogteiämter, in Schömberg 
ein Schultheißenamt und in Binsdorf eine Justizbeamtung. Im Oberamt Tettnang 
saßen in Wasserburg und Langenargen eigene Obervögte. Vorarlberg war untu-
teilt in das Oberamt Bregenz, das Vogteiamt Feldkirch sowie das Vogteiamt 
Bludenz und Sonnenberg. Das Oberamt Bregenz war dabei untere Mittelbehörde 
und Unterbehörde zugleich. In der Ortenau beließ man 1771 die alte Untertei-
lung in Gerichte und Aftergerichte. 
Im Breisgau bestanden neben den ständischen Herrschaften sechs Kameral-
ä.mter, das Waldvogteiamt, dem die acht Einungen Görwihl, Rickenbach, Hoch-
sal, Murg, Höchenschwand, Dogern, Birndorf und Wolpadingen unterstanden, 
die Herrschaft Laufenburg, die Kameralherrschaft Rheinfelden, der die Schaff-
nei zu Frick und die Landschaften Fricktal, Möhlinbach und Rheintal untergeord-
net waren, dann das Obervogteiamt in Triberg, das Obervogteiamt für die Herr-
schaften Kastel- und Schwarzenberg und schließlich die Herrschaft Kürnberg 
mit Kenzingen. 
Den Kreisämtern kam im Aufbau der Verwaltung der habsburgischen Erblan-
de des 18. Jahrhunderts eine wichtige Funktion zu .• Das Kreisamt (in Vorder-
österreich das Oberamt),c so formulierte Kropatschek, .ist also derjenige Stuf-
fen. wo Gesetzgebung und Gesetzvollstreckung einander begegnen [ ... ] An der 
zweckmäßigen Verrichtung des Kreisamtsdienstes ist daher zu einem glücklichen 
Fortgang der inneren Staats- und Landesgeschäfte, wo nicht alles, doch das mei-
Ste gelegen.« Die Kreisämter galten als »unwidersprechlich die beste pflanzschule 
der Staat-Beamten«, sie waren für den Verwaltungsbeamten das, .was Semina-
rien für den Klerus, Militärakademien für den Offizier und Spitäler für den Arzt« 
bedeuteten, sie galten als .der einzige vorgeschriebene geradeste Weg, bey pflicht-
mäßiger Verwendung, um so mehr ber vorzüglichster Auszeichnung von Stufe 
zu Stufe hinaufzusteigen.«IOl 
,., KROPATSCHU. StaatsVerfassung Österreichs. Bd. I. S. 301-303, 313. 
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Entsprechend hoch waren die Anforderungen an einen Kreishauptmann. Von 
ihm hieß es es in einem Handbillet Kaiser Leopolds 11. vom 7. März 1791: 
... Da das Amt eines Kreishauptmanns eines der wichtigsten im Staate ist, und von 
diesem die gründliche Erhebung des Facti, die Vollziehung der erfolgenden öf-
fentlichen Spezial- und Generalverordnungen, so wie die Schützung und Erhal-
tung des Untenhans in den ihm gebührenden Rechten, dann die Erhaltung der 
öffentlichen Ruhe und Sicherheit auf dem ihm anvenrauten beträchtl iehen 
Landesbezirke abhängt, so muß vornämlich bey Verleihung einer solchen Bedien-
stung darauf gesehen werden, daß hierzu, ohne Unterschied des Standes, nur 
solche Subjekte in Antrag gebracht werden, welche nebst den für einen Rath 
erforderlichen Eigenschaften auch ein gründliches Einsehen in das Landwirth-
schaftswesen besitzen, ächte politische Grundsätze inne haben, und durch Thaten 
bereits best.'itiget, das sie einen thätigen und zur schnellen Schlußfassung aufge-
legten Geist besitzen, auch ohne Rücksicht der Person, blos zum allgemeinen 
Beßten ihr Amt unpartheiisch behandelt wissen.«,ol 
Die Oberämter waren ihrer Funktion nach Mittelinstanz zwischen den örtli-
chen Ämtern und der v. ö. Regierung und Kammer.Auf Grund der komplizierten 
Rechtsverhältnisse, die die Gemengelage der österreichischen Territorien mit an-
deren Reichsständen mit sich brachte, mußte bei jeder Reform auf bestehende 
Rechte und Verträge Rücksicht genommen werden. Reformmaßnahmen ließen 
sich deswegen oft nicht von den anderen habsburgischen Erblanden auf Vorder-
österreich übertragen, so daß sich die Oberämter je länger je mehr von den 
anderen Kreisämtern unterschieden; bezeichnenderweise wurden sie in dem Ein-
richtungsgesetz der österreichischen Kreisämter von 1784 nicht aufgeführt. U9 
Der Hauptunterschied zu den Kreisämtern bestand darin, daß sie auch nach der 
Neuordnung der Kriminalgerichtsbarkeit durch das Patent vom 20. August 1787 
Verwaltungs- und Justizbehörden zugleich blieben. Aus den genannren Gründen 
konnte das Patent nicht auf Vorderösterreich ausgedehnt werden, weswegen be-
stimmt wurde, daß .bis auf weitere Anordnung nur die Vorlande ausgenommen 
seyn sollen, wo die daselbst bestehenden Halsgerichte verbleiben.«l10 Die Oberäm-
ter behielten danach bis 1805 im Gegensatz. zu den anderen KreiSämtern ihre 
Doppelfunktion. Ihr allgemeiner Aufgabenkreis war im wesentlichen durch die 
Restabilierungsresolutionen von 1750 und 1763 festgelegt.'" Danach waren sie in 
der Funktion von Kameralämtern selbst Unterbehörden und für die Verwaltung 
der Kammergüter und -Orte sowie für den Einzug der Kameralgefälle ver-
antwortlich. Dominikalsteuern zog das Amt von den Orrsobrigkeiten ein und 
, .. Ebd., $. 303. 
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lieferte sie an die landständische Kasse, während die Rustikalsteuern direkt von 
den Landständen verwaltet wurden. In zweiter Instanz waren die Oberämter 
Rekursbehörde für alle ihnen unterstellten Verwaltungsstellen, denen sie alle 
landesherrlichen Gesetze und Verordnungen zur Publizierung übergaben, soweit 
sie nicht über die Landstände vermittelt wurden. 
Kreisvisitationen, zu denen das Amt verpflichtet war, sollten der raschen Abscel-
lung von Mißständen dienen. Als Aufsichtsbehörde hatten die Oberämter auch 
die Rechnungen Sämtlicher Stiftungen, Vormundschaftspflegen und Gemeinden 
zu prüfen. Je nach Größe der herrschaftlichen Wälder war dem Oberamt ein 
Forstamt unterstellt, dessen Leitung meist ein Oberamtsrat in Personalunion in-
nehatte. Dazu fungierten sie teilweise als Oberzollämter; nur in Stockach, Alt-
dorf, Gebrazhofen sowie in Herbolzheim gab es sie als selbständige Institutionen. 
Eine wesentliche Belastung bedeutete die Aufgahe, über die Hoheitsrechte der 
Landesfürsten zu wachen, was bei der großen Zahl der strittigen Rechte einen 
immensen Arbeitsaufwand erfordene. 
Als Justizbehörde waren die Oberämter erste Instanz in Kriminalsachen, so-
weit die Halsgerichtsbarkeit nicht auf Grund älterer Verträge inliegenden Adels-
herrschaften zustand. In Zivilsachen waren sie die erste Instanz für Kameralorte 
und Rekursbehörde für die Urteile von Stadtmagistraten, Landgerichten und 
Adelsherrschaften. Als Kaiser Joseph II. mit seiner Justizrcform durchgängig in 
der ganzen Monarchie einen dreistufigen Justizaufbau mit erSter Instanz, Appel-
lation und Rekurs einführte, wollte er die drei Landgerichte, die in Nellenburg, 
Schwaben und Vorarlberg bestanden, aufheben und weiter die Appellation von 
den Gerichten der Dominien direkt an das v. ö. Appellationsgericht ziehen. Bei-
des erwies sich auf Grund der politischen Situation Schwabens als undurchführ-
bar. da die Landgerichte teilweise reichsrechtlich verankert waren und die Adels-
herrschaften in Schwäbisch-Österreich, deren Inhaber meist reichsfreie Herren 
waren, den neuen Zug zum v. ö. Appellationsgericht nicht anerkannten. Joseph 
11. beließ deswegen beides, allerdings hatten die Oberämter die Rekurse nur ein-
begleitend an das Appellationsgericht weiterzusenden, ohne in der Sache selbst zu 
entscheiden. 
Zahlreiche Änderungsvorschläge, die der letzte Landvogt von Hohenberg, 
Graf von Benzel, machte, um auch für die Untertanen der Kameralorte eine 
eigene niedere Gerichtsinstanz unter dem Oberamt einzuführen, wurden von der 
schwä.bisch-ästerreichischen Landesstelle 1804 ausdrücklich mit dem Hinweis 
abgelehnt, daß eine solche Änderung gegen die Grundverfassung der schwäbisch-
ästerreichischen Ober.ä.mter und die Restabilierungsreso:ution von 1750 verstoße 
und daß daran von allerhöchster Stelle nicht gedacht sei,1l2 
Ln STEloIlIILER, Hohenberg, S. 20 
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Allerdings wurde der Kreis der Aufgaben. innerhalb dessen die Oberämter 
selbständig entscheiden durften, schrittweise erweitert, nachdem die ungemein 
starke Zentralisierung aller Entscheidungsprozesse unter Maria Theresia und Jo-
seph 11., die zur Umgestaltung der Monarchie nötig gewesen war, zu einer Läh-
mung der zentralen Behörden ftihrte, die der Falle der auf sie einströmenden 
Detailentscheidungen nicht gewachsen waren. Parallel zur Kompetenzenvermeh-
rung der Länderstellen erfuhren auch die Befugnisse der Oberämter erstmals 
1786 eine Ausweitung. Ihnen wurden übertragen: Gewerbe- und Industriekon-
zessionen, die Erlaubnis zur Errichtung von Apotheken, die Erteilung jüdischer 
Heiratskonzessionen, Aufsicht und Leitung sudtischen Wesens, Bewilligung von 
Sammlungen und Schauspielen auf dem Lande. lu 
Im Jahre 1800 wurden aus den gleichen Ursachen auf Grund des Hofdekrets 
vom 29. Januar weitere Kompetenzen von der Landesstelle auf die Oberämter 
verlagen, so die Befugnis, die Installation der landesfürstlichen und Religions-
fondspfarreien zu übernehmen, die Wahl der Ausschüsse und Stadtmagistrate 
und nicht organisierter Magistrate (ohne Gerichtsbefugnis) vorzunehmen, das 
Oberamtspersonal vom ProtOkollisten abwlrts selbständig zu ernennen, sowie 
Geldauslagen bis tOD fl. und dringende Baureparaturen im gleichen Wert selb-
ständig zu genehmigen. IU Unter Kaiser Franz 11. wurden die Oberämter zudem 
für gewisse Aufgaben zusammengefaßt. Sie bildeten dabei vier Kreise, ohne daß 
die Oberamtsstruktur grundsätzlich aufgegeben war. 
t. Das untere Land Breisgau 
2. Das obere Rheinviertel 
3. Ober- und Niederhohenberg 
und die Landgrafschaft NeHenburg 
4. Die Markgrafschaft Burgau 
und die Landvogtei Schwaben 
(mit Tettnang).lU 
Das Personal war bei allen Oberä.mtern etwa gleichartig zusammengesetzt. Die 
Stellenveneilung entsprach etWa der, die für ein Kreisamt vorgesehen war. lIto An 
der Spitze stand ein Landvogt, der wie der Regierungspräsident für den gesamten 
Geschä.ftsgang voll verantwortlich war und innerhalb der Behörde eine zentrale 
Stellung einnahm. In Nellenburg war diese Stelle allerdings im letzten Jahrzehnt 
des 18. Jahrhunderu nicht besetzt, dafür hatte das Oberamt einen Ober-
amudirektor. Die Sachentscheidungen wurden im Ratskollegium getroffen, das 
aus drei oder vier Oberamtsräten bestand und sowohl in Verwaltungs- wie in 
J usuzsachen entschied. Wie bei der Regierung und Kammer hatten die über-
... Ebd., S. 21. 
IH Ebd.; HSTA StUttgart B 17 Bu tOOB. 
an KaO'ATSCHEK, Staatsverfa55ung Österreichs, Bd. 1, S. 357. 
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amtsräte einzelne Referate, die allerdings seltener als don wechselten. Neben dem 
Oberamtsrat, der .Territorialiac, »Feudaliac, .Politicac und .Ecclesiastica. be-
arbeitete, sund der Landschreiber, dessen Hauptgebiet die .Cameraliac und .. Ju-
sticialiac waren, dann der Rentmeister, der die Aufsicht über sämtliche verrech-
nenden Stellen des Oberamts fühne, selber fUr die Gddbezüge des Oberamts 
verantwonlich und hierin unmittelbar der v. ö. Buchhaltung untergeordnet war. 
Als oberster Kriminalrichter fungierte der Landrichter, dessen Funktion in Ho-
henberg der Stadtschultheiß von Rottenburg ausübte. lI ' FOr die Neubesetzung 
freigewordener Landvogt-, Obervogt- und OberamtsratssteJlen in Vorder-
österreich waren unter Kaiser ]oseph II. jährlich im April und Oktober zwei 
Prüfungstermine angesetzt, der sich alle potentiellen Bewerber unterziehen muß-
ten. Prüfungsbehörde für Verwaltungsstellen war die Regierung und Kammer in 
Freiburg, für JustizsteIlen der Zivilgerichtsbarkeit prüften im Breisgau die Land-
rechte, für die Kriminalgerichtsbarkeit der Magistrat von Freiburg, in den übri-
gen Gebieten für beide Fächer die Oberämter. m Das niedere Personal der Ober-
ämter entsprach in seinem Aufbau dem der Regierung. 
Die Oberämter zählten ohne Zweifel zu den schwächsten Stellen der v. ö. Ver-
waltung in der zweiten Hälfte deli 18. Jahrhunderts, da sie mit zu geringer Ent-
scheidunglikompetenz ausgestattet, über fast alles referieren mußten und sich so 
mehr zu Schreibstellen als zu Verwaltungsbehörden entwickelten. Dabei waren 
sie für die ihnen zugedachten Aufgaben personell völlig unzureichend ausgerü-
Stet. Der Bericht des burgauischen Landvogts Ströhl von 1794 .Vorschläge über 
die Organisierung des Ober amts und wie die Geschäfte abgekürzt werden könn-
ten« offenbart die Schwächen in aller Deutlichkeit. Ströhl schlug vor, daß dem 
Oberamt alle One abgenommen werden sollten, wo es in erster Instanz die po-
litische, kamera.le und juristische Verwaltung besorgte;lI9 diese sollten dem näher 
gelegenen Pflegamt Großkötz übergeben werden - die gleiche Änderung wünsch-
te der hohenbergische Landvogt Benzel für die fünfzehn unmiuelbar seinem Ober-
amt unterstellten KarneraloTte. Die Entscheidungsbefugnis des Oberamts ohne 
Rückfrage und höhere Ratifikation sollte nach Ströhl wesentlich vermehrt wer-
den, da es bei einer höheren Entscheidung letztlich doch immer nur auf das 
Referat der untergeordneten Behörde ankäme. Mit dem Rechnungsprüfungswe-
sen war das Oberamt völlig überforden. Es hatte etwa zweihundert Kameralge-
meinderechnungen und etwa einhundertfünfzig Stiftungsrechnungen zu prüfen, 
was rund dreihundert Arbeitstage erforderte. Der Rentmeister konnte das bei 
seinen anderen Verpflichtungen nicht leisten; wenn die Prüfung nicht zu einer 
reinen Formsache werden sollte, müßte noch ein DsD_reit~rer Buchhaltungskontrollor 
'" Für Hohenberg s. STE>,fMLER, Hohenherg, S. 22-32. 
"' Hofdckrct für Vordcröstcrrcich vom 29. Januar 1789, KROPATSCHEIt, St.a.atsverfassung Öster-
reichs, Bd. 1, S. 454f . 
... Die Vonchb.:ge Ströhls finden sich in TlA. v. ö. Prll.sidialakten, Fasz. 1, Exhibitenprot. Nr.723. 
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eingestellt werden. Weitt:r wurde die Arbeit des Oberamts durch die Tatsache 
erschwert, daß die Herrschaften Wald, Markt-Biberbach, Weißenhorn, Kirch-
berg und Seyfriedsberg eximiert waren. Die nötigen Rückfragen vermehrten die 
Schreibarbeit des Oberamts erheblich, StröhJ forderte deswegen, entweder die 
Exemtion aufzuheben oder die Herrschaften dem Oberamt völlig abzunehmen. 
Das Rentamt war belastet durch den Einzug der Erb- und Schuldensteuer wie 
der Dominikaisteuer, die zusammen 5000 fl. ertrugen; ihr Einzug sollte wie in 
Stockach (NelIenburg) und Altdarf (Schwaben) einem ständischen Beamten ober-
antwonet werden. Die Hauptschwierigkeit des OberamtS bestand darin, daß es 
den Auftrag hane, alle landesfürstlichen Gerechtsame zu behaupten, selbst aber 
keine Schritte einleiten durfte, sondern nur die Verletzung anzuzeigen hatte. Dies 
ergab einen langen Instanzenweg und bewirkte trotzdem nichts. Die Insassen 
wurden dadurch veranlaßt, die gesamten Verhältnisse zu untersuchen, wobei in 
den daraus sich ergebenden Streitigkeiten die wenigen Oberamtsbeamten gegen 
wenigstens siebzig Kanzleibeamte der Insassen der Markgrafschaft standen. 
Ströhl schätzte, daß nur ein Zehntel der Schreibereien entstünden, wenn das 
Oberamt selbst entscheiden dürfte, wo es vorgehen wollte und wo nicht. Ähnlich 
beklagte sich der Nellenburger Landrichter Kraft, der 1794 das Oberamt mit 
stark vermindertem Personal führen mußte, über starke Arbeitsüberlastung 
durch seine schriftlich zu erstattenden Referate.no An der Struktur der Oberäm-
cer und ihrer Arbeit wurde dennoch nichts geänden, ihr niederes Personal wurde 
allerdings unter der Regierung Kaiser Franz 11. bedeutend vermehrt, um ihr 
Funktionieren zu verbessem.1ll 
2. 4. 5 A:nderungen der Magistratsverjassungen 
Den Reformen der Verwaltungen auf Kreis-(Oberamts-) und Landesebene so-
wie im Bereich der Landstände vorausgegangen war auch eine Neuordnung des 
städtischen Magistratswesens. Noch vor Einrichtung der Repräsentation und 
Kammer in Konstanz hatte Mafia Theresia durch Dekret vom 14. August 1750, 
publiziert am 5. Oktober 1752, festgesetzt »in Erwegung, dass dero gesamte Stän-
de in schwäbische-österreichischen Landen fast ohne alle einsicht und prorection 
stehen, auch dahero starke Zerfall derenseIben erfolget seye, [ ... ] daß die neue 
Stadtverfassung einzuführen und zur Unterhaltung besserer Oekonomie und Pol-
lizey dahin einzurichten« sei, daß in allen Städten gleichförmig eine engere De-
putation eingerichtet werden sollte, die _das Universalaufsehen über alles Stadt-
wesen sowohl in publicis et politicis als auch in oeconomicis« hätte. l1J Kein Mit-
, .. Ebd., Fasz. 2, Ex. 6t8, 22. August 1794. 
u. S. Personalteil. 
u, PAUl ROTHMUNV: Die fünf Donaustldte in Schwlbisch-Önerreich und ihr Übergang an WUrnem-
berg unter besonderer Berocksichtigung der Verwaltungs- und Verfassungsreformen seit Mafia 
Thercsia. - Din. (masch.) Tiibingen 1955, S. 28. 
83 
glied dieser fünfköpfigen Deputation durfte jedoch eines der »verrechnenden 
Stacltämterc innehaben, also in irgendeiner Weise mit dem Einzug städtischer 
Gelder betraut sein_ Zusammen mit acht weiteren Ratsherm bildete diese Depu-
tation das städtische Gericht für zivile Streitfälle. Durch zusätzlich sechs Perso-
nen verstärkt formienen die bei den ersten Gremien den .Großen Rate, der bei 
allen Veräußerungen städtischer Realien beigezogen werden mußte. Als ltOeko-
nomiedeputationc war die engere Deputation für die wirtschaftlichen Belange der 
Stadt im besonderen zusundig. Alle städtischen Wahlen einschließlich der Wah-
len der Beamten der Stadtverwaltung bedurften foTtan der Bestätigung durch die 
Regierung, so daß der landesherrliche Einfluß in den SUdten voll gesichert war. 
joseph IL ging in seiner Magistratsordnung noch weiter; er beließ den Städten 
nur dann eine eigene Gerichtsbarkeit, wenn sie von sogenannten »regulierten 
Magistraten«, die sich aus geprüften Juristen zusammensetzen mußten, geleitet 
wurden. Konnte sich eine Stadt einen solchen Magistrat aus finanziellen Gründen 
nicht leisten, setzte der Staat eine justizverwaltung - wie etwa im Falle von Bins-
dorf - ein. Im einzelnen muß die Entwicklung der städtischen Verwaltung unter 
Maria Theresia und joseph 11. hier außer Betracht bleiben, da sie den gesetzten 
Rahmen sprengen w.ürde und zudem für fast alle Bereiche noch die nötigen Vor-
arbeiten fehlen.'ll 
3. Die vorderösterreichische Verwaltung unter Kaiser joseph 11. 
1780-1790 
Friedrich Walter, der beste Kenner der österreichischen Zentralverwaltung, 
urteilte über die erste Phase der Alleinregierung Kaiser Josephs II. : »Wer die 
leidenschaftliche Ungeduld kennt, mit der joseph IL den Augenblick herbeisehn-
te, da er von allen Hemmungen befreit an die Ausführung seiner verschiedenarti-
gen Pläne auch in der Verwaltung würde Hand anlegen können, wird erstaunt 
sein, wie schwach sich der Thronwechsel auf diesem Gebiete zunächst a.usprägt.«' 
Diese Feststellung gilt fast uneingeschränkt auch für Vorderösrerreich, auch hier 
sind vor 1782 keine wesentlichen Änderungen vorgenommen worden. In dieser 
Provinz mag zudem noch eine Rolle gespielt haben, daß zunächst mie Freiherr 
'" Zusammenfassende literatur für dieses Gebiet fehlt bislang. Die Angaben in den ein:telnen Stadt-
geschichten sind notwenigerweise ungleichm:lßig, je nach Aktenlagc' und Bearbeiter, allch die syste-
matischen Zusammenstellungen in dem DeutsChen Städtebuch von KEYSER können nur zur ersten 
Orientierung dienen (DeutsChes Städtebuch Bd. IV, Südwestdeutschland. 2. Baden·Wurnemberg 
Stuttgan 1959-1962 und Bd. V, Bayern. Teil 2. Sruugan 1974). Vgl. duu jetZt EUSAStTH SEITLER: 
Die näduschen Verfassungsreformen Maria Theresias und Josephs 11. in Vorderöstetreich. - Zu-
lassungsarhei[ Tühingen 1977. 
, WALTER, Zentralverwaltung Joscphs, S. 1. 
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von Ulm der Regierungspräsident der theresianischen Epoche im Amt blieb und 
erst 1782 mit Freiherr von Pasch ein neuer Mann an die Spitze der vorder-
österreichischen Regierung trat. 
Die Plane Kaiser Josephs für eine Reform der Länderverwaltung, die er wä.h-
rend des Jahres 1781 ausarbeiten ließ und nach denen er die Zahl der Mittelbehör-
den vermindern und die Gubernien (Landesstellen) von zwölf auf sechs reduzie-
ren wollte, hätten auch Vorderösterreich entscheidend betroffen. Nach diesen 
Vorstellungen wäre es wieder mit Tirol vereinigt worden. Da ]oseph aber schon 
im November 1781 auf die Durchführung dieser überlegungen verzichtete, än-
dene sich an der Verwaltungszugehörigkeit der gesamten Vorlande nichts. Hin-
zu kam, daß die Landesstelle in Freiburg schon weitgehend den Vorstellungen 
Josephs von der Struktur einer solchen Mittelbehörde entsprach, da bei ihr bereits 
die politische und finanzielle Verwaltung in einer Stelle vereinigt waren und der 
Lanclespräsident seit 1764 auch Präsident wenigstens der breisgauischen land-
stände war. Josephs weitere Forderung, daß er zudem auch Prä.sident der adligen 
Priminstanz sein müsse, erübrigte sich durch die wenig später durchgefühne 
Justizreform. J 
3.1 Verändelllngen der dumlichen Zust!indigkeit der Freiburger Regierung und 
Kammer 
Eine völlige Statik in der räumlichen Zuständigkeit der vorderösterreichischen 
Regierung und Kammer hat es seit ihrer Bildung im Jahre 1753 nicht gegeben; zu 
jung war die neugeschaffene Provinz, zu unsicher ihre Grenzen, zu gering ein 
Landesbewußtsein, als daß sich nicht Notwendigkeiten und Möglichkeiten zu 
Veränderungen geboten hätten. Im Jahre 1765, nach dem Aussterben des ho-
henemsischen Mannesstammes gelangte die Reichsgrafschaft Hohenems in den 
Besitz des Erzhauses; sie wurde dem für Vorarlberg zuständigen Oberamt in 
Bregenz untergeordnet. l Sechs Jahre später, als die baden-badische Linie des 
markgräflichen Hauses erlosch, übernahm Österreich die Landvogtei Onenau, 
mit der Markgraf Ludwig-Wilhelm von Baden-Baden 1701 belehnt worden war, 
wieder in eigene Verwaltung. Es setzte dort 1771 den bisherigen baden-badischen 
Geheimrat und Landvogt Johann Paul von Axter zum Landvogt ein und unter-
stellte die Landvogtei der Freiburger Regierung.' 
Ebenfalls noch unter der Regierung Maria Theresias traten die Grafen von 
Montfon die Grafschaft Tettnang mit der Herrschaft Schomburg an-Österreich 
ab, das am 20. August 1780 den Besitz übernahm. Die Verwaltungsgliederung 
, Ebd_, S. 12-16; vgl. unten S. 110-118: Justizbehörden. 
I F. Wnn: Vorarlberg und st:ine territoriale Entwicklung. - In: Vorderösterreich. S. 665 . 
• MANFRED Kuss: Politische und kirchliche Geschichte der Ortenau. - In: Die Orunau 16/1929, 
S.lo6ff. 
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der montfortisehen Zeit wurde fast unveränden beibehalten. Tettnang bildete 
fortan das fünfte Oberamt in Schwäbisch-Österreich, ohne freilich als Landstand 
bei den schwähisch-österreichischen Landständen aufgenommen zu werden. Die 
1755 vom Grafen Fugger zu Kirchberg und Weißenhorn erworbene Herrschaft 
Wasserburg am Bodensee unterstellte ]oseph im Jahre 1786 ebenfalls dem neuen 
Oberamt in T ettnang . ~ 
Die linksrheinische Reichsgrafschaft Falkenstein in der pfalz, die dem Gemahl 
Maria Theresias, Franz Stephan von Lothringen, 1735 als einziger Teil seines 
ursprünglichen Hausgutes geblieben war, wurde bis 1782 als selbständige Reichs-
grafschaft und als Familiengut des höchsten Regenten durch einen von Wien 
eingesetzten Oberadministrator verwaltet.' Mit der kaiserlichen Entschließung 
vom 8_ Mai 1782 unterstellte Joseph die Grafschaft politisch, in Kameral- und 
Lehensachen der Regierung in Freiburg_ 
Diesem Gebietszuwachs Vorderösterreichs stand ein erheblicher Verlust gegen-
über. Im Jahre 1782 wurde Vorarlberg administrativ von den Vorlanden wieder 
abgetrennt und dem Tiroler Gubernium unterstellt. Die Entschließung Kaiser 
Josephs datiert vom 8_ April 1782; ein bestimmter Grund für seine Maßnahme 
war bisher noch nicht festzustellen.~ 
3. 2 Die sachliche Zust!i.ndigkeit der vorderösterreichischen Regierung und Kam-
mer unter Josepb ]1. 
Eine generelle Charakterisierung der v. ö. Verwaltung unter Kaiser Joseph 11. 
bereitet einige Schwierigkeiten. Auf der einen Seite bleiben die schon erwähnten 
Hindernisse für jede Periode der vorländischen Geschichtsforschung bestehen: 
die Zerstückelung und Lückenhaftigkeit des früheren Aktengules, doch sind nun-
mehr für einzelne Bereiche Akten in derartiger Fülle selbst zu banalen Angelegen-
heiten erhalten, daß es schwer wird, in der Masse des kaum geordneten Materials 
eine sinnvolle Linie zu verfolgen_ Insgesamt sind alle Ebenen der v_ ö. Verwaltung 
geprägt durch eine starke Formalisierung und Bürokratisierung des Geschäftsab-
laufs. Oberste Maxime war eine sorgfältige Amtsführung, die in jeder Phase kon-
troHierbar sein sollte_ ]nfolge dieser Bürokratisierung wurden nunmehr einzelne 
Abteilungen der Regierung und Kammer zu regelrechten Ämtern mit eigener 
Aktenführung erweitert. Die Schriftlichkeit innerhalb des Geschä.ftsgangs nahm 
in erheblichem Maße zu, auch das Personal wurde namentlich im Bereich der 
reinen Schreib-, Konzipisten- un.d Registratursarbeiten stark vermehrt. 
, EBERHARD GÖNNER: Die Grafschaft Tettnang. - In: Vorderösterreich, S. 647-654 . 
• KUIlT OBERDORFER: Die Reichsgrafschaft Falkenstein. - In: Vorderönerreich, S. 565-578; BAIER, 
Die Rt"gistruur, S. 55f; Pnzu:, Bd. 2, Nr. 445. Wit"n 8. Mai 1782, S. 659. 
1 STOLZ, Dit" Zugt"hörigkt"it Vorarlbergs S. 11M; BAIU, Die Rt"gistratur, S. 56. 
86 
Bei der starken Betonung zentraler Verantwortlichkeit, die den Regierungsstil 
josephs 11. prägte. ist es verständlich, daß der Rahmen für eine eigenständige 
Entwicklung in einer Provinz sehr eng gezogen war. Zwangen noch die politi-
schen Gegebenheiten der Vorlande zu einzelnen Abweichungen von den sonsti-
gen sachlichen und institutionellen Beschlüssen, die fUr die übrigen Erblande 
galten. so war der Geschäftsablauf einheitlich formalisiert. AUe Leitlinien hierfür 
wurden durch Entscheidungen der Wiener Zentralbehörden festgelegt. 
Gerade diese Zentralisierung aller Entscheidungsprozesse. die zum Nutzen des 
Gemeinwohls ausschlagen, Fehlentwicklungen verhindern und dem allgemeinen 
Besten des Staates dienen sollte, behinderte je länger je mehr eine gedeihliche 
Entwicklung der Staatsverwaltung. Die Verteilung der Kompetenzen zwischen 
den Wiener Hofstellen, den Länderstellen, den Kreisämtern (Oberämtern) und 
den Lokalbehörden wurde - was schon vorher und auch später der Fall war - als 
unbefriedigend empfunden. Einerseits widersprach es dem im System des absolu-
tistischen Staates ausgeprägten Willen zur Überwachung und Überprüfung aller 
Entscheidungen, den unteren Behörden größere Kompetenzen einzuräumen, an-
dererseits waren die oberen Staats- und HofsteIlen durch die Flut von Berichten, 
Anfragen und Vorlagen zur Entscheidung auch in minder wichtigen Angelegen-
heiten völlig überfordert und mußten dadurch den Blick für ihre wesentliche 
Aufgabe, zu lenken und Leitlinien aufzustellen, verlieren. Zudem standen ihnen 
in vielen Fällen trotz des mitversandten Materials die sachlichen Grundlagen 
nicht zur Verfügung, eine begründete Entscheidung zu fällen. Im Grunde kriti-
sierte der Kaiser nur die Symptome, wenn er die ,.unnützen Schreibereien, An-
fragen und Berichte. in Fällen rügte, die schon durch allgemeine Verordnungen 
entschieden waren. Es wurde ,.daher sowohl der Landesstelle als auch den Re-
ferenten nachdrückliehst eingeschärft, in allen Fällen und Geschäften, wo bereits 
bestimmte Gesetze und Vorschriften bestehen, oder, wo es sich um nur einen 
unbedeutenden Gegenstand handelt, gleich von selbst vorzugehen, ohne weitere 
Anfrage zu entscheiden [ ... ], folglich die HofsteIle mit unnötigen Anfragen oder 
Bc1ehrungsansuchen um so weniger zu belästigen, als widrigenfalls diejenige, so 
sich die unnütze Schreibereien und Umtriebe zu Schulden kommen lassen, zur 
schuldigen Aufmerksamkeit und Thätjgkeit in Dienstgeschäften durch ernstliche 
Weege verhalten wOrden, weil dergleichen Anfragen immer eine Unwissenheit in 
den Verordnungen oder eine nachtheilige Unentschlossenheit und Bequemlich-
keit im Denken verrathen, ein und das andere aber an den Staatsbeamten nicht 
geduldet werden kann.c· 
Dieser Unsicherheit in der Kompetenzenverteilung und der Lähmung der Ver-
waltung durch überlang verzögerte Entscheidungen suchte man auf zwei Wegen 
zu steuern. Einmal sollte durch eine bessere Regelung der Publikation zentraler 
I PEnn, Bd. I, 26. Mai 1786, Nr. SC, S. J19f. 
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Verordnungen und Erlasse erreicht werden, daß sie die unteren Verwaltungsin-
stanzen, für die sie bestimmt waren, auch tatsächlich erreichten, zum anderen 
wurde der Bereich, in dem die Landesstelle selbständig handeln durfte, genauer 
umschrieben. Da im josephinischen Recht der Grundsatz galt, daß kein Untenan 
zur Einhaltung eines Gesetzes verpflichtet war, das ihm nicht zuvor ordnungsge-
mäß kundgemacht worden war, war die Publikation der Gesetze und auch Ver-
ordnungen von erheblicher rechtlicher Bedeutung.' 
Alle kaiserlichen Verordnungen gingen zunächst an die Landesstelle. Diese 
hatte zu entscheiden, ob sie durch Abschriften oder durch Druck bekannt ge-
macht werden sollten. In den immediat von Österreich verwalteten Herrschaften, 
den Kameralherrschaften, wurden sie anschließend durch österreichische Beamte 
publiziert, für die Standesherrschaften wurden die Zirkulare zur Weiterleitung 
im Breisgau dem Konseß, in Schwäbisch-Österreich und in Vorarlberg teilweise 
den dortigen Ständen, teils auch den Beamten der Adelsherrschaften über die 
zuständigen Oberämter zugestellt. 1782 wurde zusätzlich befohlen, daß die Ver-
ordnungen auf den Dörfern von zwei Richtern oder Geschworenen unterschrie-
ben werden mußten. Zudem sollten alle Verordnungen und Gesetze an den Kir-
chentüren angeschlagen werden. Eine tiefgreifende Besserung konnte offensicht-
lich trotz alledem nicht erreicht werden. Die Rezeption und Realisierung der 
zahlreichen kaiserlichen Entscheidungen in den Ländern blieb ein Problem des 
josephinischen Staates, wie die häufigen, immer wiederkehrenden diesbezügli-
chen Ermahnungen deutlich erkennen lassen. LO 
In einer Verordnung vom 26. Mai 1786 wurden die Kompetenzen der Landes-
stellen neu festgelegt und erweitert. Die Tendenz der Verordnung lief darauf 
hinaus, die ZentralstelIen von allen unwichtigen und nebenSä.chlichen Anfragen 
und Entscheidungen zu befreien und sie ganz auf die LandessteIlen zu übertra-
gen. 1I Um der wachsenden Papierflut Herr zu werden, wurde zudem der Abga-
beturnus für die meisten Berichte und Statistiken auf einen einzigen Termin jähr-
lich eingeschränkt. 
Im Bereich des ,..Politici« blieben die Möglichkeiten der Länderstellen zu selb-
ständiger Entscheidung begrenzt. In allen Fällen, in denen es um eine Abände-
rung der Landesverfassung, der Privilegien der Städte und Gemeinden, um Aus-
legung der Verträge mit Nachbarn und um Grenzfragen ging, blieb die Ent-
scheidung bei den Hofstellen. Dagegen wurde ihnen nunmehr der Komplex Han-
del und Gewerbe, Zunftordnung, Ansiedlung von Manufakturen sowie Preisre-
gulierungen übertragen. Ausfuhrsperren fUr Handelsprodukte allerdings reser-
vienen sich die Hofstellen wegen ihrer allgemeinen Bedeutung fUr die Monarchie . 
• JOSEPH PETZEK: Grundsätze des v. ö. Privatrechts. - Freiburg 1792, 5.12-14 . 
• 0 Verordnung vom 15. Juni 1782,23. Dezember 1784 und 1786, GLA. Karlsruhe 791256, auch 259 . 
.. PEnn, Bd. I, Nr. 50, S. 318-3&5. 
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Auswanderungen durfte die Landesstelle gestatten, wenn das Vermögen des Aus-
wanderungswilligen 3000 fl. nicht überstieg. Ferner wurden ihr die Bestä.tigung 
von Magistratswahlen überlassen. Bei Wahlen ständischer Beamter war von der 
Landesstelle zuvor die Wahlfähigkeit der Kandidaten zu erklären. Sä.mtliche of-
fenen Stellen der Lande55tdie und der ihr untersteltten Behörden mit Ausnahme 
der den Hofstellen vorbehaltenen Ämter der Buchhalter und des Kassepersonals 
konnten von ihr selbständig besetzt werden, ebenso die Stellen der Kreischir-
uTgen und Kreishehammen nach dem Vorschlag des Protomedicus. Ferner konn-
ten die Länderstellen die öffentlichen Notare verpflichten. Ebenso durfte der 
Landeschef Beamte, die sich einem Amte nicht gewachsen zeigten, versetzen, Re-
gierungsräte auf Kreisämter und Kreishauptleute (Landvögte) zur Regierung ver-
setzen, hatte aber hier die Beweggründe anzuzeigen. Nachllssige Beamte konnte 
er mit Gehaltskürzung oder Dienstentlassung bis zu drei Monaten bestrafen; eine 
gä.nzliche Entlassung behielt sich die Wiener Regierung vor. Die durch Gehalts-
kürzungen ersparten Summen waren gesondert zu sammeln und an besonders 
fleißige Beamte auszuzahlen. In Pensionsfragen hatte die Landesstelle im Rah-
men der bestehenden Gesetze zu entscheiden. 
Was das Finanzwesen anbelangte, waren die Länder an das bewilligte Budget 
gebunden. Ausgaben konnten nur im Rahmen des genehmigten »Haushalts-
5Ystemalentwurfsc getätigt werden. Für unvorhergesehene einmalige Ausgaben 
stand den Länderchefs ein Dispositionsrecht bis zu 3000 f1. zu, über die dann 
jeweils mit den Wiener Hefstellen abgerechnet werden mußte. Kleinere Buchungs-
fehler konnten innerhalb der Landes'stelle selbständig berichtigt werden. Ihr 
stand bei Verkäufen von Staatsgütern bis 6000 f1. und bei Verpachtungen bis 
1000 fl. das Bestätigungsrecht zu. Die Haushaltsrechnungen der Städte hatte sie 
zu prüfen und dem Hof einzusenden. In Notfällen konnte sie den Städten die 
Aufnahme eines Darlehens bis zu 3000 fl. gestatten. Ferner wurde der Landes-
steIle die Aufsicht über das Postwesen, soweit es nicht andere Länder mitbetraf, 
zugeteilt. Ebenso erhielt sie in minder wichtigen Bergwerksangelegenheiten das 
volle Dispositionsrecht. 
Im geistlichen Bereich hatte die Landesstelle einen Teil der landesherrlichen 
Rechte im Bereich des »Forum mixtumc wahrzunehmen. Sie durfte die Benefi-
zien bis SOO fI. und alle akatholischen landesfürstlichen pfarreien vergeben, 
ebenso die ordnungsgemaß berufenen und geprüften Pfarrer bestätigen. Der 
übertritt von Nonnen aufgehobener in ausländische Klöster sowie das Gesuch 
eines Absolventen der Generalseminare, in ein auswäniges Kloster eintre'ten zu 
dürfen, konnte im Rahmen der Auswanderungsgesetze -genehmigt werden. Bi-
schöfliche Gesuche um das »Placet regicll für Ablässe konnte die Landesstelle 
entsprechend den Hofresolutionen abschlä.gig bescheiden, Genehmigungen durf-
11 K. MÖIlSOORF: PlactL - In: Lexikon fUr Theologie und Kirche, Bd. 8, Freiburg 1963, Sp.5-45. 
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ten nur die Hofstellen erteilen. Ehedispense für Untertanen verschiedener Reli-
gionen konnte die Landesstelle im Rahmen bestehender Gesetze gewä.hren. 
In 5tudiensachen durfte die Landesstelle in Personalfragen weitgehend selbstän-
dig handeln. Geprüfte Schulmeister konnten von ihr bestätigt werden; die Rekto-
ren an Lyzeen ebenfalls, außer wenn bei den Wahlen gegen Vorschriften ver-
stOßen worden war. Ober Wahlen, Abä.nderungen und Suspendierungen von leh-
fern mußten Berichte an die Hofstellen eingesandt werden. Weiterhin waren an 
die Studienhofkommission einzusenden: 
1. geheime Nachrichten der Lehrer und Präfekten 
2. die jährlichen Standestabellen der Gymnasien 
3. die halbjährlichen Tabellen der auf Pfrilnden beförderten Geist-
lichen, die sich über den erhaltenen Normalschulunterricht aus-
weisen mußten und 
4. die halbjährlichen Berichte über den Stand der Normalschulkas-
sen. 
Aus dieser Kasse durften einmalige Beträge unter 100 fl. von der Landesstdie 
getätigt werden. 
Dem Ziel der Entlastung der ZentralstelIen diente auch die Verlagerung von 
Kompetenzen von den Ländersrellen auf die Kreis- oder Oberämter sowie von 
dort auf die Stadtmagistrate. Dieser erste Schritt zur Dezentralisierung war un-
bedingt nötig, in späteren Hofresolutionen ist man hierin noch weiter gegangen.1} 
3. 3 Der Aufbau der Regierung und Kammer in Freihurg 
3. 3. 1 Präsident 
Der Präsident war der oberste Verwaltungsbeamte in den durch die theresia-
nischen Reformen geschaffenen Provinzen der österreich ischen Monarchie. Als 
»Landescapoc hatte er in allen die Provinz berührenden Fragen die oberste Ent-
scheidungsbefugnis; entsprechend dem Zentralitätsgedanken der neuen Verfas-
sung mußte er über alle Vorgänge in seiner Provinz und seiner Behörde infor-
miert sein und sie der Zentralbehörde gegenüber verantworten. U Der .. Mini-
sterialdespotismusc des Kaisers fand dadurch auf der Ebene der Länderregierun-
gen seine gen aue Entsprechung. 1I Als Chef der Provinzverwaltung hatte er die 
Dienstaufsicht uber die Regierungsbehörde und ein weitgehendes Disziplinar-
recht über die Beamten. In den Ratsversammlungen führte er den Vorsitz und 
gab mit seiner Entscheidung bei Stimmengleichheit den Ausschlag. Bis 1759 war 
U Hofdekret vom 21. September 1793, CU Karlsruhe Abt. 791269; Brief Sumeraws vom 4. Februar 
1800, HSTA Stuttgart B 17 Ba 1008 . 
.. GLA harlsruh~ Abt. 79/260 . 
.. WALTER, Zentralverwaltung ]osephs 11., S. sf. 
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der Prä,sident der Gerichtsbehörde, der Regierung in Freihurg, Graf von Wels· 
perg, Prä.sident des Lehenhofes. Nach der Vereinigung von Repräsentation und 
Regierung ging dieses Amt auf den Präsidenten der Verwaltung über. Im Zuge 
der Entmachtung der Landstände ernannte ihn Mafia Theresia 1764 auch zum 
Präsidenten des landständischen Konsesses im Breisgau. Kaiser Leopold trennte 
1790 auf Drängen der Stände wiederum die beiden Ämter; da jedoch der Sohn 
des neuen gewählten Präsidenten der Landstände, Freiherr von Baden, 1798 die 
Tochter des Regierungspräsidenten heiratete, wird deuclich, daß auch nach der 
leopoldinischen Änderung aus dem Konseß kein Forum ständischen Widerstan· 
des mehr wurde. 
Alle Verordnungen Kaiser Josephs zielten darauf ab, die zentrale Stellung und 
Verantwonlichkeit des Präsidenten der Regierung noch zu stärken. Er mußte 
über alle Angelegenheiten in seinem Amtsbereich informiert sein. Das Exhibiten-
protokoll mußte ihm täglich vorgelegt werden, die Erledigungsentwürfe seiner 
Referenten billigte er durch die Beisetzung seines Namenszeichens. Alle Arbeits-
rückstände waren vor ihm zu verantwonen. Schon unter Maria Theresia hatte 
Präsident Sumeraw als eigenes Referat Justizangeiegenheiten bearbeitet. Mit der 
Bildung eines eigenen Appellatoriums für Vorderösterreich im Jahre 1782 ernann-
te Joseph IL im Gegensatz zu anderen Provinzen den Präsidenten der Regierung 
zugleich zum Präsidenten des Appellatoriums, eine Maßnahme, die wohl in den 
geringen Einkünften der Vorlande ihre Ursache hatte. 
Die Vorlande hatten von 1752-1805 vier Präsidenten, Anten Thaddä Freiherr 
Vogt von Sumeraw von 1752-1769, Ferdinand Karl Freiherr von Ulrn auf Er-
bach von 1769-1781, Johann Adam Freiherr von Posch 1782-1791 und den 
Neffen und Adopitvsohn des ersten Präsidenten, Joseph Thaddä Johann Nepo-
muk Freiherr von Sumeraw von 1791-1805. Obwohl sie in der zweiten Hälfte 
des 18. Jahrhunderts das größte Territorium in Südwestdeutschland verwalteten, 
und obwohl dem älteren Sumeraw bei der Organisation Vorderösterreichs, für 
die er sich mit außerordentlicher Arbeitsenergie einsetzte, große Bedeutung zu-
kommt, Pasch, wie die wenigen bis jetzt bekannten Zeugnisse vermuten lassen) 
ein überzeugter Vertreter des josephinischen Absolutismus war, und der jüngere 
Sumeraw einen wesentlichen Anteil an der Veneidigung der Vorlande gegen 
Frankreich hatte sowie durch seine Berichte an den Hof und seine Stellungnah-
men wä.hrend seiner Aufenthalte in Wien 1792/93,1796 und nach 1800 stärkeren 
Einfluß auf die österreichische Politik in Südwestdeutschland genommen hat, 
fand bisher keiner der v. ö. Präsidenten eine entsprechende Würdigung. Mit Aus-
nahme des jüngeren Sumeraw ist es jedoch nur schwer möglich, aus den bisher 
eingesehenen amtlichen Akten ein einigermaßen deutliches Bild ihrer Persönlich-
keit zu gewinnen. 
Da der Präsident die Landeshauptstadt nur mit Bewilligung der Hofstellen 
verlassen durfte, kam seiner Stellvertretung in den ersten Jahrzehnten keine grö-
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ßere Bedeutung zu. Im Verhinderungsfall nahm der dienstälteste Regierungsrat 
seine Aufgaben wahr, der dann auch unter joseph IL mit dem Zusatz .. in Ab-
wesenheit des Präsidenten« die Regierungsedikte unterfercigen durfte. Erst als 
Franz Anton von Blanc am 15. Februar 1787 als Regierungsrat nach Freiburg 
berufen wurde. bestellte ihn das Hofdekret ausdrücklich zum ersten Rat bei der 
v. ö. Regierung und Kammer. Sein Nachfolger als erster Beisitzer bei der v. ö. 
Regierung und Kammer sowie beim Appellationsgericht wurde 1791 Ferdinand 
Graf von Bissingen-Nippenburg, wie von Blane zuvor Landvogt in der Graf-
schaft Hohenberg. Während seiner Amtszeit - 1797 wurde er zum Gouverneur 
von TiTol ernannt - erhielt das Amt des Vizepräsidenten einen erheblichen grö· 
ßeren Einfluß, da die v. ö. Regierung nach dem Einfall der Franzosen 1792 von 
Freiburg nach Konstanz verlegt wurde, der Präsidem aber mit einer Präsidial-
kanzlei in Freiburg bei dem Sitz der Landstände blieb. Der Vizepräsident leitete 
von nun an die Ratssitzungen, traf die täglichen Routineentscheidungen und legte 
alles andere mit seinem Entscheidungsvorschlag schriftlich dem Präsidenten vor. 
Ebenso vertrat er den Präsidenten bei den Sitzungen des Appellationsgerichts. 
Nach Bissingens Versetzung nach Tirol nahm Freiherr von Majer seinen Platz 
ein. Dessen Nachfolger wurde 1802103 Freiherr von Brandenstein, nach 1803 
Regierungsrat von Steinherr, der wiederum, nachdem er zum Gesandten beim 
Kreistag in Esslingen 1804105 ernannt worden war. von Freiherrn von Witten-
bach vertreten wurde. Seit 1801, als Freiherr von Sumeraw zur Teilnahme an den 
Verhandlungen über das Schicksal der Vorlande nach Wien berufen wurde, bis 
1805 lag die eigentliche Leitung Vorderösterreichs bei dem ersten Rat der Regie-
rung. 
3.3.2 Die Abteilungen der Landesstelle 
Die starke Formalisierung der Verwaltungsarbeit unter Kaiser Joseph 11. hatte 
zwangsweise zur Folge, daß einzelne Referate innerhalb der Regierung und Kam· 
mer personell stärker besetzt und als eigene Ämter verselbständigt wurden. Zu-
ständigkeiten und Verantwortlichkeit der einzelnen Abteilungen waren in dem 
.Amtsunterricht über die Manipulation der Länderstellenc vom Januar 1784 fest-
gelegt.l' 
(1) Das Einreichungsprotokol1 (Exhibitenprotokoll) 
Das Einreichungsprotokoll, das schon zur Zeit Ma.ia Theresias zumeist in 
Verbindung mit der Registratur bestanden hatte, wurde nunmehr verselbständigt 
und ausgebaut und erhielt eine erheblich größere Bedeutung als bisher. Alle Ma-
16 GlA KarJsruhe Abt. 79126(J. 
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terien (.Aufsätze«), die an die Landesstelle gelangten, wurden von dem Einrei-
chungsprotokoll als verantwortlicher Stelle aufgenommen, gleichgültig, ob es sich 
um amtJiche Stücke oder um Anbringen von Untenanen handelte. Bittschriften 
und Gesuche von Untenanen durften seit 1782 nur noch ober die Regierungs-
und Kammeradvokaten der Landesstelle eingereicht werden, die für die nötige 
formale Gestalt der Gesuche verantwon1ich waren,H Das Einreichungsprowkoll 
hatte die einlaufenden .AufsätzeOL: jahresweise durchzunumerieren, sie Zur Ver-
teilung auf die Referenten zu bezeichnen, über den ganzen Einlauf ein Verzeich-
nis (das eigentliche »Exhibitenprotokoll«) zu führen. Das Verzeichnis mußte je-
den Abend dem Präsidenten zur Einsicht vorgelegt werden, so daß diesem eine 
übersicht über alle an seine Behörde gelangten Materien möglich war. Soweit 
nicht schon durch den Geschäftsverteilungsplan eine Zuständigkeit gegeben und 
vom Exhibitenprotokoll festgelegt war, hatte er die eingegangenen Stücke an die 
Referenten zu verteilen. Aus dem Protokoll hatten die Kanzlisten die Referenten-
bögen zu ziehen. Die Nummer des Referenten wurde mit einem Querstrich unter 
die Nummer des Einreichungsprotokolls gesetzt. Mit dem ganzen Verfahren soll-
te erreicht werden, daß jeder an die Landesstelle gelangte Gegenstand auch wirk-
lich traktiert werden mußte und dem Untertan ein Schutz vor Behördenwillkür 
gegeben war, andererseits sich die Zentralbehörden auch jederzeit über die Arbeit 
der ihr unterstellten Verwaltungen informieren konnten. 
Die Beamten des Einreichungsprotokolls waren im Jahre 1787: 
der Prorokolldirektor, der Sekretär 
der Landesstelle sein mußte, 
ein Konzipist 
ein Kanzlist 
ein Kanzleidiener 
(2) Das Ratskollegium 
Der Rat war das wichtigste Entscheidungsgremium der v. ö. Regierung und 
Kammer. Alle an das Einreichungsprotokoll gelangten Stücke wurden an die 
entsprechenden Referenten verteilt (»Über jedes an das Einreichungsprotokoll 
gelangte Stück muß etwas veranlaßt werden.:). Dabei hatte die Verteilung der 
Referate sowohl für Sekretare wie für die Regierungs- und Kammerräte immer 
nur fOr einige Zeit Gültigkeit und wurde vom Präsidenten festgesetzt. II Außer bei 
Kurrentgeschäften konnte kein Regierungsrat alleine Entscheidungen treffen; 
über den zugewiesenen Gegenstand hatte jeder Rat -ein Referat zu verfassen; in 
"Vgl. das Veruichnis der Regierungs. und Kammeradvokaten im Personalteil. Die Verordnung 
GLA Karlsruhe Abt. 791259. 
" S. u. S. '.2 (Verteilung 1797 unter Bissingen). 
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schwierigen Fällen konnte ihm ein Koreferent beigegeben werden. Das Referat 
trug der Rat, wie bisher, in der Ratssitzung vor, worauf darüber ein gemein-
schaftliches .Conclusum« gefaßt wurde. Nach einer Resolution Kaiser Leopolds 
vom 13. Januar 1792 durften sogar Präsidialbenchte oder Noten an den Hof 
nicht verfaßt werden, ohne daß der Gegenstand durch den betreffenden Referen-
ten vorgetragen worden war/' ausgenommen auf ausdrücklichen kaiserlichen 
Befehl, bei Staatsgeheimnissen oder in Fällen von grobem Betrug und Amtsmiß-
brauch, doch hatte der Präsident auch darüber ein genaues Protokoll zu führen. 
Die Berichte der Referenten mußten im Rat ohne Änderung vorgelesen werden, 
abweichende Meinungen anderer Regierungsräte waren mit Namensnennung 
dem Protokoll beizufugen. Der Präsident konnte seine abweichende Meinung 
dem Bericht anschließen. War zu einem endgültigen Beschluß ein Gutachten ei-
ner untergeordneten Behörde notwendig, durfte die Regierung eine Frist setzen 
und mit Zwangsmaßnahmen deren Einhaltung überwachen. Der Landesstelle 
war es dabeit nicht erlaubt, eine Überschreitung des gesetzten Termins zu ge-
statten, .. weil einerseits nur auf diese Art der Staatsbeamte in beständiger Auf-
merksamkeit erhalten, und der höchste Dienst immerfort gen au und pünktlich 
befördert werden kann, andererseits aber das Ansehen der vorgesetzten Behörde 
abgewürdiget, und der Beförderung des höchsten Dienstes hinderlich ist, wenn 
man die erflossenen Befehle nicht immer pünktlich befolgen macht, sondern es 
der Willkühr der unteren Behörden überläßt, ob und wann sie dieselben in Erfül-
lung bringen wollen.«zo Zudem war jeder Referent mit verantwortlich, daß die 
Regierungsentscheidungen schnell getroffen wurden, »da ihm vorzüglich an dem 
richtigen und schleunigen Vollzug des Geschäfts selbst gelegen sein muß; auch er 
als Mitglied der dirigierenden Landesstelle für die gute Verhandlung und mög-
lichste Beförderung des Dienstes mitzuhaften hat .• Trotz der in Österreich all-
gemein üblichen Kollegialverfassung der Behörden war dadurch eine weitgehen-
de Verantwortlichkeit des einzelnen Referenten gegeben. 
Alle im Rat behandelten Materien wurden im Ratsprotokoll festhalten, wobei 
die anwesenden Räte, der Sekretär des zur Behandlung anstehenden Referats, der 
bei dieser Gelegenheit zugegen war, oft auch der Ratsprowkollist in der Rubrik 
.. in praesentia« notiert wurden. Die Materie mit dem Entscheidungsvorschlag des 
Referenten und dem gemeinsamen ,.Condusumc: wurde danach in knapper Fonn 
festgehalten. Die Zahl der bei einer Sitzung traktierten Geschäfte l1ßt den Ein-
druck einer ZUgigen und konzentrierten Verwaltungsarbeit entstehen. Rein dila-
wrische Entscheidungen <ltBeruht auf sich selbst. oder Wiedervorlage mit bes-
serer Information, Verlangen nach Zusatzgutachten unterer Behörden) blieben 
"fuZEl:, BQ. 2, Nr. 67, S. 386-398. 
'0 PE"rzn:, Bd. 1, Nr. 50, 26. Mai 1786, S. 321 j ebenso unter Kaiser Leopold 11., Nr. 67, 12. Novem-
ber 1791, S. 3'Hf. 
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im sachlich notwendigen Rahmen. Soweit möglich, hatten die Sekretäre noch in 
der Sitzung die Beschlüsse zur Expedition vorzubereiten. Für die Arbeit des 
Rates geben die erhaltenen Ratsprotokolle von 1753-1785 ein geschlossenes 
Bild,u für die zweite Hälfte der Regierungszeit Kaiser Josephs und die Regierung 
von Leopold und Franz ist eine Rekonstruktion wegen der großen Lücken in den 
Akrenbeständen nur schwer möglich. Die bis 1948 vorhandenen Protokollbände 
aus dem letzten Jahre Vorderästerreichs sind heute verloren. 22 
Die Zahl der v. ö. Regierungs- und Kammerräte unter ]oseph 11. lag zwischen 
sechs und acht, Regierungssekretäre waren zwischen acht und neun angestellt. 
Die Ratsversammlungen fanden wöchentlich zweimal, am Montag und am Don-
nerstag statt. I1 Der Gehalt der Räte betrug 1800 fl. - eine Ausnahme bildete der 
verdienstvolle Verwaltungsfachmann und Reformer Franz Anton von Blanc, der 
nach seiner erzwungenen Entlassung aus der böhmischen Hofkanzlei in Wien 
und einer kurzen Tätigkeit als Landvogt in Hohenberg in Freiburg einen neuen 
Wirkungskreis gefunden hatte und auf Grund seiner früheren Stellung und sei-
ner persönlichen Verdienste 4800 fl. bezog.H Die Sekretäre wurden mit je 800 fl., 
der dirigierende Sekretär mit 1200 fl. besoldet. Während der Kriegsjahre zwi-
schen 1792 und 1797 kam es vor, daß Sekretäre des entsprechenden Referats die 
betreffenden Materien in der Ratsversammlung an Stelle der abwesenden Räte 
selbst vortrugen (sie für die abwesenden Räte »supplierten«), was aber nur als 
Ausnahmefall hingenommen wurde. H 
(3) Das Expedit- und Taxamt 
Von allen in den Ratssitzungen behandelten Materien fertigte ein Konzipist 
nach Weisung des Referenten auf einem besonderen Blatt einen Entwurf an, den 
dieser durch Beisetzung seines Namens oder seines Namenszeichens billigte. Prä-
sident Posch, dessen Amtszeit fast mit der Kaiser ]osephs zusammenfiel 
(1782-1791), setzte außerdem unter die Konzepte aller Referenten ein »Exp.« 
(Expediatur); unter ihm war das Direktorialprinzip der Behörde am strengsten 
durchgeführt.16 
Diese Konzepte wurden zur Reinschrift und Vorbereitung der Verschickung 
an das Expeditamt gegeben. Es hatte die Stücke mit den nötigen Beilagen zu 
sammeln und zu ordnen, die Reinschrift anzufertigen, zu kollationieren und sie 
IL HSTA Stuttgan S 17. 
U Diese heiden Protokollbande von 1805 lagen im STA Neuburg a. d. Donau.lkstand Y. Ö, Lteu+ 
lien 761 j sie sind nach einer Auskunft des Archivs von 1977 yeuchollen. 
I> Schematismus von 1785, S. 76 . 
•• NOS, Bd. 2, S. 28.H. 
I> GLA Karlsruhe Abt. 79/276 und 269 . 
•• EUGEN STEIoIIoILU: Einleitung zum Repcnorium B 38, S. 16. HSTA Stuugan 1951. 

96 
dann dem Präsidenten. dem Rat und Sekretär zum Unterfertigen zuzustellen. Zu 
diesem Zweck war der diensttuende Sekretär verpflichtet, sich täglich zweimal, 
um neun und um fünfzehn Uhr, auf dem Expeditamt zur Unterschrift einfinden. 
Danach mußten alle Expeditionen das Taxamt durchlaufen, wo die Gebühren 
festgelegt. wurden. Anschließend wurden die Expeditionen versiegelt, verschickt 
und die zurückgebliebenen Stücke an die Registratur geliefert. Das Taxamt war 
während der ganzen Regierungszeit Josephs II. mit dem Expeditamt verbunden; 
1796 wurde es von ihm getrennt und verselbständigt. 
Zum Expedit- und Taxamt gehörten folgende Beamte (1787):17 
1 Expeditor und Taxawr 700 fI. 
1 Adjunkt 400 fl. 
12 Kanzlisten achtmal je 400 fl. 
viermal je 250 fl. 
5 Akzessisten je 200 fl. 
2 Kanz.leidiener 250 fl. und 
150fl. 
1 Untermarschall 200 fl. 
I Einspänniger 150 fl. 
2 Boten 150 fl. und 
80 fl. 
(4) Die Registratur 
Vom Expeditamt gelangten die verbliebenen Stücke an die Registratur und 
wurden vom Registrator entgegengenommen. mit einem Einlaufdatum versehen 
und vorgeordnet. Er übergab sie dann an die Registranten, die jeweils einzelnen 
Abteilungen vorstanden. Sie prüften die Akten auf Vollständigkeit und legten sie 
ab, wobei alle Akten eines Betreffs in einem Umschlag gesammelt und mit Angabe 
von Kasten und Fach versehen wurden. Buchhaltungsgegenstände mußten z.uvor 
noch einmal der Buchhaltung vorgelegt werden. 
Der Registraturplan der v. ö. Regierung und Kammer ist verlorengegangen, 
eine Rekonstruktion der ursprünglichen Ordnung deswegen nicht mehr möglich. 
Soweit die ursprünglichen Umschläge von den Nachfolgearchiven bewahn wur-
den, was z. B. im Hauptstaatsarchiv Stuttgan weitgehend der Fall ist., läßt sich die 
Zugehörigkeit der Akten noch gUt verfolgen; in anderen Archiven ist das heute 
für größere Teile unmöglich. der Vergleich der Unterschriften unter den Akten-
stücken mit den im Personalteil dieser Arbeit aufgefühnen Beamten erlaubt je-
doch in den meisten Fä.lIen eine sichere Zuordnung der jeweiligen Akten. Einen 
ungefähren Eindruck der ehemaligen Regierungsregistratur vermittelt auch das 
l1 GlA Karbruhe Abt. 79/306. 
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in seiner Struktur ähnliche. von Registrator Gärth gefenigte Repertorium des 
Oberamts Hohenberg. n 
In der Altregistratur blieben die Akten fünf, höchstens zehn Jahre. Danach 
wurden sie in einen eigenen Archivraum überführt. Die Akten durften nur von 
einem Registraturbeamten ausgehoben werden. Um den Sekretären und Regie-
rungsräten jederzeit die Arbeit zu ermöglichen, war die Registratur werktags von 
acht bis zwölf und von fünfzehn bis neunzehn Uhr. an Sonn- und Feiertagen von 
einem Bereitschaftsdienst Uournalisten) von neun bis zwölf und von sechzehn bis 
neunzehn Uhr besetzt. 
Trotz der eindeutigen und detaillierten Vorschriften zur Registratursfohrung 
ließ der Zustand der Registratur in späteren Jahren zu wUnschen übrig. wofür 
die Registratursbeamten aber nicht in allen Stücken verantwortlich zu machen 
waren. Die Ursachen waren teils persönlicher Natur - so war der Registrator 
Reutti gesundheitlich seinen Aufgaben 1793 nicht mehr gewachsen, konnte aber 
nicht pensionien werden - teils durch Nachlässigkeiten im Geschäftsgang begrün-
det. Schriftstücke gelangten an die Registratur, ohne das Einreichungsprotokoll 
passiert zu haben, die dort erstellten Protokoll bögen und Akten, unter die die 
Buchhaltung ihr Itvideat« setzen mußte, blieben monatelang liegen sun sofort an 
die Registratur weitergereicht zu werden. Hofstellen schickten die Beilagen zu 
Gutachten nicht wieder z.urück, ebenso behielten Referenten, die sich Vorakten 
ausheben durften, diese durch Monate oder gaben sie in großer Unordnung zu-
rock. Kommissionsakten, die for einen speziellen Zweck zusammengestellt wer-
den mußten, blieben jahrelang beisammen und waren dann an ihrem Ort nicht 
mehr greifbar. Erstaunlich ist die Behauptung der Registratur, daß über die Ak-
ten von 1753-1770 kein Repertorium geführt worden sei und es for die Le-
hensakten keinen Index gäbe; für beides mUßte, wenn der Zustand geändert 
werden sollte, eigenes Personal eingestellt werden. Es ist jedoch festzuhalten, daß 
es sich bei dieser Kritik um Ausstellungen an einem im wesentlichen perfektio-
nistischen System handelt, nicht um einen grundSätzlich schlechten Zustand der 
Registratur. Die Registratursbeamten unterließen es auch nicht, auf ihre hohe 
Verantwortung hinzuweisen, die in krassem Gegensatz zu ihrem Ansehen und 
ihrer Bezahlung stand: .Wenn der Registratursbeamte seine täglichen Amtsstun-
den gewissenhaft ausgeharret, wenn er im Aktenstaube Kleider und Gesundheit 
verwüstet, wenn er aller Akzidenzien, die andere Regierungsämter und Beamte 
dennoch genießen, beraubt ist, wenn er sowohl für seine hinausgegebenen als 
zurückbehaltenen Akten in steter Sorge leben muß (des mohsamen Ein- und 
Auspackens bei gegenwärtigen Kriegs-Lä.uften nicht zu gedenken), so erhält der 
Registrant 450 fl., der Akzessist (der doch aus Mangel an Registranten wirkliche 
Registratursdienste verrichtet) 200 f1. fixierte Besoldung nebst der Venröscung 
.. HSTA Stungan B 41. 
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einer künftigen Zulage per 50 fl., wenn einst das Projekt der allgemeinen Besol-
dungs-Vermehrung für die minder besoldeten Regierungs-Beamten in Erfüllung 
gehen wird - da man hingegen für andere Regierungsämter und Beamte, z. B. für 
das Kanzley-Personale, deren Dienste doch gewiß weder so wichtig, noch so 
mühsam sind, auf 100 fl. Zulage wirklich eingerathen hat.«l' 
Zur Registratur gehönen (1787): 
1 Registrator 700 fl. 
2 Regisuatursadjunkten je 500 fl. 
3 Registranten je 450 fl. 
2 Registratursakzessisten je 200 fl. 
1789 beschäftigte die Registratur einen eigenen Diplomatiker, um die ihr 1787 
von Innsbruck in dem zweiten großen Extradierungsschub nach 1753 ausge-
händigten Archivalien zu ordnen. JO 
(5) Das Fiskalamt 
Dem Fiskalamt kam die Wahrung der landesfürstlichen Gerechtsame zu. In 
dem Hofdekret vom 10. März 1783, der »allgemeinen Instruktion für die sam-
mentlichen Fiskalämter« erweiterte Joseph H. die Aufgaben des Amtes dahinge-
hend, daß ",die Beschäftigung des Fiskalamts nicht bloß auf die Vertretung des 
landesforstlichen Interesses« beschränkt sei, .sondern auch auf die Wachsamkeit 
über die Gesetze« sich erstrecke.JI Danach oblag dem Fiskalamt zunächst die 
Wahrung der Kameral- und Bankalgefälle. Es hatte in allen strittigen Fällen den 
Kaineralbehörden mit rechtlichen Gutachten zur Verfügung zu stehen, auch bei 
Gefällsrückständen die Exekution einzuleiten. Ebenso gehörte die Vertretung al-
ler landesfürst1ichen Regalien, gleichgültig ob Rechte, die aus der Landeshoheit 
oder den Privatrechten des Erzhauses herrührten, zu den Agenden des Amtes. In 
Fragen der Territorialhoheit konnte das Fiskalamt allerdings erst nach Rückspra-
che mit der Landesstelle nach außen wirksam werden. 
Angesichts der Gemengelage Vorderösterreichs mit anderen Territorien und 
Reichsständen hatte die .Reziprozierung«, die Verfolgung von Wirtschafts- und 
Besu:uerungsoperationen benachbarter Regierungen, die gegen das eigene T erri-
tori um gerichtet waren, und die Einleitung von Gegenmaßnahmen in der Denk-
weise des späten 18. Jahrhunderts große Bedeutung. In der genannten Instrukti-
on wurde deswegen auch dem Fiskalamt vorgeschrieben: .Strenge Aufmerksam-
keit auf die Verfassung der angrenzenden Länder, wo es auf die Ausübung des 
iuris reciproci ankommt,« 
"'TlA, v. ö. Prll.sidi.a.lakten, Fasz. I, Exh. 53, 23. August 17'JJ. 
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Wie bisher hatte es in allen strittigen Lehenssachen einzuschreiten und ver-
fallene Lehen zu vindizieren. Alle Stiftungen oder landesfürstlichen Pfarreien 
wurden von ihm, gleichgültig ob als Kläger oder Beklagter, gerichtlich vertreten. 
Dazu führte das Amt die Aufsicht über die Untertansadvokaten, die nach dem 
Patent vom 1. September 1781 in jeder Provinzhauptstadt angestellt worden wa-
ren und die Untertanen in berechtigten Streitfällen gegen ihre Obrigkeiten un-
entgeltlich zu vertreten hatten.)J 
Eine wichtige neue Aufgabe des Amtes war es jedoch. über die Befolgung aller 
erlassenen Gesetze zu wachen. Da es dazu in keiner Weise personell genügend 
ausgestattet war, hatte es sich hierhei im wesentlichen auf Denunzianten zu stüt-
zen, denen Anonymität und ein erheblicher Teil der eingezogenen Strafe, in vie-
len Fällen ein Drittel der Summe, zugesichert wurde. Damit wurde es zum trau-
rigen Instrument eines gegenüber seinen Bürgern und Beamten mißtrauischen 
Staates zur Durchsetzung seines alle Lebensbereiche umfassenden Machtan-
spruchs. Selbst den Beamten des Fiskalamtes stand die Denunziationsgebühr zu. 
Zwar war der Zweck des Amtes, nämlich daß »das Hauptaugenmerk des Fisci 
auf alles jenes zu nehmen ist, was zum Besten des Staates, und des landesfürst-
lichen Dienstes gereicht«, hoch formuliert. Es sollte auch, um diesem Ziel zu 
genügen, mit einer ausgezeichneten juristischen Bibliothek, einer kompletten 
Sammlung aller Landesgesetze, sowohl der östereichischen wie der der benach-
barten Territorien, ausgestattet werden. Der Fiskal erhielt den Titel eines Regie-
rungsrates und war berechtigt, an allen Sitzungen der politischen wie der Jusriz-
behörde, allerdings ohne Votum, teilzunehmen, um seine Amtspflichten ohne jede 
Behinderung wahrnehmen zu können. Doch gerade in diesem Amt konkretisiert 
sich, daß der absolutistische Staat in seiner sicheren Gewißheit, daß Beste des 
gemeinen Wesens zu erstreben und zu verwirklichen, die Grenze, die durch die 
Würde des Individuums gezogen war, überschritt. 
Das Fiskalamt war eng verbunden mit den Landrechten, der Nachfolgerin der 
adligen Priminstanz, mit denen es auch das für Schreib- und Registratursarbeiten 
notwendige Personal gemeinsam hatte. Bei der Besetzung der Posten des Fiskal-
amts wirkten das Appellationsgericht und die Landesstelle zusammen. H 
Wegen der Brisanz der dem Fiskalamt anvertrauten Geschä.fte war es keinem 
der don Beschäftigten gestattet, sich ohne Erlaubnis des Regierungspräsidenten 
von dem Gerichtson, wo er angestellt war, zu entfernen. 
Über die Tätigkeit des v. ö. Fiskalamts lassen sich bei der gegebenen Aktenlage 
noch keine Aussagen machen. Es war personell gesehen ein kleines Amt; 1787 
waren dort beschä.ftigt: 
1 Fiskal und Kammerprokurator 1800 f1. 
JJ Ebd., Nr. 23, S. 92-101. 
]] PETZEK, Bd. 7, Nr. t270, tO. Mä.rz 1783, S. 89f. 
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1 Adjunkt und Untertanenadvokat 
I Adjunkt 
1200 fl. 
1000 fl. 
(6) Die Buchhaltung (Kameralbuchhaltung, seit 1795 Provinzialstaatsbuchhal-
tung) 
Ein Wesensz.ug schon des theresianischen Staates war eine peinlich genaue 
Sorge für eine korrekte Finanzverwaltung, die eine ordnungsgemäße und dem 
Gemeinwohl dienende Verwendung der für den Staat aufgebrachten Gelder ga-
rantieren sollte. Seit t 751 mußten auf allen Ebenen der Verwaltung jährlich Haus-
haltspläne (.Systemalentwürfe«) vorgelegt werdenj)· Ausgaben durften nur in 
diesem genehmigten Rahmen getätigt werden. Die Rechnungsbände wurden 
schon seit dieser Zeit in wesentlich verbesserter und sorgfältigerer Form geführt; 
eine weitere formale Verbesserung erfolgte zwischen 1765 und 1770. 
Der k. k. v. ö. Buchhaltung in Freiburg oblag die Rechnungslegung über alle 
Einnahmen und Ausgaben des Staates, daneben aber hatte sie sämtliche Rechnun-
gen aller untergeordneten Behörden, Städte, weltlichen Stiftungen, Heiligenpfle-
gen usw. zu kontroliieren. H In kameralistischen Fragen wurde die Buchhaltung 
von der Regierung z.u gutachterlichen Äußerungen aufgefordert. 
Bausachen gehörten ursprünglich ebenfalls zum Aufgabenbereich der Kameral-
buchhaltung. 1788 wurde jedoch für die technische Behandlung von Bausachen 
eine eigene .La.ndesbaudirektion« geschaffen und der bisherige Bausachverstän-
dige z.um Direktor eines eigenen Amtes gemacht. Für die Überprüfung der finan-
z.iellen Seite namentlich bei staatlichen Bauten und bei Baumaßnahmen von Stif-
tungen oder Patronatspfarreien verblieb bei der Buchhaltung ein bausachverstän-
diger Raitoffizier. 
Im Geschäftsablauf wies die Regierung und Kammer der Buchhaltung die ent-
sprechenden Gegenstände zu; diese legte einen Erledigungsentwurf vor, der dann 
von der Regierung nach der Behandlung im Rat, später von der Buchhaltung 
selbst ausgefertigt wurde. Mit den entsprechenden Stellen bei den Oherämtern, 
den Rentmeistern, verkehrte die Buchhaltung meist unmittelbar, während jene die 
Rechnungen und Berichte untergeordneter Stellen einbegleiteten. 
Wegen der Bedeutung, die der Rechnungsrevision zugemessen wurde, war die 
Buchhaltung personell immer gut ausgestattet. Aus dem gleichen Grund behielt 
sich die Wiener Zentralregierung die Besetzung des Buchhaltereipostens als ein-
ziger Stelle bei den Länderstellen vor. In den meisten habsburgischen Provinzen 
war die Buchhaltung nicht mit der Provinzialregierung verbunden, sondern als 
,. QUARTHAL, Landst1nde. S. 197. 
"Vgl. zu dem gesamten Abschnitt EUGEN STEhihiLER: Einleitung zu dem Repenorium .. Akten der 
v. ö. Kameralbuchhaltung zu Freiburg bzw. Konstanz bzw. Günzburg.« HSTA Stuttgart B 38a 
1953. 
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eine An Rechnungshof unmittelbar der Wiener Hofbuchhaltung (unter Franz 11. 
der obersten Staatskontrolle) unterstellt. Die Verbindung mit der Regierung in 
Vorderösterreich war eine Aus~ahme und durch die Randlage der Provinz be-
dingt. Zur Zeit, als die Vorlande noch von der Konstanzer RepräSentation ver-
waltet wurden, beschäftigte sie zwei Beamte, 1768 standen acht Beamte in ihren 
Diensten, ein Buchhalter, ein Raitrevisor, ein städtischer Rechnungsrevisor, vier 
Kalkulatoren und ein Buchhaltungsakzessist.1 ' Unter Kaiser Joseph 11. wurde 
das Amt wesentlich ausgebaut und beschäftigte im Jahr 1787 vierzehn Beamte. 
Ein zusätzliches Indiz für die Wichtigkeit, die dieser Behörde zugemessen wurde, 
spricht die Tatsache, daß ein Drittel der österreichischen Verwaltungsakten, die 
von Bayern, Baden und Württemberg. den drei Nachfolgestaaten Vorder-
österreichs 1806 als »gemeinschaftlich«, d. h. nicht nach lokalen Peninenzien 
sofort zu trennen angesehen wurden, Akten der Kameralbuchhaltung waren. 
t 787 beschäftigte die Buchhaltung die folgenden Beamten: 
t Buchhalter 1000 fI. 
2 Raiträte je 800 fI. 
7 Raitoffiziere dreimal je 500 fl. 
zweimal je 450 f1. 
zweimal je 400 fl. 
2 Ingrossisten je 300 f1. 
2 Akzessisten 200 fl. und 
15011. 
(7) Das Kameralzahlamt 
Die eigentliche Kassenverwaltung war schon seit 1753 von der Buchhaltung 
getrennt. Das Kameralzahlamt als Landeshauptkasse für Vorderösterreich wurde 
von einem Kameralzahlmeister geführt. Neben der eigentlichen »Kameralhaupt-
kasse« verwaltete das Zahlamt die »Kriegskasse« (mit Invalidenkasse). der wäh-
rend des Siebenjährigen Krieges, aber auch nach 1789 wieder größere Bedeutung 
zukam. Bezeichnend dafür ist die Besoldung des Zahlmeisters: Von 1200 fl. er-
hielt er 1000 fl. »ex militari« und nur 200 fl. wurden aus dem Besoldungsetat der 
Provinzregierung aufgebracht.)7 
Zusätzlich zu diesen beiden Kassen führte das Zahl amt eine Reihe kleinerer 
Kassen, insbesondere die Vermögensmassen der unter Maria Theresia und Jo-
seph IL aufgehobenen kirchlichen Institutionen: Jesuiten-Fonds-Kasse, Re-
ligions-Fonds-Kasse, Normalschul-Kasse sowie die Kassen zu Kreditbeschaf-
fung, die Depositenkasse und die Schulden-Foncls-Kasse.lI 
,. HSTA Stuttgart 8 17 Bü 1020 
"GlA Karbruhe Abt. 79/306. 
,. HSTA Stuttgan B 17 Bü 1020. Daneben haue es die Milde-8eisteuer-Kasse, die Sachsen-uuen-
burgische Kassc und die Schwarze Kauc unter sich. 
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Wegen seiner besonderen Gefährdung seit dem Wiederaufleben der Feindselig-
keiten mit Frankreich fohne das Kassenamt ein bewegtes Leben. Mit der Regie-
rung zog es 1792 nach Konstanz, während in Freiburg nur eine Filialkasse ver-
blieb. Als am 24. Februar 179') erneut Krieg mit Frankreich ausbrach, wurde das 
Amt nach Wien in Sicherheit gebracht. Erst 1801 kehrte es nach Günzburg zu-
rück. 
Auch dieser Teil der Regierung und Kammer wurde wie die Buchhaltung unter 
Joseph II. zu einem eigenen Amt ausgebaut und das Personal von zwei Beamten 
im Jahre 1767 auf fünf im Jahre 1787 vermehrt. Es beschähigte in diesem Jahr: 
1 Zahlmeister 1200 fl. 
t Kontrolor 700 fl. 
3 Kasseoffiziere 400 fl. 
300 fl. 
250 fl. 
(8) Das Stempelamt 
Das Sternpelamt siegelte die ausgehenden Urkunden und Schriftstücke und 
zog die vorgeschriebenen Stempeltaxen ein." Bis 1785 war es mit dem Zahl amt 
verbunden und wurde dann verselbstlndigt. In ihm arbeiteten: 
t Administrator 500 fl. 
1 Signator 400 fI. 
t Amtsdiener 150 fl. 
(9) Die Baudirektion 
Die Baudirektion war ursprünglich eine Abteilung der Buchhaltung. Durch 
eine kaiserliche Resolution vom 5. Mai 1788 wurde den Landesstellen die Einrich-
tung von Baudirektionen als selbständigen Institutionen befohlen. Ihre Wirksam-
keit erstreckte sich auf alle im Lande vorkommenden neuen Bauvorhaben des 
Kamerale, der unter Kameralverwaltung stehenden Güter, der Landstände und 
der landesfUrstlichen Städte. Sie hatte die Baurisse und Kostenvoranschlage aus-
zuarbeiten und die Berechnungen der Landesbuchhalterei zur Zensur und Berich-
tigung zu ubergeben. mit der sie über das Einreichungsprotokoll verkehrte. Bau-
gegenStä.nde mit einem Bauvolumen über 3000 fl. mußten der Hofstelle zur Be-
gutachtung übersandt werden. Zuständig war von 1783-178i die Oberhofbau-
direktion, danach wie zuvor, das Baudepanement der Kameralhauptbuchhalte-
rei.40 Die Tltigkeit der Baudirektionen war in der .Instruction wie in Sachen der 
"EUGEN SnwwLER: Einleitung zum Repenorium B 38. HSTA Stuttgart S. 13 . 
• G PrrzEX. Bd. 6, Nr. 1235, Wien 4. Januar. S. 480. 
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Bauökonomie jene Beamte oder auch andere Individuen sich zu verhalten haben 
••. « vom 3. März 1788 geregelt.·] Der Landesbaudirektor unterstand unmittelbar 
der Landesstelle. H 
Die Beamten der Landesbaudirektion waren (1787): 
1 Landesbaudirektor 
2 Architekten 
Zudem unterstanden ihm die Straßeninspektoren in den einzelnen Oberämtern. Ol 
(10) Das Oberforstamt 
Am 7. Dezember 1786 erließ die österreichische Hofkanz.lei eine neue Forst-
ordnung für die Vorlande. 44 Ihr Ziel war eine Verbesserung der Forstwirtschaft 
und eine Hebung der Erträge. Eine der Maßnahmen, mit denen man dieses Ziel 
erreichen wollte, war die Anstellung eines Oberforstmeisters, der zugleich die 
Ausbildung des gesamten v. Ö. Forstpersonals unter sich haben sollte. Die bisher 
in Vorderästerreich schon angestellten Oberjäger sollten zu Unterforstmeistern 
ernannt werden. Der Oberforstmeister war mit 1000 fl. zu besolden; neben ihm 
sollte ein Forstaktuar mit 400 fl. angestellt werden. Die 1000 fl. übernahm das 
Aerarium, die 400 fl. dagegen hatten die v. ö. Landstände und Landschaften auf· 
zubringen, da sie auch den Vorteil der neuen Einrichtung hatten.41 Am 12. April 
1787 wurden die beiden Beamten eingestellt, und zwar Dr. Trunk als k. k. v. ö. 
Oberforstmeister und öffentlicher Lehrer der Forstwissenschaften. 
Den vorgesehenen Unterricht gab er in zwei halbjährlichen Kursen nach einem 
von ihm herausgegebenen Handbuch der corstwissenschaften.~· Neben ihm war 
eine Kommission zur Prüfung der Forstkandidaten eingesetzt. 1789 verschwand 
Trunk unter merkwürdigen Umständen, nachdem er offensichtlich an mehreren 
Stellen unberechtigterweise zahlreiche Gebühren kassiert haue. Sein Amt war 
daraufhin längere Zeit verwaist, bis es 1796 wieder mit Philipp Hugo von Gaza 
besetzt wurde. 
" HSTA Stuttgan B 17 Bu 56 . 
.. PrrzEK, Bd. 6, Nr. 1136 . 
.. HSTA Stuug:m B 17 BU61. Beschreibung und Berichte über neu angelegte Straßen . 
•• Zu diesem Abschnitt vgl. GLA. Ka.rlsruhe Abt. 79/373 . 
.. Schreiben des Prlsidenten von Posch an den breisgauisch·landstlndischen Konseß vom 18. Janu-
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(1 t) Das Salzverschleißamt 
Der Verkauf des Salzes, des unentbehrlichen Konservierungsmittels bis in das 
letzte Jahrhundert, gehön zu den in der Neuzeit entwickelten Monopolen, mit 
denen die Habsburger wie andere Territorialherren den gewinnbringenden Ab-
satz des eigenen Salzes in ihren Landen sicherten," Der Verschleiß des Salzes in 
Vorderösterreich lag etwa seit der Mitte des 18. Jahrhunden in der Hand der 
Landstände, die dafür bestimmte VerteilersteIlen einrichteten. joseph H. entzog 
ihnen 1788 die Verantwonung für das Salzgeschäft und unterstellte die ständi-
schen ~amten für diesen Aufgabenkreis einem eigenen Salzverschleißober-
amtmann," An der Vertriebsorganisation änderte sich durch die rechtliche Neu-
ordnung nichts. 
(I2) Die Y. ö. Oberposumtsverwaltung 
FOr die Verbindung der Vorlande mit Innsbruck hatte Österreich am Ende des 
15. Jahrhundens einen Postkurs eingerichtet, dessen Route nach 1530 weitge-
hend unverändert blieb und von Innsbruck über Kempten - Leutkirch - Altdorf -
Stockach nach Freiburg und Ensisheim führte; durch reitende Posten wurde der 
Kurs seit 1583 regelmäßig, d. h. einmal wöchentlich in bei den Richtungen, verse-
hen. Zeitweise, insbesondere während der Besetzungen Freiburgs, wich man auf 
die Strecke Stockach - Schaffhausen - Waldshut - Basel aus. Daneben richteten 
die Erbpostmeister aus dem Hause Thurn und Taxis jedoch Reichspostlinien ein, 
die mit dem v. ö. Postkurs konkurrierten. Als die Erzherzogin Claudia überdies 
1645 dem Hause Thum und Taxis die Einkünfte der Y. Ö. Posten überließ, wäh-
rend die Ausgaben nach wie vor von der österreichischen Staatskasse bestritten 
wurden, standen fOr einen zur Konkurrenzfähigkeit notwendigen Ausbau des 
eigenen Postkurses kaum noch finanzielle Mittel zur Verfügung; die einzige Ver-
besserung bestand in der Einrichtung eines zweiten wöchentlichen Kurses in bei-
den Richtungen (1735). 
1770 verfügte Maria Theresia endlich die Inkamerierung der v. ö. und tiroli-
sehen Posten, aber die taXissehe Reichspost hatte mittlerweile eine so dominieren-
de Stellung auch in Vorderösterreich erlangt, daß die Staatskasse statt der er-
hofften Gewinne nur noch Verluste buchen konnte. Daraufhin entschloß sich die 
Kaiserin, durch einen am 1. März 1777 abgeschlossenen Postvenrag dem FOrsten 
Karl Anse1m von Thurn und Taxis und seinen Nachkommen die Posten der 
österreichischen Vorlande ab 1. April 1777 auf die Dauer von zwanzig Jahren zu 
verpachten; das kaiserliche Reskript ist vom 2. Mai 1778 datiert. Österreich be-
U H:uldbllCh der delluchen Wiruchafu- und Sozialgeschichte. - Hrsg. v. HERMANN AUBIN und 
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stand jedoch auf einer strikten Trennung der v. ö. und der Reichspostverwaltung. 
Der FOrst richtete deshalb in Freiburg ein v. ö. ,.Postkommissariat« ein und un-
terstellte die übernommenen Poststationen, von denen er zehn sofort auflöste, den 
ebenfalls neu eingerichteten Oberpostämtern Freiburg (23 Poststellen) und Bre-
genz (17 Poststellen), während Konstanz ein drittes Oberpostamt ohne unter-
geordnete Poststellen erhielt. Bei einer Gegenleistung von jährlich 15000 fl. Pacht 
erwinschaftete das Haus Thurn und Taxis von 1778 bis 1802 aus den v. ö. Po-
sten: 
Oberpostamt Freiburg 157300 fl. 
Oberpostamt Bregenz 92708 fl. 
Oberpostamt Konstanz 57481 fl. 
Angesichts dieser nur durch die gemeinsamen Hausinteressen bei heiden Po-
sten möglichen Enragssteigerung wollte Österreich die v. ö. Posten nach Ablauf 
des Pachtvertrags 1797 wieder selbst übernehmen; infolge neu einsetzender 
Kriegswirren wurde die Übernahme verschoben und kam bis 1805 nicht mehr 
zustande. 4' 
(13) Die v. ö. Polizeidirektion 
Zu Anfang der Regierungszeit Kaiser Josephs 11. besaß Österreich noch keine 
eigene unabhängig organisiene Polizei. Unter dem Drängen des nieder-
österreichischen Regierungspräsidenten Graf Johann Anton von Pergen hatte 
sich joseph dann bestimmen lassen, eine eigene Polizei einzurichten. In einem 
Gutachten von 1785 hatte Pergen argumentiert: ,.Nur durch gUt eingeleitete po-
lizeyanstalten kann die innere ruhe, sicherheit und wohlfahrt des staates gegrün-
det werden.« Unter verschiedenen Organisationsformen gewann das Polizeiwe-
sen, von Niederösterreich und Wien ausgehend, Gestalt. »Auf dem von Pergen 
gelegten Grunde«, faßt F. Walter seine Darstellung der Entwicklung unter Joseph 
11. zusammen, »bauten die von Sumeraw, Hager und Sedlinzky als Präsidenten 
der 1793 errichteten Polizeyhofstelle jenes berüchtigte System polizeilicher Über-
wachung und Bevormundung auf, das dem Staate Franz 11. seine Signatur gege-
ben hat.«~o 
.. K. LöFFLEI\: Geschichte des Verkehrs in Baden [ ... ]. - Heidelberg 1910, S. 145-166, mit der 
Nachzeichnung von .Skizzen über die Reichs- und Österr. PO!lkurse in Vorderösterreich pp. 
1769 .. ([LA Innsbruck) im Anhang; Stationskatalog der Thum und Taxis-Posl. - Bearb. von 
WERNER MUNZBERG. Kallmünz 1967. _ Thurn und Taxis-Studien Bd. 5; PETZEK. Bd. J. Nr. 811; 
vgl. auch den Perronalteil. Ein neuer Venrag über die vor!ändischen Posten wurde zwischen 
Österreich und dem Fürsu-n Kar! An~lm von Thurn und Taxis am 2<1-. Aug. 1805 in Regensburg 
abgeschlossen; seine Anwendung dürfte sich durch die Ereignisse ab September 1805 erübrigt 
haben: BmNER, Chronologisches Verzeichnis, Nr. 1472. 
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Bei der Verwirklichung seiner Vorstellungen noch unter Kaiser joseph stieß 
von Pergen zunächst noch auf den Widerstand anderer, in ihren Kompetenzen 
durch die Herauslösung der Polizeiagenden und deren Vereinigung in einer zen-
tralen Polizei bedrohten Behörden. Deswegen verfügte joseph entgegen den Vor-
stellungen Pergens noch 1786, daß die Landespolizc:idirektoren von den Landes-
chefs abhängen und keineswegs selbständig handeln dürften. Das Prinzip einer 
obersten Verantwonlichkeit für die gesamte Provinz sollte nicht geschmälen wer-
den. Die wesentlichen Polizeiaufgaben wurden den Magistraten belassen. wes-
halb auch das Personal bei der Landespolizeidirektion nur sehr beschränkt 
blieb." Erst im letzten Jahr der Regierung josephs 11. gelang es Pergen endlich, 
dem Kaiser die Zustimmung zu seinem auf völlige Zemralisierung hinauslaufen-
den Organisationsplan abzuringen. Er konnte jedoch nicht wirksam werden, da 
Josephs Nachfolger, Kaiser Leopold die Polizeiagenden wieder in die Hand der 
Länder zurückgab. Erst Kaiser Franz 11. verfügte 1793 die Wiedereinführung 
eines Polizeisystems, wie es - in der letzten Zeit - unter ]oseph bestanden hatte. 
Am 10, Januar 1794 wurde daraufhin wieder ein Polizeidirektor für den Breisgau 
ernannt, der die Leitung der Behörde erhielt. Ihm unterstand die Polizeiwache in 
Freiburg; die An des Zusammenwirkens mit den Magistraten und Oberämtern in 
den anderen Teilen Vorderästerreichs war bisher noch nicht zu ermitteln, In die 
Agenden der Polizei fielen das Anzeigewesen, Aufrechterhaltung der öffentlichen 
Ordnung, die Gesundheitsüberwachung, insbesondere aber die Überwachung 
der in Konstanz, Freiburg und Rottenburg ansässigen französischen Emigran-
ten,U 
(14) Das Bergamt 
Zu den wichtigen Neuerungen in der v. ö, Verwaltung unter Kaiser Joseph 11. 
zä.hlte die Trennung des v. ö, Bergwerk- und Münzwesens von dem tirolischen 
Bergamt in Hall im Jahre 1782 und die Errichtung einer »K. k. Kammer in 
MOnz- und Bergwesen« bei der Regierung und Kammer in Freiburg. Als Leiter 
dieses Amtes wurde 1784 der Bergrat Hermann joseph von Carato eingesetzt, der 
1783 aus Schwaz nach Freiburg gekommen war. Er erwies sich in seinem Fach-
gebiet als sehr fähig und es gelang ihm, innerhalb von zwei Jahren zu den be-
stehenden acht Gruben elf alte wieder aufwältigen zu lassen. H Dem Bergamt 
unterstanden die sechs Bergwerke des Schwarzwalds im MOnstertal, in Hofs-
grund, Todtnau, Schauinsland, am Feldberg und in Kirnach bei Villingen. Zu-
" Ebd., S. 58; s. a. Personalteil. 
11 Ak~n hierzll in GLA Karlsruhe Abt. 79/2638 mit der Poli.t.eiverfassung filr den Breisgau vom 
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dem hatte es die Aufsicht über die st. blasianischen Bergwerke in den Herrschaf-
ten Staufen und Kirchhofen. Weiter waren ihm die Eisenschmelz- und Hammer-
werksverwesung zu Bärental in der Herrschaft Hohenberg, die Eisenwerksver-
wesung zu Zizenhausen in der Herrschaft Nellenburg, die Bergwerke in der 
Reichsgrafschaft Falkenstein und das Münz.amt zu Günzburg unterstellt. 
Dem Bergamt beigeordnet war ein Berggericht, das Verstöße gegen die Berg-
ordnung zu ahnden hatte. Es tagte unter dem Vorsitz des Bergrates von Carato 
und war mit drei Berggerichtsassessoren. zwei Berggerichtssubstituten und einem 
Berggerichtsaktuar besetzt. 
Die Berggerichre zählten zu den von Joseph II. noch außerhalb der eigentli-
chen Gerichtsbarkeit zugelassenen Sondergerichten. Ihre Zuständigkeit war in 
dem Patem vom I. November 1781 geregelt. u Es hatte alle Streitfälle abzuunei-
len, die den Bergbau unmittelbar betrafen, aber auch Justizfälle, die die dem 
Bergbau reservierten Waldungen angingen, auch alle Angelegenheiten, die sich 
aus dem Dienst der Bergbeamten, Bergarbeiter und Bergwerksverwandten erga-
ben. Von den Berggerichten ging ein eigener Appellationszug an die in Bergsa-
chen bestimmten Appellationsgerichte, (für Vorderösterreich das Appellations-
gericht in Freiburg), von dort der Revisionszug an die k. k. Hofkammer in 
Münz- und Bergwesen. Für die Berggerichte war ebenso wie für die anderen 
Gerichte die allgemeine Gerichtsordnung josephs 11. verbindlich. ss 
Kaiserin Maria Theresia hatte 1761 in Günzburg ein eigenes Münzamt für 
Vorderösterreich eingerichtet, um den Geldumlauf in dieser Provinz zu verbes-
sern und zugleich auch ausreichend Geld für die dortigen Truppen ausgemünzt 
zu erhalten. Das Münzamt unterstand zunächst dem Münzdirektor in Hall, von 
wo auch die ersten Fachkräfte kamen. 1764 begann die Ausmünzung, 1767 war 
der Neubau des Münzamtes in Günzburg vollendet, seit 1782 unterstand es dem 
Bergamt in Freiburg. Der Münze waren nur wenige ruhige Jahre beschieden. 
1796 und von 1800 bis Dezember 1801 mußte sie vor den französischen Truppen 
geflüchtet werden, kehrte dann aber wieder nach Günzburg zurück. Im Oktober 
1805 erhielt das Münzamt den Befehl, GOnzburg zu verlassen, am 7. Oktober 
verpackte man seine Gerätschaften und verschiffte sie nach Wien. Sl 
•• Joseph, Gesaze, 5.105-111; Zusatz im Patent vom 3. April 1783, tbd., S. 224f. Die Ordnung ((Ir 
die Berggerichte findet sich bei KIlOPATSCHEK, Staatsverfassung Österreichs, Bd. I, S.419-424 . 
.. Allgemeine Gerichtsordnung vom 1. Mai 1781, ebd., S. 6-78; Allgemeines Intelligenzblatt (Ur den 
Breisgau 1804, S. 677, 686. 
"PAUl At:ER: Geschichte der Stadt Gllnzburg. - GunzolJrg 1963, S. 851. 
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(15) Die geistliche Oekonomatskommission 
Die kirchenpolitischen Aktivitäten Josephs II. - Toleranzpatent, Aufhebung 
»unnützere KJöster, Schaffung des Religionsfonds, Einrichtung von Generalse-
minaren. Neugliederung der österreichischen Diözesen u. a. m. - hatten den 
Staat mit einer Reihe von Problemen konfrontiert, für deren Lösung zunächst 
keine der alten Behörden verantwortlich war. Um hier für die ganz Monarchie 
eine einheitliche Lösung zu treffen, richtete der Kaiser zunächst in Wien eine 
eigene Kommission ein, die geistliche Oekonomatskommission. Sie bestand aus 
Räten der ungarischen und der böhmisch-österreichischen Kanzlei, die sowohl 
dem geistlichen wie dem weltlichen Stand angehönen. Die neue Kommission war 
als gesamtstaatliche Einrichtung gedacht und den heiden Kanzleien untergeord-
net. Ihre Hauptaufgabe bestand in der Oberaufsicht über alle eingezogenen kirch-
lichen Güter, in der Pensionsverwaltung für ehemalige Klosterangehärige, der 
ausreichenden Versorgung des Landes mit Pfarreien sowie in allem, .was auf das 
zeitliche Wohl, gute ordnung und ruhe des staates einfluß hat.« Nachdem der 
Widerstand der ungarischen Kanzlei wegen des Zwangs zur Kooperation mit der 
böhmisch-österreichischen haue überwunden werden können, wurde die Einrich-
tung der Kommission durch kaiserliches Handschreiben vom 22. Juli 1782 be-
fohlen. Zum Ende des Jahres wurden auch in den Ländern .Filialkommissionenc 
eingesetzt, die jedoch keine eigenen Beschlüsse zu fassen, sondern nur die genaue 
Befolgung der erlassenen Verordnungen zu überwachen hatten. S1 
Der Kommission in Vorderästerreich gehörten neben dem Landespräsidenten 
zwei Regierungsräte, ein geistlicher und ein weltlicher, zwei Sekretäre und zwei 
Konzipisten an. Offensichtlich war auch hier wiederum nur der Bischof von 
Konstanz. nicht aber die anderen für Vorderösterreich zuständigen geistlichen 
FUrsten berücksichtigt worden. 
(16) Der Lehenhol 
Gleichzeitig mit der Errichtung der v. ö. Regierung als selbständiger Provinzial-
behörde fUr die Vorlande bestimmte Maria Theresia durch kaiserliche Ver-
ordnung vom 25. Mai 1752 die Regierung, später die Regierung und Kammer 
zum v. ö. Lehenhof, von dem die Lehen genommen werden mußten. Als Lehen-
propst fungierte der jeweilige Regierungspräsident, seit 1763 der Präsident von 
Regierung und Kammer. Einer der Regierungs- und Kammerräte war als Lehens-
referent, einer der Sekretäre als Lehenssekretär tätig. Seit 1792 beschäftigte der 
Lehenhof noch einen Konzipisten.!' Über Lehensangelegenheiten wurde im v. ö. 
Rat samstags referiert; die Tage der Belehnung bestimmte der Lehenpropst. Der 
.. Zum Vorangegangenen vgl. WALTER, Zentralverwaltung JOKphs, S. 31-39. 
11 PnzEK, Bd. 2, Nr. 438, 25. Mai 1752, S. 656. 
109 
v. ö. Lehenhof war für den Breisgau, Schwäbisch-Österreich und bis 1782 für 
Vorarlberg zuständig. Durch die kaiserliche Resolution vom 8. Mai 1782 wurde 
ihm auch die Reichsgrafschaft Falkenstein unterstellt. s, Ausgenommen von seiner 
Zuständigkeit waren die sogenannten »Thronlehen«, die sich der kaiserliche Hof 
selbst vorbehidt!O Die Vasallen mußten beim Tod des Landesherrn oder des 
Lehensinhabers binnen Jahr und Tag unter Vorlage des Lehenbriefs und eines 
Verzeichnisses der Lehensstücke um Belehnung nachsuchen.61 Die Belehnung 
mußte grundsätzlich persönlich erfolgen, doch konnte auf Grund einer landes-
fürstlichen Dispensionsurkunde auch ein Bevollmächtigter den Lehenseid able-
gen.'l Als Zeremoniell beim Lehensempfang galt das mit dem Erzstift Salzburg 
für den Empfang der kärntnerischen Lehen vereinbarte als verbindlich.u Das 
Interesse des Landesherrn in strittigen Lehenssachen vertrat der Fiskal; die Ge-
richtsbarkeit hierüber übertrug Joseph Ir. 1784 den v. ö. Landrechten.u Die Ko-
sten einer vom Vasallen geforderten Lehenshereitung hatte dieser selhst zu tra-
gen, war sie jedoch zur Sicherung des Lehens erforderlich, so übernahmen Le-
hensherr und Vasall je die Hälfte der Kosten, da ja auch der Nutzen gemeinsam 
war.'! Als Lehenuxen wurden die im Lehenbrief festgesetzten Gebühren erhoben, 
sonSt 5 % des Kaufreugeldes und 5 % vom Lehengeld, bei Beutellehen - Lehen, 
die aus adliger Hand in bürgerlichen oder bäuerlichen Besitz übergegangen wa-
ren - wurden 6 % bezogen. Bei Lehen der Reichsgrafschaft Falkenstein zog der 
Lehenhof als Gebühr für neue Lehen ein Viertel, für alte ein Achtel des Lehener-
trags ein. Zusätzlich mußte der Vasall für die Ausfertigung des Lehenbriefs 6 fl. 
zahlen. u 1785 bestand der v. ö. Lehenhof aus neun fürstlichen Vasallen, vier 
geistlichen und fünf weltlichen Sundes. 26 Stifter, Kommenden, Abteien und 
Klöster, 27 gräfliche, 56 freiherrliche und 27 adlige Familien hatten österreichi-
sche Lehen. JO Städte, Gemeinden und Spitäler, darunter auch die Stadt Zürich 
in der Schweizer Eidgenossenschaft, waren österreichische Vasallen. Insgesamt 
bestand der Lehenhof aus 176 Lehensnehmern. Die v. ö. Lehensakten sind wegen 
der Rechtsansprüche, die aus ihnen von den Nachfolgestaaten Baden, Bayern 
und Würuemberg abgeleitet wurden, in größerem Umfang erhalten.U 
" Ebd., Nr. 445, S. 658 . 
.. Ebd., NI'". 430, Wien 2'J. November 1706, S. 651. 
., Ebd., Nr. -4-31, Wien 15. Februar 1712, S. 652 . 
• , Ebd., Nr. 436, Wien 28. April 1727, S. 654f . 
•• Ebd., Nr. -4-4-2, Wien 17. Januar 1764, S. 657f . 
•• Ebd., Nr. 447, Wien 13. Februar 1784, S. 659 . 
•• Ebd., Nr. 448, Wien 6. Juni 1784, S. 660 . 
.. Ebd., Nr. 449, Wien 10.Juli 1786, S. 660f . 
• ' HSTA Stuttgan B 31 u. 32; STA Neuburg, Markgrafschaft Burgau: Lc:henwesen, v. ö. Literalien; 
GLA Karlsruhe Abt. 67n87-7')! Österreichische Lc:henbucher 1275-1791, Lehenprotokolle; 
Abt. 72 Akten des Lehens- und Adelsarchivs: Generalia: V. ö. Lehenhof 25 Fasz. 
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4. Die Neuordnung der Justiz in Vorderösterreich unter Joseph 11. 
Die Sorge Josephs 11. um eine mit den philosophischen Erkenntnissen und den 
politischen Notwendigkeiten der Zeit in Einklang stehende Rechtspflege waren 
ein echtes mütterliches Erbe. L Neben umfangreichen Arbeiten zur Kompilation 
und Kodifikation des bestehenden Rechts - 1783 das Ehepatent, 1786 ein neues 
Erbrecht, 1787 eine neue Zivilprozeßordnung. 1788 eine Kriminalprozeßord-
nung, 1786 ein Band des neuen bürgerlichen Gesetzbuches und 1787 wiederum 
ein Strafgesetzbuch - standen die Bemühungen des Kaisers um eine organisato-
rische Erneuerung der Justiz. Schon unter Maria Theresia war mit einer Tren-
nung von Justiz und Verwaltung begonnen und auf der obersten Stufe der Ver-
waltung auch durchgdühn worden. Ihr Sohn machte diesen Gedanken nun auch 
für die zweite Instanz fruchtbar und setzte damit .. der verwirrenden Buntheit der 
Gestaltung des Gerichtswesens in den habsburgischen Ländern - eine Folge der 
territorialen Entwicklung und ständischen Aufspaltung. ein Ende. l 
Nach der nur wenige Monate nach der Regierungsübernahme ]osephs erlasse-
nen allgemeinen Gerichtsordnung vom 1. Mai 1781 für die österreichischen und 
böhmischen Länder sollte jedermann drei Instanzen bei der Rechtssuche haben, 
nämlich eine erste, eine Appellation und eine Revision, falls nicht der Spruch der 
ersten beiden Instanzen gleich ausfiel. Nur in der Priminstanz sollte es noch 
einen Unterschied zwischen adligem und nichtadligem Gericht geben. l 
Auf dieser Grundlage wurde auch das Gerichtswesen in den Vorlanden refor-
mien. Zunächst hob ]oseph 11. das letzte Relikt ständischer Rechtssprechung, das 
breisgauische .. Judicium primae instantiae. auf, eine Maßnahme. die von den 
Prälaten und besonders vom Adel als bitter empfunden wurde, da man in der 
eigenen Priminstanz einen Ausweis der Standesgleichheit mit der Reichsritter-
schah und der eigenen Stiftsfähigkeit sah. Bezeichnend für die josephinische Be-
amtenschaft ist jedoch, daß die kaiserliche Maßnahme trotzdem in Vorder-
österreich nicht etwa von landfremdem Adel. sondern durchaus von Beamten, die 
der eingesessenen Ritterschaft entstammten, getragen wurde. 
Zum 1. Juli 1782 richtete ]oseph 11. mit den v. ö. Landrechten eine neue, nun-
mehr staatliche. nicht ständische Priminstanz für Adel und Korporationen ein 
und eröffnete zum gleichen Tag ein eigenes v. Ö. Appellationsgericht in Freiburg. 
Mit der Schaffung einer eigenen Appellationsinstanz wurde Vorderösterreich 
auch in dieser Hinsicht von Tirol getrennt und damit den anderen ösrerreichi-
sehen Provinzen gleichgestellt.· Danach ging nur noch die Appellation in MiliUr-
'WALTER, Zentralverwaltung Joscphs, S. SO . 
• Ebd., S. 51. 
'Joscph, Gescu.c 1-4, Nr. 48. Vom l. Mai 1782, S. 155 und Nr. 60, 1. Juli 1782, 5.163 . 
• Patent Josephs vom 18. April 1782. - Joseph, ~setzeI S. 149-151. 
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gerichtssachen nach Innsbruck. 1784 wurde auch diese Bindung gelÖSt; durch 
eine kaiserliche Resolution vom 11. Juli wurde dem k. k. n. ö. Generalkommando 
in Wien zugleich als v. ö .• Judicium delegatum in causis militaribus mixtis« die 
Berufung vom v. Ö. Militärkommando in Freiburg übertragen. 
4. t Die v. ö. Landrechte 
Die v. ö. Landrechte waren ein Gericht erster Instanz in Zivilsachen (streitige 
und freiwillige Gerichtsbarkeit) filr Vorderösterreich.' Seine Zuständigkeit war 
in dem Justiznormale für die Vorlande vom 13. Februar 1784 geregelt. Danach 
fielen in seinen Zuständigkeitsbereich : 
1. Klagen des v. ö. Fiskalamtes 
2. Streitigkeiten zwischen Untertanen und ihren Herrschaften und 
Obrigkeiten 
3. Rechtsstreitigkeiten folgender Paneien: 
a. von Angehörigen des Prälaten-, Herren- und Ritterstandes 
b. der v. Ö. Stände, wenn sie »in corpore« belangt wurden 
c. von landesfürsdichen Ortschaften 
d. von Ortschaften, die unter keinem niederen Gericht oder kei-
ner näheren Obrigkeit standen 
e. von Adligen 
f. von Stiftern, Klöstern, Kapiteln usw., wenn sie ,.in corpore. 
belangt wurden. 
Ferner wurde den Landrechten die Gerichtsbarkeit in strittigen Lehenssachen 
übertragen.' Außerdem übernahmen sie gewisse standesgerichtliche Funktionen 
von Regierung und Kammer; Ehelichkeitserklärungen u. ä. Die Berufungsin-
stanz für die v. ö. Landrechte war das v. ö. Appellationsgericht,. von dort ging der 
Rechtszug an die oberste Justizstelle in Wien. 
Das Personal der Landrechte setzte sich 1784 folgendermaßen zusammen: 
1 Präsident 5000 fl. 
4 R.te 1800 fl. 
1500 fl. 
zweimal je 1200 fl. 
1 Sekretär 900 fl. 
I Protokollist 800 fl. 
Der Präsident wurde von der Regierung und Kammer ernannt, war aber sonst 
von ihr unabhängig. Von den vier Räten gehörte seit 1786 jeweils einer nicht dem 
• Die Darstellung folgt, soweit nicht anders vermerkt, der Einleitung zum RepertOrium "Akten des 
v. ö. Uüdrechu von brdb~ STEMMLER, 1951, HSTA Stuttgart B 19, S. 4-5 . 
• PE-rZEK, Bd. 2, Nr. 447, Wien B. Februar 1784. 
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Adelsstande an. Die Kanzleigeschäfte besorgte zunächst das .bei dem Appella-
tionsgericht und der Landesregierung promiscue dienende Personale. Seit 1792 
hatten die Landrechte ihr eigenes Einreichungsprotokoll, eigene Expedition und 
eine eigene Registratur. Der heute überliefene Aktenbestand der Landrechte um-
faßt nur einen ganz geringen Bruchteil des ursprünglich vorhandenen. Die v. ö. 
Landrechte zählten zu den kleineren in den habsburgischen Erblanden j beispiels-
weise war das entsprechende niederösterreichische Gericht etwa viermal so stark 
besetzt (16 Räte, 6 Sekretäre, 3 Protokollisten). Nach dem Tode Kaiser Josephs 
zä.hlte die Abschaffung der Landrechte und die Wiederherstellung der adligen 
Priminstanz zu den wichtigsten Forderungen der breisgauischen Stände/ Kaiser 
Leopold gestand den Ständen unter dem 27. August 1790 die Einrichtung un-
abhängiger Landrechte zu, falls sie die Mehrkosten, die die Neueinrichtung ge-
genüber der staatlichen Institution erfordern würde (16700 f1. gegenüber 
12700 fl.) aus der DominikaIsteuer übernehmen würden. Soviel war den breisgau-
ischen Ständen dann doch wieder der Ausweis ihrer Unabhängigkeit nicht wert. 
Nachdem die gewünschte Erklärung bis 1791 nicht abgegeben worden war, blieb 
alles beim alten.' 
4.2 Regulierte Magistrate, Oberlimter und Patrimonialämter als erste Instanz 
Alle Personen, für die die Landrechte nicht erste Instanz waren, hatten ihr 
Recht vor den zuständigen Gerichten ihres Wohnsitzes zu suchen. Dies waren in 
Zivilsachen die Magistrate landesfürstlicher Städte oder die Patrimonialämter der 
Adelsherrschaften. Den Dorfmagistraten hatte Maria Theresia die niedere Ge-
richtsbarkeit bereits durch die »Einrichtungs-Instruktion« von 1751 genommen.' 
für Kriminalblle war das jeweilige Oberamt bzw. bei Adelsherrschaften, die im 
Besitz des Blutbanns waren, das Patrimonialamt zuständig. Als Sonderregelung 
für Vorderösterreich mußte Joseph 11. 1782 zulassen, daß in den Fällen, in denen 
schwäbische Reichsklöster, Reichsritter etc. bisher die Appellation an die Oberäm-
ter hatten, diese beibehalten wurde und nicht an das Freiburger Appella-
tionsgericht ging. Allerdings wurde dieses Urteil trotz der Behandlung durch die 
Oberämter im weiteren RechtSzug nur als erstinstanzliches Urteil betrachtet. Die 
Oberämter hatten die an sie gelangten Fälle nur einbegleitend weiterzureichen. 
nicht in der Sache zu urteilen. IG 
Auch die Landgerichte in Vorderösterreich mußte Joseph Ir. als Sondergerich-
te, deren Existenz in Verträgen mit anderen Reichsständen garantiert war, be-
'GOTHEIN, Der Breisgau. S.109; PETZElt, Bd. I, Nr. 92, Wien 21. September 1790. S. 45)f; 
Nr. 106,8. MAn: 17'11,5. 575 ist nicht in Kraft getreten. 
I GLA Karlsruhe Abt. 791265 u. 266 . 
• Sn .... Llll, Hohenberg, S. 45. 
I. Joseph, GesetZe 1-4, Nr. 80, 12. September 1782, S. 76. 
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stehen lassen," Diese drei Landgerichte in Vorderösterreich, das freie Landge-
richt in Ober- und Niederschwaben auf der Leutkircher Heide und in der Ge-
pUrs, das freie Landgericht der Landgrafschaft Nellenburg in Hegau und Ma-
dach sowie das freie Landgericht zu Rankweil in MUsinen waren ehemalige kai-
serliche Landgerichte, zum Teil waren auch Pirschgerichte mit ihnen verschmol-
zen. u Das Nellenburger Landgericht tagte in Stockach, das Vorarlberger in 
Rankweil und das Gericht auf der Leutkircher Heide hatte vier Malstänen in 
Altdorf, Ravensburg, Wangen und (nur bis 1794) Isny. Obwohl sie ursprünglich 
kaiserliche Institutionen waren und ihr Geltungsbereich über das habsburgische 
Territorium hinausreichte, wurden die oberen Posten, der Landrichter, Landge-
richtsschreiber und das Personal wie österreichische Gerichtsbeamte von der 
v. ö. Regierung eingesetzt. Ebenso mußten die Advokaten (Landgerichtsproku-
ratoren) von dem v. ö. Appellationsgericht (zwischen 1787 und 1791 von den 
v. ö. Landrechten) zugelassen werden. Ihr jurisdiktioneller Amtsbereich war aus-
schließlich zivilrechtlicher An. Die Berufung von den Landgerichten ging vor 
Joseph zu den Oberämtern. Da dadurch der dreigliedrige Justizaufbau. wie ihn 
Joseph 11. vorgesehen hatte, gestön wurde und er alle Gerichte, die nicht mit 
studierten Richtern besetzt waren, beseitigen wollte, beabsichtigte der Kaiser, 
auch die drei Landgerichte aufzuheben. Auf Grund der erwähnten reichsrecht-
lichen Schwierigkeiten - betrachtete doch der Schw.';ibische Kreis immer noch das 
Nellenburger Landgericht wie das auf der Leutkircher Heide als Reichs- und 
Kreisinstitutionen - verzichtete ]oseph 11. auf seinen Plan. 
Das Hofdekret Kaiser Josephs vom 19. Dezember 1785 beschnitt auch im Inter-
esse der Rechtssicherheit das sudtische Gerichtswesen. Es konnten nur noch 
»ordentlich organisierte Magistrate« im Besitz der freien Justizverwaltung blei-
ben, d. h. nur solche Städte, die in der Lage waren) einen geprüften Syndikus und 
examiniene Ratsmänner samt einem Kanzlisten und Gerichtsdiener anzustellen. 
Andernfalls mußte die Gerichtsbarkeit an die Obrigkeit übertragen werden, die 
dazu einen geprüften Justizbeamten anzustellen hatte. I) 
II Ebd., 1-", Nr. 239,13. Februar 1784, S. ]07. 
"HANS ERICH FEINE: Das kaiserliche Landgericht in Schwaben im Sp.'oI.uniuelalter. - In: ZRG GA 
66/948, S. 148-235; HANS jANICHEN: Zum oberschwabischen Gericht. - In: Fesu<:hrift Karl Sieg-
fried Bader. Köln und Graz 1965, S. 221-2]0; Ders.: Zur Geschiente des Landgerichts im Hegau 
und im Madaeh anhand eines neuentdeckten Auszugs aU5 dem Achtbuch. - In: Hc:gau 1311968, 
S. 7-14; K.M. BURMEISTEIl: Rankweil als Gc:richUstlltte. - In: Heimat Rankweil. Rankweil 1967, 
S.131-145. 
"Joseph, GesetZe 5, S. 27-28. 
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.... 3 Das v. ö. AppellatioDsgericht 
Bei der Restabilierung der Länderbehörden im Jahre 1763 war dem neuge-
schaffenen Landesgubernium in Tirol das Revisorium der Vorlande ,.in causis 
Summi Principis et Commissorum ... , wie es früher vom o. ö. Rat besorgt worden 
war, zugeteilt worden. 1O Durch die erwähnte Resolution vom 20. April 1782 wur-
de die in Innsbruck bestehende Revisionsstelle für TiTol und die Vorlande aufge-
hoben. Die Revision ging nunmehr für beide Provinzen an die k. k. oberste Justiz-
steIle in Wien. lS In Freiburg wurde zudem durch ein Patent Kaiser Josephs IL 
vom 11. April 1782 für die Vorlande außer Vorarlberg, aber mit Einschluß der 
Grafschaft Falkenstein, ein eigenes Appellatorium errichtet, das am L Juli 1782 
seine Tätigkeit aufnahm." 
Mit Wirkung vom 1. Juli 1787 wurde das v. ö. Appellatorium mit dem n. ö. 
Appellationsgericht in Wien unter der Bezeichnung »nieder- und vorder-
österreichisches Appellationsgericht« vereinigt." Die Gründe für diese Entschei-
dung sind nicht bekannt; vielleicht sollten Kosten eingespart werden. Die Auf-
hebung des eigenen Appellatoriums gehörte zu den ständischen Gravamina, die 
Kaiser Leopold von den vorländischen Ständen 1790 überreicht wurden. 1I Er 
ging darauf ein. hob die von Joseph verordnete Vereinigung zum 30. April 1791 
wieder auf und zum 1. Mai des gleichen Jahres wurde wiederum ein eigenes v. ö. 
Appellatorium in Freiburg eröffnet." Zusammen mit der Freiburger Regierung 
und Kammer zog es J 792 wegen der Bedrohung der Stadt nach Konstanz. Im 
März 1799, als die Regierung wegen einer akut zu befürchtenden französischen 
Invasion nach Günzburg auswich, wurden die Geschäfte des Appellatoriums er-
neut dem n. ö. Appellationsgericht zugeteilt. lo Die Vereinigung blieb auch über 
die Abtretung des Breisgaus und die Bildung einer eigenen vereinigten schwäbisch-
äsrerreichischen Landesstelle in Günzburg im Jahre 1803 hinaus bestehen. Erst 
180S wurde durch eine Resolution vom 22. Februar das v. ö. Appellationsgericht 
wieder von dem niederäsrerreichischen getrennt und mit der schwäbisch-
österreichischen Regierung vereinigt. Es sollte in Günzburg zum 1. Mai 1805 
seine Arbeit aufnehmen. Die Zahl der Regierungsräte in Günzburg wurde aus 
diesem Grunde auf sechs erhöht. lI 
.. Resolution vom 8. und 24. Oktober 1763. HSTA 5tungart B 30 Bo 384 . 
.. PmEK, Bd. I, Nr. 48, Freiburg 20. April 1782. 
I. EW., NT. 49, I. Mai 1782; Joseph, Ge:m.ze 1-4, S. 161; s.a. die Einleitung zu dem Ro::penorium 
_Akten des v. ö. Appellationsgerichts 1782-1805« von Et:GEN STEMMLER. HSTA Stuugart B 39a, 
5.4-7. 
"HSTA Stuttgart B 17 Bu 1007 . 
.. doTe~fkI Der Breisgau, 5. 109. 
I·PETZEIC., Bd.l. Nr. 57, 10. November 1790; HSTA Stuttgart B 17 Bu 1016. 
,.). Man 1799, HSTA Stuttgart B Ja Bu 385 . 
.. HSTA Stuttgart 8 30 8u 385. 
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Das v. ö. Appellationsgericht hatte drei Aufgabenkreise. Es war 
1. Zivilgericht, und zwar "die allgemeine zweite Instanz in Rechts-
angelegenheiten, so in dem Bezirke der v. ö. Lande, dann der 
Grafschaft Falkenstein verfallen, und zwar sowohl in Streitsa-
chen als in den Geschäften des adelichen richterlichen Amts« (das 
_adeliehe Richteramt« betraf die freiwillige Gerichtsbarkeit). 
2. Als Kriminalobergericht war es auch zweite Instanz in Straf-
sachen. 
3. Als oberster Gerichtsbehörde in den Vorlanden oblag ihm die 
Durchführung der Justizreform, cl.h. die Neuorganisation der 
Gerichtsbehörden, ferner die Prüfung, Befähigungserklärung 
und Ernennung der Richter und der Advokaten. Die Prüfung der 
v. ö. Advokaten wurde nach der Zusammenlegung mit dem n. ö. 
Appellationsgericht 1787 auf die v. ö. Landrechte übertragen. Für 
das Geschäft der Aufsicht über die untergeordneten Kriminalge-
richte konnte das n. ö. Appellationsgericht die Untersuchung an 
ein unbeteiligtes Oberamt delegieren. 1I Auch bei der Besetzung 
des Fiskalamtes wirkte es mit. 
Im Zusammenhang mit der Errichtung des Appellationsgerichts wurden allen 
grundherrlichen Dorf- und Marktgerichten, die nicht mit Berufsrichtern besetzt 
waren und deren Uneile, um rechtskräftig zu werden, einer anderen Behörde z.ur 
Bestätigung vorgelegt werden mußten, die richterlichen Funktionen entzogen. 
Mit dieser Reform Josephs 11. war in Österreich in der zweiten Instanz die 
Trennung von Justiz und Verwaltung vollzogen. Auf der Ebene der Kreisämter 
blieben jedoch weiterhin Gerichts- und Verwaltungsämter in einer Behörde ver-
einigt. Vorderösterreich bildete allerdings bei dieser Regelung eine Ausnahme. 
Don war der Präsident von Regierung und Kammer zugleich Präsident des Ap-
pellationsgerichts; die Trennung war also auch in der zweiten Instanz nicht voll-
kommen durchgeführt worden. In allen übrigen habsburgischen Provinzen hat-
ten Gericht und Regierung eigene Präsidenten. Auch hier können Kostenfragen 
eine Rolle gespielt haben. 
Das Personal des Gerichts bestand 1784 aus: 
1 Präsident 
3 Räten 
1 Sekretär 
1 Protokollist 
z.weimal je 
210011. 
180011. 
100011. 
80011. 
AUe Mitglieder des Gerichts mußten Juristen sein und sollten nur bei dem 
Appellatorium, nicht aber bei der Regierung beschäftigt sein. Da aber zur Uneils-
"Joseph, Gesetze 7, S. 96 
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findung vier Räte erforderlich waren, m\..lßre zu jeder Sitzung ein Rat der Regie-
rung und Kammer beigezogen werden. Um einen Vergleichs maßstab heranzuzie-
hen: In Niederösterreich war im Jahre 1781 folgende Besetzung festgelegt wor-
den: 1 Präsident, 1 Vizepräsident, 14 Räte. 3 RauprolokolJisten und 1 Expeditor, 
daneben 1 Registrator,9 Registranten, 1 Exhibitenprotokollist mit 3 Adjunkten, 
25 Kanzlisten und 15 Gerichtsdiener. Ähnlich war auch das innerösterreichische 
AppeilatOrium besetzt.H EinreichungsprotOkoll, Expeditamt und Registratur wa-
ren zunächst mit der Regierung gemeinsam, seit 1791 aber blieben nur Kanzlei 
und Expeditamt zusammen und das Appellationsgericht erhielt ein eigenes Pro-
tokoll, Einreichungsprotokoll und eine selbständige Registratur. Auch seine Ak-
ten zählen zu den 1806 besonders stark dezimierten Beständen. 
Der Geschäftsgang aller Justizbehörden - organisierter Magistrate, adliger Ju-
stizverwaltungen, Landrechte und Appellationsgerichte - war in einem Patent 
Josephs IL vom 9. September 1785 niedergelegt, das das Ergebnis einer in meh-
reren Jahren erprobten und verbesserten Instruktion für die österreichischen und 
böhmischen Erbländer zusammenfaßte.H Der erste Teil der Instruktion regelte 
den Geschäftsgang, der zweite die Behandlung der einzelnen Materien. Die Be-
stimmungen für das Einreichungsprotokoll, Expedit- und Taxamt wie Registra-
tur entsprachen weitgehend den Regelungen, die schon für die ~Manipulation der 
Länderstellen« aufgestellt worden waren. n 
Die Zusundigkeit der Referenten für die einzelnen Fälle war durch die von 
dem Vorsitzenden zu treffende Referatsverteilung gegeben. Entsprechend dieser 
Ordnung konnten die eingegangenen Schriften bereits vom Einreichungsproto-
koll den einzelnen Räten zugewiesen werden. In allen unklaren Fällen traf der 
Vorsitzende auf Grund der ihm zweimal t.ä.glich vorgelegten Einreichungspro-
tokoUbögen die Entscheidung. Die Zuweisung eines Referats konnte nur in be-
stimmten Fällen abgelehnt werden (Verwandtschaft mit einer der Parteien, per-
sönliche Beziehung zu der Streitsache u. ä.). Wenn einmal eine Zuteilung getrof-
fen war, sollte der Rat bis zum Abschluß der Sache nicht gewechselt werden. 
Sonst war darauf zu achten, daß die einzelnen Räte im Turnus alle Materien 
bearbeiteten, damit sich kein Spezialistentum ausbildete, sondern jeder Rat mit 
dem GeschdtSgang der ganzen Behörde vertraut blieb. Bei besonders umfan-
greichen Prozessen konnte der Vorsitzende auch einen Koreferenten bestimmen. 
Der Vorsitzende hatte ebenfalls auf eine gleichmäßige Belastung aller Referenten 
zu achten; die von ihnen behandelten Prozesse sollten möglichst in einem Sach-
zusammenhang stehen . 
.. Ebd., S. 160 . 
•• 5udtA Row:nburg, Ratsakten H 4, I,). 
"Vgl. o~n S. 91f., 94-98. 
117 
Wie bei der Landesstelle mußten dem Referenten durch Auszüge aus dem Ein-
reichungsprotokoll, den sogenannten -Referententc:rnionen- zweimal täglich eine 
Übersicht über die für ihn eingegangenen Schriften gegeben werden. Einmal mo-
natlich hatte der Referent gegenüber dem Vorsitzenden Rechenschaft über die 
von ihm erledigten Materien zu geben und sich für Rückstände zu verantworten. 
Über jeden einzelnen Fall arbeitete der betreffende Rat dann ein Referat aus -
in einfachen F.111en mündlich, sonSl schriftlich - an dessen Ende er der Ratsver-
sammlung ein Urteil vorschlug. Als Frist für die Behandlung war dem Referenten 
beim Appellationsgericht für einbegleitete Kriminal- und Zivilprozesse, Berichte 
und Rekurse dreißig Tage eingeräumt, ebenso den Referenten bei den unteren 
GerichtssteIlen zur Erledigung von Verlassenschaften und Rechnungen. Alle übri-
gen Stücke aber hatten sie innerhalb von acht Tagen, die unteren Instanzen bis 
zum nächsten Ratstag zu erledigen. Ob die Fristen in der Praxis auch eingehalten 
werden konnten, ließ sich aus dem v. ö. Material nicht feststellen. 
Die v. ö. Landrechte hatten zwei Ratstage in der Woche, Dienstag und Sams-
tag, das Appellationsgericht, solange es sich in Freiburg befand, einen Ratstag am 
Samstag. Zu Beginn der Sitzung brachte der Vorsitzende den Räten die Genera-
lien, Resolutionen und Normalien zur Kenntnis, die ihnen, soweit sie allgemeine 
Gegenstände betrafen, gedruckt oder in Abschrift übergeben werden mußten. 
Danach legte er die Tagesordnung fest. Die von ]oseph vorgesehene Senatsbil-
dung (mit mindestens einem Präsidenten, vier Räten, einem Sekretär und einem 
Protokollisten) war bei der geringen Stellenzahl in keiner v. ö. Behörde möglich. 
GrundSätzlich verliefen die Sitzungen mündlich. Der zuständige Rat trug sein 
Referat vor, während ein anderer alle Beilagen und Parteienschriften ablas. Ein 
eventueller Koreferent verlas sein Referat nach dem ersten Rat, wenn er nicht mit 
der Ansicht des Hauptreferenten übereinstimmte. Wenn eine Streitsache das 
landesfurstliche Fiskalamt mitbetraf (Lehens- und Wuchersachen, Streit zwi-
schen Untertan und Herrschaft u. a.), wurde der Fiskal oder der entsprechende 
politische Rat zur Sitzung zugezogen. Diese trugen nach dem Referenten ihre 
Meinung vor, hatten auch nach diesem das erste Votum, das jedoch nur infor-
mativen Wert hatte und bei der Urteilsfindung nicht mitgezählt wurde. In Fällen. 
wo der politische Rat oder der Fiskal überstimmt wurden und glaubten, es handle 
sich um ein offensichtliches Fehlurteil, konnten sie die Expedition des Urteils 
aufschieben und an die übergeordneten Behörden rekurrieren. Dem Vorsitzen-
den karn, wenn er nicht selbst als Referent tätig war, die letzte Stimme bei der 
Urteilsumfrage zu. Bei Stimmengleichheit kOhntt. sich der Vorsitzende einer Mei-
nung anschließen und den Ausschlag geben oder die Parteien zu einem Vergleich 
auffordern; falls das unmöglich war, durfte er den Fall in einer erweiterten Rats-
versammlung erneut behandeln. Alle übrigen Bestimmungen zielten auf eine mög-
lichste Beschleunigung der Justizverwaltung. Das Ratsprotokoll mußte noch am 
Tag der Ratsversammlung VOn dem Protokollisten zu Ende gebracht werden. 
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Der Vorsitzende hatte jeden Sessionsbogen durch sein .Gesehen« zu bestätigen. 
Jeden Monat wurden die Sessionsbogen gebunden und mit einem Register ver-
sehen; von ihnen sind in Vordcrösterreich kaum Exemplare erhalten. Die Expe-
dition des .Conclusum« nahnt im allgemeinen der zuständige Sekretär noch in 
der Ratssitzung selbst vor. In Ausnahmefällen konnten, um den Geschäftsgang 
zu beschleunigen, für einfache Expeditionen Beamte der Registratur zur Unter-
stutzung der Sekretäre herangezogen werden. Der Referent bestätigte die Rich-
tigkeit der Expedition durch seinen Namenszug. Die Zustellung der Expeditio-
nen erfolgte dann wie bei der Landesstelle durch das Expedit- und Taxamt. 
5. Die v. ö. Unterrichtsanstalten 
Bis zur Regierung Maria Theresias lag das Schulwesen der habsburgiscben 
Monarchie weitgehend in kirchlichen und städtischen Händen; die landesherrli~ 
ehe Aufsicht war nur allgemeiner Natur. Entsprechend ihrer vielzitienen Ansicht 
,..Die Schule ist und bleibt allez.eit ein politicum«, gestaltete Maria Theresia das 
gesamte Unterrichtswesen ihres Staates um. Es wurde zu einem eigenen Resson 
der Staatsverwaltung, seine Reform ein Teil der allgemeinen von ihr eingeleiteten 
Neugestaltung des StaatSwesens .• Der Staat setzte die Zwecke und Bildungsziele 
für die Schulbildung von der Elementar- bis zur Hohen Schule, für die Heran-
bildung der Masse der Untertanen und für die Ausbildung der Gruppe der Un-
tenanen mit besonderen Aufgaben im Dienst des Staates, der Beamten. Der Staat 
bestimmt folglich den Bildungsstoff, die Bildungsmethode und das Bildungsziel.«' 
Bildungsstand und das praktische Können der Untertanen im Sinne der Auf-
klärung zu heben und die größtmögliche Wohlfahrt für die Gesamtheit der Un-
tertanen zu erreichen, war das Ziel, die Verstaatlichung des Unterrichtswesens 
der Weg, mit dem es erreicht werden sollte. Die Richtlinien der staatlichen Schul-
politik erarbeitete die von Maria Theresia eingerichtete Studien kommission in 
Wien, die Ausführung der Bestimmungen oblag in den Vorlanden der Studien-
kommission für den Bereich der Universitätsstudien und der Gymnasien- und 
Normalschulkommission filr den Rest der Schulanstalten. Kaiser Joseph 11. löste 
die Kommissionen auf und übenrug ihre Aufgaben der Landesstelle bzw. den 
Oberämtern. l Auf Grund der Wiener Verordnungen wurden die v. ö. Unterrichts-
anstalten tiefgreifend verändert oder auch erst neu geschaffen. Kaiser Josepb 11. 
ist auf dem von Maria Theresia eingeschlagenen Weg fortgeschritten, hat aber 
nichts grundsätzlich Neues hinzugefügt. 
L ClEltolENS BAUER: Fünfhundert Jahre Freiburger Universität. - In: Die Albert-Ludwig-Universitat 
Freiburg 1457-1957. Bd. 3. Die Festvorträge bei der Jubiläumsfeier. Freiburg 1957, S. 140 . 
• S, oben S. 70f, 
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s. 1 Die Universität Freiburg 
Die 1457 gegründete Universität Freiburg erlebte unter Maria Theresia den 
Wechsel von der mittelalterlich bestimmten autonomen und privilegierten Korpo-
ration zur obrigkeitlich bestimmten Staatsan,sult. In den in Wien ergangenen 
Vorschriften zur Neuordnung der Wiener medizinischen Fakultät (1749) und in 
der .Wiener Studienordnung«, die für die ganze Monarchie verbindlich gemacht 
wurden, steckte bereits der Kern der von Mafia Theresia ins Auge gefaßten Hoch-
schulreform. Sie verpflichteten die Universitäten zur Umgestaltung von Umer-
richtsplan, Lehrstoff und Lehrmethode und veränderten die bisherige Fakultäts-
und Senatsverfassung. Die Fakultätsgeschäftsführung ging an den vom Staat 
eingesetzten Fakultätsdirektor über, der dem Dekan gegenüber weisungsberech-
tigt war; der Senat wurde der Regierung unmittelbar unterstellt. Das Recht der 
Lehrstuhlbesetzung fiel der Kaiserin zu. l Bis 1766 hintertrieb die Universität Frei-
burg in den Vorlanden die Übernahme der Wiener Neuordnung. Erst ihre Wei-
gerung, sich im jahre 1765 an einer Kriegsschadenssteuer zu beteiligen, bot den 
endgültigen Anlaß zum Einschreiten. Mit dem Hofdekret vom 1. April 1767 wur-
de die alte Universitätsverfassung beseitigt, der bisherige Senat entlassen und 
wenig später ein neuer sechs köpfiger Senat von der Regierung an seine Stelle 
gesetzt. An der Spitze der Universität stand nunmehr der auf ein jahr gewo'lhlte 
Rektor, der in seiner Amtsführung vom .. Cansistorium ordinariumc, das sich aus 
den Dekanen der vier Fakultäten zusammensetzte, unterstützt wurde. Die Wirt-
schaftsangelegenheiten behandelte ein vierköpfiges »Consistorium oeconomicum«. 
Wie schon 1749 vorgesehen, sund nunmehr an der Spitze jeder Fakultät ein 
Direktor; bei der theologischen Fakultät der Abt von St. Märgen, bei der juri-
stischen und der philosophischen zunächst in Personalunion Regierungsrat von 
Greiffenegg, bei der medizinischen nach joseph Lamben Baader seit 1773 Kar! 
Amon Rodecker. Das Amt des Faku!tätsdirektors bestand bis 1791, als es Kaiser 
Leopold im Zuge seiner Abmilderung der josephinischen Maßnahmen aufhob. 
Die Zahl der Professoren wurde bis 1790 namentlich im Bereich der Natur- und 
Staatswissenschaften vermehrt. für einzelne Gebiete das Institut des Extraordi-
narius neu geschaffen. Unter joseph 11. war die Universität, nachdem 1773 die 
Jesuiten weitgehend verdrängt worden waren, ein Zentrum aufklärerischen Ge-
dankengutes in den Vorlanden, das in der Zeitschrift ItDer Freymüthigec ein 
breiteres Publikum erreichte.' Die Universitätsverwaltung besorgte ein Universi-
tätssyndikus. ein Sekretär. ein Kanzlist und ein Registrator. Als Winschaftsbeam-
!er fungierte ein Winschaftsadministrator; eine eigene Kanzlei verwaltete die Stu-
dienstiftungen. Zur Administration des Grundbesitzes und der GUter der Uni-
versität in Schwaben und im Breisgau bestanden elf Pflegen. 
'ZEEOEN, Universitllt Freiburg, S. 57 . 
• Zl.Ir Gesamtsituation der Freiburger Universit<l.t in der zweiten Hälfte des 18. Jahrhulldens vgl. 
HANMERSTEIN, Aufklärung und katholisches Reich, S. 2.28-240. 
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Das Bestehen einer Universität zeichnete die Vorlande vor anderen öster-
reichischen Territorien aus, denn in den gesamten habsburgischen Erblanden 
einschließlich Ungarn und der Niederlande gab es nur acht staatliche Hoch-
schulen. Es waren dies - dem Alter nach geordnet - Frag, Pavia, Wien. Löwen, 
Freiburg, Innsbruck, Lemberg und Pest. 
Kaiser Leopold IL erließ am 8. Februar 1791 eine neue Studienordnung, die 
für die gesamten Erbländer verbindlich war. Mit ihr wurde auch in Vorder-
österreich ein Studienkonseß geschaffen. der sich aus Angehörigen der vier Fa-
kultäten und zwei Venretern der Gymnasien und Normalschulen zusammensetz-
te, die von den Lehrern dieser Schuten gewählt wurden. Das Präsidium führte der 
Rektor der Universität. Der Konseß hatte die allgemeine Direktion und Aufsicht 
über die innere Schul- und Studienverfassung der Provinz. Mit seiner Installie-
rung erlosch das Amt des Fakultatsdirektors. ' Im folgenden Jahr bestimmte Leo-
pold, daß der Universitätsbibliothekar zu den Sitzungen des Konsesses beigezo-
gen werden sollte, damit der Konseß immer über den Zustand der Bibliothek 
unterrichtet sei.'" Das Studienwesen der Monarchie hatte dadurch einen wesent-
lichen Teil seiner Autonomie wiedergewonnen. Allerdings wurden die Studien-
konsesse durch Kaiser Franz nach einer Bekanntmachung in der Schwä.bischen 
Chronik vom 26. Mai 1802 wieder aufgelöst und erneut Fakultäts- und Gymna-
sialdirektoren aufgestellt. 
Die Kriege mit Frankreich seit 1792 bedrohten die Universität wegen der Ge-
fährdung ihrer Gefälle: mehrfach in ihrer winschaftlichen Existenz. Mit Schrek-
ken sah man deswegen auch 1803 die Landesübernahme durch den Herzog von 
Modena, da dadurch die Güter der Universität in Schwaben nicht mehr im Lande 
lagen und sie selbst von Österreich zur ausländischen Universität erklärt wurde.' 
Da der kleine Breisgau einer Hohen Schule keine ausreichende Grundlage bieten 
konnte, erlebte man den übergang an Baden 1806 ohne größeres Bedauern. 
5. 2 Das Generalseminar in Freiburg 
Um die theologische Vorbildung der Pfarrgeistlichkeit staatlich lenken und 
oberwachen zu können, errichtete Joseph 11. durch Hofdekret vom 30. Mä.rz 
1783 zwölf Generalseminare fUr die Erblande. eines in jeder Provinz, mit denen 
der gesamte theologische Unterricht für den Säkular- und Regularklerus an die 
Universit1iten verlegt wurde; auf den 1. November 1783 wurden gleichzeitig alle 
Klosterstudien und Diözesanalumnate aufgehoben. Die Studenten erhielten in 
den Generalseminaren Unterkunft, Verpflegung und Kleidung, hörten die theo-
• Pnzu .• Bd. S. Nr. 970, S. 13-43. 
• Ebd., Nr. 974, 20. April 1792, S. 45. 
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logischen Vorlesungen an der jeweiligen Universität und sollten nach fünf Jahren 
in Priesterhäuser ihrcr Diözesen bzw. in ihren Orden zurückkehren, um don ein 
weiteres Jahr lang itl die praktische Seelsorge eingeführt zu werden. Erst nach 
dieser sechsjährigen Ausbildung sollten sie künftig die Weihe erhalten können, 
doch schon 1785 wurde der Aufenthalt im Generalseminar auf vier, 1788 auf drei 
Jahre herabgesetzt. 
Der Generalseminarfonds war aus Stiftungen für Priesterhäuser und bischöfli. 
ehe Seminare z.u bilden und wurde im Religionsfonds getrennt verwaltet. Außer-
dem erhielten die Generalseminare alle theologischen Stipendien der jeweiligen 
Universität und des jeweiligen Landes zugesprochen, ebenso das von allen Pfründ-
inhabern an die bischöflichen Seminare jährlich zu bezahlende Alumnatikum (in 
der Diözese KonstanZ 2 fl.). Auch die Seminarbibliothek sollte aus Beständen der 
bisherigen Priesterh;i.user und bischöflichen Seminare gebildet werden, allerdings 
unter Ausscheidung aller dem Zeitgeist widersprechenden Bücher (Kasuistik, As-
zese). 
Für Vorderösterreich wurde ein Generalseminar in Freiburg errichtet und im 
Gebäude des ehemaligen Jesuitenkollegiums untergebracht. Die Gründung war 
mit Unterstützung des Bischofs von Konstanz erfolgt, der damit sein ohnehin 
winschaftlich gering fundiertes Meersburger Priesterseminar entlasten konnte. 
Die Prälaten hingegen hatten gegen die neue Einrichtung protestiert, weil sie ihre 
eigenen Ausbildungseinrichtungen, z. B. in Sr. Blasien, überflüssig machte, ferner 
weil die Klöster zu Beiträgen für das Generalseminar verpflichtet wurden und 
schließlich weil sie befürchteten, in den Seminaren würde der junge Ordensklerus 
in einer Weise ausgebildet, die dem Nachwuchs und Ansehen der Orden abträg-
lich sei. Der jährliche Gesamtaufwand (ca. 16000 fl.) mußte zum größten Teil 
vom Religionsfonds übernommen werden (ca. 12000 fl.), da infolge von 
Vorzugs- und Onsrechten nur wenige Stipendienstiftungen von der Universität 
auf das Seminar übertragen werden konnten. Es kamen allerdings noch vier 
Stiftungen aus aufgehobenen Klöstern (jährlicher Ertrag ca. 680 fl.) hinzu. Das 
Alumnatikum ertrug jä.hrlich ca. 950 fl.; die Stifte und Klöster bezahlten als 
Beitrag für ihre Kandidaten im Durchschnitt 1785/90 ca. 810 fl., die Studenten 
selbst ca. 1700 fl.' 
Rektor des Freiburger Generalseminars wurde der Professor Nikolaus Will; ihm 
standen zwei Vizerektoren und ab 1788 vier Studienpräfekten zur Seite. Die von 
1785/86 an überlieferten Belegungsziffern schwanken zwischen 83 (1786/87) 
und 59 Seminaristen (1789/90); in der Mehrzahl handelte es sich dabei um Welt-
priesterkandidatenJ während die Zahl der Regularkleriker rasch abnahm 
(1785/86: 31; 1786/87: 12). Das Projekt eines staatlichen Priesterhauses für 
Vorderösterreich wurde 1784 wieder aufgegeben, so daß die Studenten nach dem 
• FRANZ, Studien, S_ 56. 
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Besuch der Universität ihre praktische Ausbildung weiterhin in bischöflichen Prie-
sterhäusern der zuständigen Diözesen erhielten. Nach dem Tode Josephs 11. 
wurden - vor allem zur Entlastung des überstrapazierten Religiomfonds. weni-
ger aus prinzipiellen Erwägungen - die Generalseminare durch Hofdekret vom 
4. Juli 1790 wif;"der aufgehoben und unter Erlassung eines allgemeinen Erzie-
hungsreglements fur den angehenden Klerus die Rückkehr zu Klosterschulen 
und bischöflichen Seminaren angeordnet.~ Neue Stipendienbestimmungen sollten 
das theologische Studium weiterhin fördern (in Freiburg stieg der Stipendienbe-
trag zwischen 1793 und 1798 von nof!. auf 4180fl.), während durch die Ver-
pflichtung zur Absolvierung der kirchenrechtlichen Studien ausschließlich an ju-
ristischen Fakultäten der Universitaten die Möglichkeit zur staatlichen Beeinflus-
sung der Priesterkandidaten weiterhin gegeben blieb. Das Seminargebäude in 
Freiburg fiel an die Universität zurück. 
5.3 Die Gymnasien und Lyeeen 
In Vorderösterreich bestanden elf Gymnasien, je eines in Günzburg, Ehingen, 
Konstanz, Rottenburg, Feldkirch, Bregenz (Mehrerau), Breisach und Freiburg 
und zwei in Villingen. Feldkireh, Konstanz, Freiburg und Rottenburg wurden 
von Jesuiten betreut. Nach der Aufhebung des Ordens im Jahr 1773 erlitten sie 
unterschiedliche Schicksale. In Rottenburg wurde das Gymnasium 1773 aufge-
lassen,'o Feldkirch, Konstanz und Freiburg wurden zunächst mit weltlichen leh-
rern bzw. mit laisierten Jesuiten besetzt und unter staatliche Verwaltung genom-
men, die beiden letzteren 1793 den sechs v. ö. Benediktinerabteien überlassen, die 
auch die Lehrer zu stellen und zu besolden hatten. 1798 kam eine Vereinbarung 
zwischen der v. ö. Regierung und den Abteien zustande, daß St. Blasien Kon-
stanz all eine übernehmen, die fünf kleineren Abteien aber Freiburg mit Lehrern 
versorgen sollten, eine Regelung, die der Abt von St. Peter Ignaz Speckle seit 
1796 angestrebt hatte, die aber am Widerstand St. Blasiens gescheitert war." Das 
Gymnasium in Breisach besorgten von der Gründung 1753/56 bis zur Zerstö-
rung im Jahre 1793 die Franziskaner, die auch in Villingen ein Gymnasium 
unterhielten. Am Günzburger Gymnasium lehrten seit seiner Errichtung im Jahre 
1749 Piaristenmönche. Rein von Benediktinern betrieben waren die Gymnasien 
in Ehingen, für das die Abtei Zwiefalten die lehrer stellte, das zweite Gymnasium 
in Villingen, das die Abtei St. Georgen eingerichtet hatte, sowie das der Abtei 
• Ebd., 5. 60. 
1. 5CHER"IA:.lN: Geschichte desl.ateinischen Schulwesem in ~ottenburg 3.. N. vom Ende des 16. Jahr-
hunderts bis 1806. - In: Geschichte des humanistIschen Schulwesens in WUrttemberg. - Hrsg. 
v. d. WUrttemberglSChen Kommission fur Landesgeschichte Bd.2,2. Stuttgart 1920, 
5.1116-1145; hier S. t12Sf. 
"SPECKU, Tagebuch, Bd. I, S. 12, 16, 2J, 260, 266. 
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Mehrerau unterstellte Gymnasium bei Bregenz. Die v. ö. Regierung vereinigte 
1774 zwangsweise die beiden Villinger Gymnasien und übertrug den Unterricht 
ausschließlich den Benediktinern. Das Ehinger Gymnasium wurde von Öster-
reich 1802, als Württemberg das Kloster Zwiefalten aufhob, verstaatlicht, ob-
gleich die Professoren blieben, bis sie Württemberg ein Jahr sp.\i.ter zurückrief. 
Von 1804 bis 1806 stellte dann Kloster Wiblingen die Professoren.'2 Die Gym-
nasien in Konstanz und Freibufg waren engstens mit der Regierung verbunden. 
in Konstanz war der Stadthauptmann, in Freihurg ein Regierungs- und Kam-
merrat Direktor des Gymnasiums; über die anderen übte die v. ö. Regierung nur 
die Schulaufsicht aus. 
Mit drei bzw. vier staatlichen Gymnasien war Vorderösterreich im Verhältnis 
zu den übrigen deutschen Erblanden, in denen 49 Gymnasien bestanden, gut 
versorgt. Die Lehrpläne waren für sie einheitlich geregelt; eine Zusammenfassung 
gibt J. Kropatschek. lJ 
»Um den Adtern die Kösten zu ersparen, daß sie ihre Söhne nicht gleich nach 
geendeten untern Schulen auf die Universität nach Freyhurg schicken müssen .. , 
hatte Maria Theresia in Ehingen, Villingen, Konstanz und Feldkirch Lyzeen be-
lassen, auf denen der bis ins 19. Jahrhundert für alle Studenten obligatorische 
philosophische Grundkurs des Studiums absolviert werden konnte; Konstanz 
verfügte außerdem über eine theologische Fakultät. Die genannten vier Lyzeen 
bestanden bis zum Ende Vorderösterreichs. 
Staatlich gelenkte Lyzeen gab es in den deutschen Erblanden um 1803 in acht 
Städten: 
für Mähren 
für Oberösterreich 
für Steiermark 
für Kärnten 
für Krain 
für Vorderösterreich 
in Olmütz 
in Linz 
in Grn 
in Klagenfun 
in Laibach 
in Konstanz und 
in Ehingen 
für Galizien in Zamosc. 
Den Lyzeen vergleichbar waren die Akademien, die in Ungarn in den folgenden 
Onen bestanden; Tyrnau, Kaschau, Raab, Agram, Großwardein. 
5.'" Die Nonnalsc:bule. die Haupt- und Trivialschulen 
Das Ziel der theresianischen Schulreform war nicht nur eine verbesserte Aus-
bildung der für den Staatsdienst bestimmten Bürger, sondern die Kaiserin wollte, 
U GEOIlG WIEIANV; Vom Colleg zum Konvikt Ehingen. Ehingen 1970. S. 47 . 
.. KJl.OPATSCHEI:, StaatsVerfassung Österreichs, Bd. J, S. 404, 406412. 
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daß .jedermann die Gelegenheit verschafft werde, sich die Grundsätze des Chri-
stenthums so wie die Pflicht seines künftigen Berufs als Bürger des Staats in der 
zarten Jugend beyzulegen.«'· Den ersten Schritt zur Einführung des allgemeinen 
Schulwesens bildete 1770 die Konstituierung der Wiener Studienkommission und 
die gleichzeitige Verordnung, daß .der Anfang dieses heilsamen Werkes mit der 
Errichtung einer Normalschule gemacht werde.«11 Diese Normalschule diente 
zwei Zielen. In ihr sollte nicht nur die Jugend .nach einer neuverbesserten, und 
mit keinem Gedächmiszwange verbundenen Lehrart, in den Glaubenslehren, im 
Lesen, Schreiben und Rechnen, wie auch in den Grundlehren der deutschen Mut-
tersprache, in der regelmäßigen Anwendung derselben bey vorkommenden Ge-
schäften des gemeinen Lebens, in der Erdheschreihung, in der Religions- und 
Vaterlandsgeschichte, in den Regeln der sittlichen Klugheit und Wohlanständig-
keit gründlich Unterricht, durch eigens hierzu bestellte geistliche und weltliche 
Lehrer empfangen«, sondern der zweite Hauptzweck war, daß -auch daselbst 
künftige Schullehrer zu ausübender Kenntniß aller obigen Wissenschaften, und 
der mit dem Lehramte verbundenen praktischen Vortheile und Pflichten ange-
führt werden.«'· 
Bis 1774 war der Plan ausgereift. Im Bereich des niederen Schulwesens sollte es 
drei Schultypen geben: die Normalschule als Lehrerbildungsanstalt, von denen 
eine in jeder Provinz errichtet wurde und deren Direktor zugleich die Aufsicht 
über das gesamte Schulwesen der Provinz hatte, die Hauptschulen sowie die 
gemeinen oder Trivialschulen. Die deutschen Hauptschulen waren in größeren 
Städten oder Klöstern anzulegen, und zwar sollte wenigstens in jedem Oberamt 
des Landes eine liegen. Die gemeinen Schulen waren in kleineren Städten, Märk-
ten und wenigstens an allen Onen zu errichten, in denen sich eine Pfarr- oder 
Filialkirche befand. Lehrstoff, Stundenveneilung, Schülerbewenung und Lehrbu-
eher waren in der Hofresolution vom 6. Dezember 1774 geregelt, in die die be-
rühmten Vorschläge des Abtes von Sagan, I. J. Felbiger, eingegangen waren. 17 In 
Vorderösterreich begann die Regierung 1770 mit Erhebungen über den Stand des 
Volksschulwesens; die ersten Organisationsarbeiten wurden im Sommer 1772 
vollzogen und Ende April 1773 konnte in Freiburg die Normalschule für Vorder-
österreich eröffnet werden. II 
Zum Direktor der Schule und zugleich zum Schulaufseher der Provinz be-
stimmte die Regierung den Freiburger Professor der Kameral- und Polizeiwissen-
schaft und der Eloquenz, joseph Bob. Er bekleidete diesen Posten bis zu seinem 
Tode 1802; sein Nachfolger wurde der Freiburger Stadtpfaner Galura." Nach 
"PnZEK, Bd. 5, Nr. 1087, Wien 22. Oktober 1770, S. ~t4JRNS 
"Ebd.; MOSER, Der Lehrerstand, S. 74. 
'·Ebd. 
"PETZEK, Bd. 5, Nr. 1088, S. RNS~R4S 
.. MOSEJ., Der Lehrerstand. S. 77. 
,. Ebcl., 5. 207. 
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der Abtretung des Breisgaus ernannte die schwäbisch-östcrreichische LandessteI-
le den Oberndorfer Stadtpfarrer Ludwig Amon Haßter zum Schulaufseher.JO 
1780 hob Joseph 11. die Normalschulkommissionen in den den Erblanden auf 
und übertrug ihre Aufgaben den Kreisämtern (Oberämtern). In Vorderästerreich 
faßte man je zwei Oberämter zu einem Schulvisitationsbezirk zusammen. Die 
Regierung bestellte die Oberamtsräte Johann Nepomuk Bob zum Schulvisita-
tionskommissar im unteren Breisgau, Ernst Schemberg zum Visitationskommis-
sar im oberen Rheinviertel, Johann Michael Liebermann für Hohenherg und 
Nellenburg, Franz Xaver Rauch für den Burgau und die Landvogtei Schwaben. 
Hauptschulen gab es in Freiburg, Konstanz, Tettnang, Bregenz, Feldkireh, 
Villingen, Rottenburg, Stockach, A1tdorf (Weinganen) und GÜnzburg. Für Tri-
vialschulen waren im Breisgau ca. 240 Stellen eingerichtet (1781), in Schwäbisch-
Österreich mit Einschluß von Konstanz und dem Oberamt Tettnang gab es 310 
Schulen (1803).21 Die Trivialschulen waren gewöhnlich nur mit einem Lehrer 
besetzt, dem bei mehr als 50 Schülern ein Gehilfe beigegeben wurde. Die Haupt-
schulen beschäftigten neben drei weltlichen Lehrern einen Katecheten und einen 
Zeichenmeister, die Normalschulen einen Katecheten, vier Lehrer und ein bis 
zwei Gehilfen. Unterrichtsgegenstände der Trivialschule waren Christentum, 
Buchstabieren, lesen, Rechnen, Schön- und Rechtschreiben, in der Hauptschule 
traten dazu Erdbeschreibung, Briefstil, deutsche Sprachlehre, Zeichnen und An-
fangsgründe der lateinischen Sprache, in der Normalschule Naturgeschichte, va-
terländische Geschichte, Geometrie, Planimetrie und Baukunst.H Da die Kosten 
für die Schulen von den Herrschaften und Gemeinden, für die Lehrer aber von 
den Eltern getragen werden mußten, die zudem in dem Schulbesuch ihrer Kinder 
nur verlorene Arbeitszeit sahen, war die Einrichtung der Trivialschulen mit vielen 
Widerständen verknüpft, wurde aber schließlich allgemein durchgesetzt.H 
6. Die Ergebnisse der Verwaltungsrefonn Joseph. 11. in Vorder-
österreich 
Innerhalb weniger Jahre war es ]oseph 11. gelungen, Vorderösterreich eine 
feste und geschlossene Verwaltung zu geben, wie es sie nie zuvor besessen hatte. 
In vielem führte er jedoch nur Maßnahmen weiter, die schon seine Mutter eioge-
10 SCHEJ.MANN, Geschichte des lateinischen Schulwesens, 5.1144 • 
.. Ebd.; MOSER, De .. Lehrersu.nd, S. 168 . 
.. ALpHONS LuGo: Statistik der kaiserl. könig!. Vorlande. - In: Vorderösterreich. s. 799f. Die Stoff-
plane in der Geltung von 1794 sind abgedruckt bei KROPATSCHEK, Staatsverfassung Österreichs, 
Bd.3,S.51-1t1. 
.. MAREN RIEHFUS: Das Schulwesen in der Herrschaft Wald. - In: Zeitlichr. f. hohenzollerische 
Gesch. 4/1968, 5. 53-68. 
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Abb. V und VI 
Patent der v. ö. Regierung vom 11. Sept. 1776, betreffend die Zulassung zu 
lateinischen Schulen, unterfertigt von Regierungsprasident von Ulm, Re-
gierungsrat von Schmidfeld und RegiC:TUC1gssekretü :\füller 
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leitet hatte und intensiviene sie. Unter Maria Theresia wurde Vorderösterreich 
als Provinz des Habsburgerreiches verselbständigt, die Ausgestaltung und Uni-
fizierung der Verwaltung aber war das Werk josephs II. Allein die Zentralver-
wallung in Freiburg wurde um ein Vielfaches vergrößert, um das Gefüge der 
Provinz im Sinne des aufgeklänen Absolutismus gerecht und gut zu administrie-
ren. Aus der theresianischen Regierung und Kammer wurde unter joseph eine 
Mittelbehörde mit zahlreichen Spezialabteilungen. Die Personalkosten allein die-
ses Amtes wuchsen von ca. 35000 EI. im Jahre 1768 auf 86106 fl. im Jahre 1787; 
dazu kamen nochmals mindestens 19400 fl. (1784) für die beiden Gerichte Land-
rechte und Appellation. Nicht nur die Zentralbehörde in Freiburg, auch die übe-
rämter als untere Mittelbehörden wurden in ihrer Tätigkeit intensivien und ak-
tivien, bei den Stadtmagistraten war der absolute Primat der juristisch gebildeten 
Syndici vor allen Wahlbeamten festgelegt, Recht konnte nur noch von Gerichten 
gesprochen werden, die mit geprüften Juristen besetzt waren. Alle Beamten er-
langten ihre Stellungen nur noch nach einer Prüfung vor einer Staatsbehörde, 
nämlich für alle oberen Dienstränge vor der Regierung und Kammer in Freiburg, 
sonSt vor dem Oberamt, und durch das Untenanenpatent war dem Einzelnen die 
Möglichkeit gegeben, unter Umgehung der Onsobrigkeit unmittelbar mit den 
österreich ischen Stellen in Verbindung zu treten. Ganz unbestreitbar hat sich 
Vorderösterreich unter Joseph 11. ganz von der Rolle von Nebenlanden weg zu 
einer integrienen Provinz der gesamten Erblande entwickelt. 
Im einzel,nen gilt auch von dieser Periode, daß die Maßnahmen ]osephs 11. in 
Vorderösterreich mit Ausnahme seiner Kirchengesetzgebung noch weitgehend 
unerforscht sind. Weder zur Stellung der Justiz noch zur Verbesserung der Bil-
dungsmöglichkeiten, der Seelsorge und der Rechtsstellung der Untenanen gibt es 
genauere Untersuchungen. Die Fülle der Verordnungen, mit denen der Staat auf 
alle Bereiche einzuwirken versuchte, ist noch keineswegs gesichtet; die Sammlung 
des Freiburger Professors der Rechte Joseph Petzek, bietet doch nur einen dürf-
tigen Ausschnitt des gesamten Materials.' Unbestreitbar stießen viele aus einer 
rein rationalistischen Staatsauffassung geborenen Maßnahmen auf emotionalen 
Widerstand der Untenanen und wurden dadurch in ihrer Wirksamkeit gernin-
den oder kamen gar nicht zum Tragen, wahrscheinlich wog auch die forciene 
Durchsetzung der staatlichen Rechte Österreichs in Südwestdeutschland nicht 
die Nachteile auf, daß nämlich die verärgerten betroffenen Stlnde für Österreich 
im Reich nicht mehr die gleiche Stütze waren wie bisher, Bezeichnend genug aber 
ist es, daß die Kirchenpolitik Josephs 11. in Süddeutschland, der einzige Bereich 
der Tätigkeit des Kaisers, für den eine Untersuchung in neuerer Zeit angestellt 
wurde, im wesentlichen eine positive Deutung erfahren hat. Z 
'Vgl. die im Quellenverzeichnis angegebenen Sammlungen v. ö. Verordnungen. 
'REINHAROT, Hochstift Konstanz, 5.188-314. 
\30 
Ebenso unbekannt wie die Einzelzüge der josephinischen Periode Vorder-
österreichs sind die Trä.ger dieser Politik, die habshurgischen Beamten der Vor-
lande. Lc:diglich für den wohl bedeutensten unter ihnen, Franz Amon von Blane, 
der nach seiner Tä.tigkeit in Böhmen und Wien in Vorderösterreich nacheinander 
die Posten eines Landvogts in Hohenberg, dann eines ersten Rats bei der v. ö. 
Regierung und Kammer und Vizeprä.sidenten der Landrechte und später den 
eines Stadthauptmanns von Konstanz ausfüllte, gibt es eine monographische Dar-
stellung.) Von Johann Adam von Pasch (1782-1791), der als Präsident der v. ö. 
Regierung im wesentlichen die Reformpolitik Josephs in den Vorlanden getragen 
hat, oder von Ferdinand Graf von Bissingen-Nippenburg, Landvogt in Hohen-
berg und später erster Rat der Regierung, seit 1797 Gouverneur von Tirol, oder 
von dem unermüdlich tätigen Freiherrn von Majer. um nur die wichtigsten z.u 
nennen, sind nur wenig mehr als die Daten ihrer Amtstätigkeit bekannt. Kaum 
bewußt ist die enge soziologische und genealogische Verflechtung der v. ö. Be-
amtenschaft, fast unbekannt der Ausbildungsgang und die berufliche Karriere 
der einzelnen Beamten. Eine Würdigung des josephinischen Zeitalters in Vorder-
österreich ist noch zu leisten. 
7. Die v. ö. Regierung und Kammer von Leopold H. bis zur Abtre-
tung von Breisgau und Ortenau im Jahre 1803 
7. 1 Allgemeine Situation 
Unter Maria Theresias Regierung hatte der Staat innerhalb des dualistischen 
Systems den Einfluß der Stände weitgehend eindä.mmen können; unter ]oseph 
waren sie nahezu gänzlich ausgeschaltet oder zu Instrumenten des absolutisti-
schen Staates umgestaltet worden. Nach dem Tode Kaiser Josephs versuchten die 
Landstände allenthalben in den habsburgischen Erblanden ihren verlorenen Ein-
fluß wiederzugewinnen. In einer auf Ausgleich bedachten Haltung gab der Nach-
folger Josephs, Kaiser Leopold, in vielem nach, wo er nicht das unmittelbare 
Staatsinteresse berührt glaubte. Auch die breisgauischen un.d schwäbisch-
österreichischen Stände forden.e er auf, ihre Gravamina in einer Beschwerde-
schrift zusammenzufassen. Beide Ständegruppen einigten sich auf eine ge-
meinsame Schrift, die man von einer Delegation in Wien vorbringen ließ. Die 
Beschwerdeschrift trug im wesentlichen die Handschrift der Landstände im Breis-
gau und betonte die Interessen von Prälaten und Adel; da auch in der Ordina-
rideputation in Schwä.bisch-Österreich überwiegend adlige Deputierte venreten 
'KARL GRONBERC,;: Franz AnIOn von Blanc. - In: Schmollers Jahrbuch for Gesetzgebung, Verwal-
tung und Volkswiruchaft im Deutschen Reich 35/1911, S. 1155-1238. 
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waren, erhob sich von dort kein Widerspruch. Kaiser Leopold gestand auch hier 
den Ständen einige Punkte zu. die Prälaten und Adel betrafen. Die Stellung der 
Grundherrn in der Frage des Abzugs wurde verbessen und im Gegensatz dazu 
die seit ]oseph H. günstige rechtliche Situation der abhängigen Bauern verschlech-
tert, dazu hob Leopold die seit 1764 bestehende Verbindung des Amtes des Re-
gierungspräsidenten mit dem des Präsidenten des landständischen Konsesses wie-
der auf und gestand den breisgauischen Ständen die Wahl eines eigenen Präsi-
denten zu. L Im wesentlichen übernahm Leopold und nach Ihm Kaiser Franz 11. 
das unter joseph entwickelte System der v. ö. Verwaltung ohne größere Ände-
rungen. Die Neuerungen der kommenden Jahre waren fast immer durch außen-
politische Ereignisse bzw. kriegerische Entwicklungen bestimmt. 
Seil 1792 rückte die Möglichkeit einer militärischen Bedrohung Freihurgs, der 
Hauptstadt Vorderösterreichs, wieder in greifbare Nähe, seitdem die Verträge, 
die Staatskanzler Kaunitz mit dem französischen Königtum geschlossen hatte 
und unter deren Schutz Vorderösterreich eine Folge von ruhigen Jahren erleben 
konnte, keine Gültigkeit mehr hatten. 
Am 20. April 1792 erklärte der französische König, gezwungen von seinem von 
Jakobinern bestimmten Ministerium, Österreich den Krieg. Im August ilberschrit-
ten die deutschen Heere den Rhein, in Frankreich wurde der König in Haft 
gesetzt, während das politische Leben der französischen Hauptstadt durch die 
Septemhermorde bestimmt wurde. Infolge dieser kriegerischen Ereignisse be-
schloß die v. ö. Regierung am 4. Mai 1792, die militärischen Ausrüstungsstilcke in 
39 Wagen und das Archiv in 160 Kisten verpackt nach dem sichereren Konstanz 
zu schaffen. Da nach dem Rückzug der kaiserlichen Truppen im Spätsommer 
1792 ein französischer Überfall von Hüningen aus zu befürchten war, folgte am 
15. Oktober das gesamte Personal der Regierung und Kammer einschließlich der 
Justizbehörden nach/ In Wien trug man Bedenken, daß dieser Rückzug für die 
Stimmung im Lande nachteilig sein könnte, hatte doch die Verlegung der Regie-
rung eine allgemeine Flucht im Lande ausgelöst. Man suchte dem dadurch entge-
genzuwirken, daß Sumeraw als Präsident der Regierung mit einer reduzierten 
Präsidialkanzlei in Freihurg blieb. Zu seiner Kanzlei gehörten neben dem nie-
deren Personal die Regierungsräte Greiffenegg und Will sowie der Regierungs-
sekretär Thaler. Dort wurden auch das v. ö. Bergamt. das Berggericht, die Ober-
postverwaltung und der landständische Konseß belassen.) 
1 Zu den stä.ndischen Refonnen vgl. GOTHEIN, Der Breisgau, S. 108-127; QUARTHAL, Landstlnde, 
S. 1J9-1-43; Leopolds Resolution als Antwort auf die Beschwerdeschrift der Stlnde bei mbTZf!~ 
Bd. I, Nr. 92, Wien 2. September 1790, S. 523-551. 
• BUCHEGGER, Verfassung Konstanz, S. 190. 
'STEMMLER, Hohenberg, S. '-4f. 
> 
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Der Wiederbeginn der Feindseligkeiten mit Frankreich ließ das .. Militare mix-
turn«, die Regelung der Zivilleistungen für das Militär, die seit dem Siebenjähri-
gen Krieg weitgehend in den Hintergrund hatten treten können, wieder zu einer 
zentralen Aufgabe der v. ö, Regierung werden. Am 26. Juli 1792 befahl deswegen 
die böhmische Hofkanzlei der Regierung und Kammer in Freiburg, ein .. Landes-
kommissariat« zu bilden. 4 Das Personal dieser Kommission rekrutierte sich zu 
großen Teilen aus Beamten der v. ö. Regierung, die in diesen neuen Stellungen 
wesentlich besser bezahlt wurden. Die Aufgabe des Landeskommissariats war es, 
die Aufbringung der Leistungen zu organisieren, die das Militär von der Zivil-
verwaltung forderte: Naturallieferungen, Quartierstellung. Fuhrfronen und an-
dere Prästationen (z. B. Gefangenentransport u. a.). Weiter hatte sie die einzel-
nen für das Militar eingerichteten Verpflegungsmagazine zu verwalten und mit 
der jeweiligen militärischen Ranzonierungskommission zusammenzuarbeiten. 
Ein Landeskommissar befand sich im Hauptquartier der Armee (1794 in Hei-
delberg), der dirigierende Landeskommissar Dominik Milfehde hatte seinen Sitz 
in Freiburg, wo ihm zwei Kanzlisten und vier Assistenten beigeordnet waren, Ein 
weiterer Kommissar amtierte in Breisach. Das Landeskommissariat bestand ober 
den Friedensschluß von Campo Formio hinaus bis 1798, um noch die aus dem 
Krieg herrührenden Ansprüche abzuwickeln. Für die Zeit nach 1799 konnten 
bisher keine einschlägigen Akten aufgefunden werden, doch wurde das Landes-
kommssariat sowohl während des Krieges von 1799-1801 als auch ab 1805 wie-
der eingerichtet. 
Das Personal des Kommissariats bestand 1797/98 aus dem dirigierenden Lan-
deskommissar, zwei Konzipisten und acht Assistenten. 1 
7. 3 Die v. ö. Regierung und Kammer in Konstanz 
Um der akuten Bedrohung auszuweichen, befand sich, wie erwähnt, die v, ö. 
Regierung und Kammer in den letzten Jahren des 18. Jahrhunderts in Konstanz. 
Da ihr Präsident in Freiburg amtierte, mußte für die Leitung der Behörde eine 
neue Regelung getroffen werden. 
1791 war der bisherige Landvogt der Herrschaft Hohenberg, Ferdinand Graf 
von Bissingen-Nippenburg, zur Regierung berufen und im gleichen Jahr zum 
Hofrat und ersten Beisitzer bei der österreichischen Regierung und Kammer 
sowie beim Appellationsgericht ernannt worden. Er war einer der fähigsten Be-
amten in Vorderösterreich, wurde 1794 »für bewährte Rechtschaffenheit und 
unverdrossenen [ ... ] Diensteifer« zum erb!ändischen wirklichen Geheimen Rat 
und 1796 z.um Präsidenten der v. ö. Landrechte ernannt, bevor ihn Kaiser Franz 
• GLA Karlsruhe Abt. 79/357. 
'GLA Karlsruhe Abt. 79/375, 376, 388. 
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1797 als Gouverneur nach Tirol berief. Graf von Bissingen wurde nun Ende Juli 
1792 mit der Direktion der v. ö. Regierung beauftragt.· Unter seiner Leitung 
amtierte: sie in Konstanz von 1792-1797; sein Titel wechselte dabei auch in amt· 
lichen Schrifstücken mehrmals: Direktor, Vizepräsident, leitender Assessor, ohne 
daß eine bestimmte Konsequenz festzustellen wäre. Sein Nachfolger wurde, als 
Bissingen 1797 sein Amt in Tirol antrat. Freiherr von Majer. Ihm folgte 1802 
Freiherr von Brandenstein. Trotz der räumlichen Trennung von der Regierung 
behielt der Präsident weitgehend die Oberaufsicht über die Provinz. 
Die Routinegeschäfte konnten im Rahmen der bestehenden Gesetze und Ver-
ordnungen von den Referenten und dem Rat erledigt werden. Anschließend 
schickte von Bissingen die RatsprolOkolle in der Regel drei bis sechs Tage nach 
der Sitzung an Sumeraw nach Freiburg, der sie zur Kenntnis nahm und nach 
Hof einbegleitete. Im Prinzip gingen auch alle Schreiben von Hof an Sumeraw, 
der sie zur Bearbeitung an Bissingen weitergab. Bissingens Maßnahmen traten 
erst in Kraft, wenn Sumeraw sie gebilligt hatte. Die Boten von Freiburg nach 
Konstanz brauchten in der Regel zwei bis drei Tage, so daß die Geschäfte nicht 
übermäßig verzögert wurden. Erleichtert wurde die Verwaltung der Provinz wäh-
rend der Trennung der Verwaltung durch ein ausgezeichnetes und von persön-
licher Hochachtung gekennzeichnetes Verhältnis der beiden Spitzenbeamten. 
Schwierigkeiten machte der Landesstelle in diesen Jahren die Geschäftsvenei-
Jung auf die wenigen Beamten, da sich neben dem Präsidenten ein oder zwei 
Räte, ein Sekretär, ein Registraturakzessist und zwei Kanzlisten in Freiburg be-
fanden, dazu ein Teil des Personals zum Landeskommissariat abgestellt war. Bei 
weiteren Ausfällen mußten die Referate neu veneilt werden oder Sekretäre für 
Rä.te supplieren.' Als sich Baron von Brandenstein weigerte, auf Antrag Bissin-
gens ein zusätzliches Kommissionsreferat zu übernehmen, wurde er von Surne-
raw in scharfer Form zurechtgewiesen .• Es könne unmöglich angehen, daß sich 
jeder Herr Rat Arbeiten nach Gefallen verbitte, sondern FfIicht und Rechtschaf-
fenheit erfordern, daß sich jeder dem Dienst ganz widme und in einem Collegia 
seye es notwendig, daß die tauglichen den minder tauglichen oder sonst gebrech-
lichen in der Arbeith aushelfen, sonsten müsse am Ende alles in das Setzen ge-
raten. Ich versehe mich also in seinem Dienst-Eyfer. daß er sich dieser Arbeith 
ohne weiterem unterziehen werde ... 1 
Im Juli 1796 wurde dann der lang befürchtete Einfall der Franzosen in den 
Breisgau Wirklichkeit. Am 24. Juni überschritten französische Truppen den 
6TLA. v. Ö. Prl5idialakten. Fasz. I, Exh. 20 u. 21. 
'Ebd., Fasz. 2, Exh. 667, 25. August 17'14: Wä.hrend der Abwesenheit des Regierungsrats Stcinherr, 
der Urlaub zum Besuch seiner Familie in Bingen erhalten hatte, supplierte der SekrtUr Hinterfad 
sein Referat. Exh. 836, 20. Oktober 1794: Regierungsrat Degenfeld erhielt das Referat in Sanitäts-
und Postsachen, um den Sekret1r eron von aller Supplierung zu befreien. 
I Ebd., Fasz. 2, Exh. 804,10. Oktober 1794. 
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Rhein. Sumeraw bOl den Landsturm auf, schickte seine Präsidialakten nach Kon-
stanz und hielt sich bereit, im _schlimmsten Fall. auch nach don zu gehen. In 
Konstanz selbst bereitete die Regierung Wagen und Schiffe vor, um im Notfall 
innerhalb von zwei Stunden alle Akten wegführen zu können.' Zur Flüchtung 
der Akten waren dabei allein aus der Landvogtei Schwaben seit dem 3. Juli 300 
Pferde bereitgehalten.l~ Dem Tettnanger Oberamtmann von Vicari gab man An-
weisung, die Amtsfrüchte zu verkaufen und die Registratur zur Flucht bereitzu-
halten. ll Im Lande selbst herrschte außerste Verwirrung, in Freiburg hieß es, das 
halbe Land ziehe weg. 12 Nach der Niederlage der kaiserlichen Truppen bei PfOTZ-
heim am 12. Juli stand den Franzosen der Weg entlang der Donau und nach 
Vorarlberg offen. Drei Tage später mußte auch der kaiserliche General Frölich 
seine Stellung bei Herbolzheim und Kenzingen räumen, so daß die Franzosen 
den Breisgau besetzen konnten. Sumeraw verließ daraufhin Freiburg in letzter 
Stunde und begab sich zunächst nach Stockach, »um im centro der Nachrichten 
und Operationen immer zu sern«. LJ Am 20. Juli hatte sich die Lage jedoch so 
verschlechten, daß der v. ö. Regierungspräsident nach Konstanz flüchten mußte. 
Selbst an eine ursprünglich geplante Weiterführung der Regierungsgeschäfte in 
Bregenz, wie man in Wien noch Anfang Juli 1796 geplant hatte, war nicht zu 
denken. Am 9. August wurde Bregenz von den Franzosen eingenommen. Sume-
raw löste die Landesstelle auf, ließ den Beamten ein Gratisquanal und die Besol-
dung bis Ende Oktober ausbezahlen, entband sie von ihren Pflichten und stellte 
jedem frei, seinen Aufenthalt zu wählen, wo es ihm am besten dünke. U Er selbst 
begab sich am 24. Juli nach Wien, von Bissingen flüchtete nach Rorschach, von 
wo aus er, so gut es ging, die Geschäfte der Lanclesstelle führen wollte. Sumeraw 
riet in Wien auf Grund seiner Lokalkenntnis zum Frieden mit Frankreich, was 
vom Hof sehr ungnädig aufgenommen wurde.D~ Zahlamtskontrolor Himberger 
brachte die Aerarialkasse in einer abenteuerlichen Flucht nach Innsbruck;" sie 
wurde anschließend nach Wien weitergeführt. Im September erhielt von Bissin-
gen in Rorschach eine Filialkasse mit 12000 fl., um die nötigsten Amtserforder-
nisse zu bestreiten. Regierungsrat von Greiffenegg, der anscheinend mit Regie-
rungsaufträgen im Breisgau zurOckgeblieben war, wurde am t7_ August von den 
Franzosen gefangengenommen und nach Pfalzburg in Lothringen gebracht. 11 
• Ebd., Fasz. 7, Exh. 372, Sumeraw an Bissingen, 25. Juni 1796. 
LO Ebd., hh. 480. 
" Ebd., Exh. 383, 30. Juni 1796. 
"SPECKLE, Tagebuch. Bd. I, $. 46. I. Juli 1796. 
"TU, v. Ö. Präsidialakten, Fasz. 6, Exh. 497, Srockach. 16. Juli 1796 . 
.. Ebd., Fasz. 7, Exh. 77, 7. September 1796; Exh. 86, 13. September 1796 . 
.. SPECItLE, Tagebuch, &I. I, S. 122. 
'0TI.A, v. ö. Präsidialakten, Fasz. 7, Exh. 1,6. August 1796. 
"Ebd., Exh. 30, 29. August 1796; $PECKLE, Tagebuch, Bd. t, 17. August 1796, S. 66. 
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In dem besetzten und von Regierungsbehörden verlassenen Land übernahmen 
es die Landstände, für die notwendige zivile Administration zu sorgen, die Ord-
nung zu garantieren und die von den Franzosen durch den ItDirecteur general« 
Parcus, einen ehemaligen Advokaten aus der österreichischen Herrschaft Fal-
kenstein. geforderten Kontributionen aufzubringen. Am 18. August erließ der 
landstä.ndische Konseß ein Zirkular. »worin die Untertanen erinnert, daß die 
Landesverfassung bleibe, jede Herrschaft und Obrigkeit bei ihrem Ansehen, ih-
ren Rechten geschützt werde, selbst durch französische Truppen, folglich die 
Untertanen Zur Ordnung und Subordination angewiesen werden.«'· Parcus, der 
aus dem Lande möglichst hohe Kontributionen ziehen sollte und keine Möglich~ 
keit zum Aufbau einer eigenen Zivilverwaltung hatte, sah sich durch die Flucht 
der österreichischen Regierung, die besonders die Justiz lähmte, vor große 
Schwierigkeiten gestellt. Er forderte deswegen alle im Breisgau begüterten Regie-
rungs- und Appellationsräte unter Androhung der Konfiskation ihrer Güter auf, 
nach Freiburg zurUckzukehren. Am 6. September fanden sich don die Räte 
Schwender, Will, Neininger und Brandenstein ein. Als sie sich weigenen, ihre 
Amtsgeschäfte wieder aufzunehmen, drohte er, Behörden im Namen der franzö-
sischen Nation einzusetzen." Zu größeren Konflikten kam es jedoch wegen der 
militärischen Erfolge Erzherzog Karls nicht mehr. Am 18. September verließen 
die Franzosen Bregenz, am 4. Oktober Konstanz und am 8. Oktober Freiburg.1o 
Schon am 5. Oktober gab Sumeraw Weisung, daß das Kameralzahlamt von 
Wien nach Konstanz zurückkehren sollte, er selbst brach am 9. Oktober von 
Wien auf, wollte einige Tage in Günzburg oder Ehingen bleiben, sobald die 
Landgrafschaft Nellenburg und der Schwarzwald geräumt waren, um die Wie-
dereinrichtung der donigen Ämter zu besorgen, und anschließend nach Kon-
stanz weiterzureisen, um auch don die unterbrochenen Regierungs- und Appel-
lationsgeschäfte wieder in Gang zu bringen.21 Da man in Wien die Lage in den 
Vorlanden noch nicht überblicken konnte, hatte ihm die oberste JustizsteIle 
Dekrete ausgefenigt, nach denen er ein Appellationsgericht mit den gerade greif-
baren Beamten bilden konnte, als dessen vorläufiger Sitz Günzburg bestimmt 
wurde. Mit Bissingen war er sich einig, daß der endgültige Sitz der Regierung 
Konstanz sein sollte: ifDie Lage von Konstanz scheint mir bei diesen Umständen 
sowohl für das allerhöchste Interesse als auch für den Nutzen der Beamten im-
mer die vorteilhafteste zu sein, indem die Kasse sowie die Akten auf jeden un-
glücklichen Fall ohne große Kosten in Sicherheit gebracht werden und auch die 
"Ebd., s. 67. 
,. Ebd., S. 79; TLA,. v. ö. Prlisidialaktcn, F.uz. 7, Exh. 32,30. AuguSt 1796; Exh. 70,1. September 
1796; Exh. 77, 7. September 1796. 
" Ebd., Exh. 81,153 u. 157. 
11 Ebd., Exh. 165,9. Oktober 1796. 
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Beamten gleich wieder auf ihrem vorigen Aufenthaltsort in der Schweiz seyen 
können ... n 
Graf von Bissingen, der zunächst von Rorschach nach Tettnang reiste, um die 
Wiederaufnahme der Amtsgeschäfte des dortigen Oberamts zu beaufsichtigen, 
gab Baudirektor Zängerle die Anweisung, die nötigen Reparaturen in den Regie-
rungsgebäuden in Konstanz, dem Augustinerkloster, dem Franziskanerkloster 
und dem städtischen Rathaus, zu besorgen. Am 24. Oktober war Bissingen wie-
der in Konstanz, am 10. November berief er die Beamten zur Wiederaufnahme 
der Geschäfte in die Stadt. U Sumeraw richtete in Freiburg seine Präsidialkanzlei 
wieder ein und begab sich erst am 3. Dezember nach Konstanz, wo er bis Zum 
7. Januar blieb, um dort die Regierungsgeschafte endgültig zu organisieren. H Im 
Einvernehmen mit Bissingen traf er dabei folgende Regelung: 2S 
Rar Referat Sekretilr Konzipist /'rattibmt 
von Majer Camerale, Kanzleidirketion, Ab- MiUer von Mayer 
zugssacnen, Taxwesen, Exjesuit:i-
von Brandenstein Landeskultur, Münz·, Berg- u. Salz-
wesen, Kreisamtliches 
Krebs 
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Offen ist, ob Sumeraw die Absicht hatte, selbst wieder die Leitung der Konsun-
zer Behörde zu übernehmen. Erzherzog Karl, der die militärischen Operationen 
am Oberrhein leitete, forderte Sumeraw immerhin in einem sehr entschieden ge-
haltenen Schreiben vom 22. Dezember 1796 auf, nach Freiburg zurückzukehren 
und sich fUr die Belange der Armee z.ur Verfügung zu halten. Sumeraw begab 
sich daraufhin am 7. Januar des folgenden Jahres wiederum nach Freiburg.26 
Graf von Bissingen blieb nur kurze Zeit nach der Neuorganisation in Kon-
stanz. Bereits im November 1796 war bekannt geworden, daß er als Gouverneur 
von Tirol vorgesehen sei, am 13. Februar erhielt er sein Anstellungsdekret und 
bereits am 20. des gleichen Monats reiste er nach Innsbruck ab. Die Vorlande 
verloren mit ihm einen ausgezeichneten Beamten, was von Sumeraw entspre-
chend hervorhob. »Welch aufrichtig großen Anteil ich an dieser E. Exzellenz 
ausgezeichneten Verdiensten angemessenen allerhöchsten Huldbezeichnung neh-
me, und wie sehr ich auf der anderen Seite bedaure) durch eben diese Promotion 
einen mit ebenso durchdringender Einsicht und Geschäftskenntnis als beispiel-
loser Thätigkeit ausgeschmückten Mitarbeiter zu verlieren. solches kann ich nicht 
umhin, E. Exzellenz andurch offiziell und mit lebhaftem Dankgefühl für dero 
bisherige so unermüdet als ausgiebige Geschäftshilfe an Tage zu legen.«H 
Sein Nachfolger wurde einer der Senioren der v. ö. Regierung, Regierungsrat 
von Majer, der wie Graf von Bissingen gleichzeitig zum Präsidenten der Land-
rechte ernannt worden war. Seine Aufgabe als Oberdirektor der schWäbisch-
österreichischen Landstände übernahm der Regierungs- und Kammerrat Her-
mann von Greiffenegg. 
Der militärische Mißerfolg im Krieg gegen die französische Republik ließ eine 
wirkliche Stabilisierung der Verhältnisse in Vorderösterreich nicht mehr zu. Die 
Provinz wurde Bestandteil der Manövriermasse in dem großen Länderschacher , 
der die letzten Jahre des Heiligen Römischen Reiches kennzeichnete und die 
Epoche der Nationalstaaten des 19. Jahrhunderts einleitete. Im Mai 1797 kamen 
die ersten Gerüchte von einer möglichen Abtretung des Breisgaus auf. Die breis-
gauischen Landstände wandten sich sofort an den Regierungspräsidenten von 
Sumeraw und dann an Kabineusminister von Colloredo in Wien, um Aufschluß 
über die Absichten der kaiserlichen Regierung zu erhalten. Die Antworten waren 
in beiden Fällen ausweichend; der Kaiser .. könne nur durch den zur Zeit noch 
nicht vorzusehenden Drang der Umstände« bewogen werden, sich von den Vor-
landen zu trennen, war ein Passus in der AntwOrt Sumeraws. In der Folge be-
mächtigte sich des Landes eine »unbeschreibliche Niedergeschlagenheit«, nicht 
nur bei den privilegierten Ständen, sondern auch beim »ganzen Publikum«, dem 
gemeinen Landvolk, wie Sumeraw in seinen Berichten an den Kaiser hervorhob. 
U Schreiben Erzherzog Karls vom 22. ~umber 1796, GlJ\ Karl5ruhe Abt. 79/269. 
"TlA, v. ö. Prtsidialakten, Fasz. 8, Exh. 1,2. Februar 1797; Exh. 3, 13. Februar 1797. 
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Der Regierungspräsident unterstützte die Bemilhungen des Konsesses. von Öster-
reich nicht getrennt zu werden, und äußerte in einem Begleitschreiben zu einer 
ständischen Eingabe an Thugut vom 19. Mai 1797, es sei ein offener Aufstand der 
Vorlander zu befürchten, wenn er ihnen nicht bald »die wonnevollste Zusiche-
rung erteilen dürfe, daß der so schmerzlich besorgte Austausch grundlos seye 
und die Vorlande noch ferners das unschätzbare Glück genießen dürfen, das 
treue Eigenthum des Allerdurchlauchtigsten Erzhauses zu verbleiben.« Auch dar-
auf erhielt der Konseß nur eine ausweichende Antwort. Selbst auf eine Immedi-
ateingabe an den Kaiser vom 27. Juni 1797, in der man wiederum bat, nicht von 
Österreich getrennt zu werden und besonders unterstrich, als getreue Katholiken 
nicht an das protestantische markgräfliehe Haus Baden fallen zu wollen und sich 
auf die Privilegien Freiburgs (1368) und Tribergs (1654) berief, wonach der 
Breisgau niemals vom Erzhaus getrennt werden sollte, wurde wie bisher beant-
wortet. Thuguts Schreiben, alle Gerüchte seien grundlos, löste dagegen große 
Freude bei den Standen aus, die sich aber schon kurze Zeit später erneut in tiefe 
Niedergeschlagenheit verwandelte, als im Frieden von Campo Formio vom 
17. Oktober 1797 dann doch der, wohl nicht mehr von seiner wirtschaftlichen 
Potenz, wohl aber von seiner Tradition und seinem ständischen Gefüge her be-
deutendste Teil der Provinz, der Breisgau, als Entschädigung für den Herzog 
von Modena bestimmt wurde, der seine Besitzungen in Italien verloren haue. l ' 
Dieser lehnte die vorgesehene Entschädigung als zu gering ab und trat die Herr-
schaft nicht an, so daß sich trOtz der der Regelung im Friedensvertrag in Vorder-
österreich zunächst nichts änderte. Noch wehrten sich insbesonders die Stände 
gegen die im Friedensvertrag beschlossene Abtretung des Breisgaus, besonders als 
sie über Regierungsrat von Greiffenegg, der nach halbjähriger Inhaftierung von 
den Franzosen wieder freigelassen worden war, erfuhren, daß die Loslösung ih-
res Landes gar nicht von Frankreich betrieben wurde, sondern von Cobenzl und 
Degelmann den Franzosen angetragen würde. Sie baten deswegen Sumeraw, sich 
um seine Abberufung nach Wien zu bemühen, da sie sich erhofften, er könnte die 
Stimmung am Hofe günstig für sie beeinflussen. Das Gesuch der Stände wurde 
mit der Bedingung bewilligt, daß Sumeraw abreisen könne, wenn ihn der Bot-
schafter für vorländische Angelegenheiten in Rastatt, Graf Lehrbach, nicht mehr 
benötige. Lehrbach aber war von dem Minister des Auswärtigen Thugut ange-
wiesen, die Abberufung nicht geschehen zu lassen, so daß der Schritt der Stände, 
auf den Sumeraw bereitwillig eingegangen war, keinen Erfolg haue. l • In dem 
Friedensvertrag von Campo Formio mußte Österreich auch auf die Grafschaft 
Falkenstein verzichten. Die meisten der dortigen Beamten wurden nach Vorder-
österreich versetzt. 
"WOLFGANG tf~abiBAkaW Oc-r Anfall des Breisgaus an Baden. - TUbingen 1908. S. 19-21. 
"$PECKLE, Tagebuch, Bd. I, 5.167,212,226,227. 
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7." Verlegung nach GÜDzbucg und Freiburg 
Gravierende Konsequenzen für Vorderästerreich haue der Ausbruch des Krie-
ges mit Frankreich am 24. Februar 1799. Schon vor Beginn des Krieges, am 
9. Februar, hatte das kaiserliche Landeskommissariat den Befehl erhalten, den 
Breisgau zu verlassen, so daß das Land schutzlos jedem Einfall preisgegeben war. 
Regierungsrat von Greiffenegg hatte von der Regierung Weisung erhalten, mit 
dem ständischen Konseß Maßregeln zu ergreifen, wie Polizei und öffentliche 
Sicherheit ohne Militär aufrechterhalten werden könnten.F~ An eine geordnete 
Verwaltung des Landes war jetzt nicht mehr zu denken. Fast gleichzeitig mit dem 
Beginn des Krieges wurde die v. ö. Regierung von Konstanz wegverlegt. Am 
3. Mirz 1799 teilte sie den schW"äbisch-österreichischen Landständen noch aus 
Konstanz ihren bevorstehenden Umzug nach Günzburg mit, das als vermeintlich 
weit im Hinterland liegende Stadt als sicherer Zufluchtsort galt; zudem war diese 
östlichste Stadt Vorderösterreichs mit guter Schiffsverbindung in die habsburgi-
sehen Kernlande, mit Kaserne und Rekrutenwerbeplatz wohl die einzige Stadt 
der Vorlande, die vom Raumangebot und ihrer wirtschaftlichen Potenz neben 
Konstanz die Regierungsbehörde ohne Schwierigkeiten aufnehmen konnte. Vor 
dem 30. April war die Verlegung abgeschlossen, und Regierung und Kammer 
arbeiteten wieder. Mit der Regierung und Kammer zog auch die Gerichtsbehör-
de, die Landrechte, nach GÜnz.burg, während die zweite Instanz, das Appella-
tionsgericht, als eigene Institution für die Vorlande aufgehoben wurde. Seine 
Geschäfte übernahm wie schon in den letzten Jahren der Regierung Kaiser Jo-
sephs II. das niederösterreichische Appellationsgericht in Wien. Das v. ö. Ka-
meralzahlamt zog man ebenfalls völlig aus den Vorlanden ab; es führte in Wien 
seine Geschäfte weiter. Im September 1799 wurde die Kameralbuchhaltung auf 
kaiserlichen Befehl in zwei Abteilungen, in das berichtende und das revidierende 
Personal, geteilt, wobei das berichtende am Sitz der Regierungsregistratur in 
Günzburg verblieb, das revidierende aber, das die städtischen, Stiftungs-, Land-
schafts- und Dominialrechnungen überprüfte, kam nach Freiburg.l1 
Konstanz, der bisherige Sitz der Regierung, wurde auch in der Tat am 7. Okto-
ber 1799 erstürmt; den österreichischen Beamten wurde der Aufenthalt in der 
Stadt von dem französischen Kornmandanten verboten. In Freiburg amtierte wei-
terhin die v. ö. Präsidialkanzlei, ohne allerdings - allem Anschein nach - einen 
größeren Einfluß auf die Verwaltung des Landes zu nehmen. Die Hauptlast der 
zentralen Verwaltungsarbeit lag in dieser Zeit bei den v. ö. Landst.ä.nden unter 
ihrem Prisidenren, dem Freiherrn von Baden. Die StAnde hatten den Konseß um 
einige Mitglieder zu einem Kriegsausschuß verstärkt, der mehrmals in der Woche 
.a Ebd., S. 277, 280. 
"HSTA Stuugan B 30 BlI 385, Schreiben der LandessteUe in Günzburg an die scnw.lbisch-öster-
reichiscnen Landstande vom 16. Sept.ember 1799. 
143 
tagte und die Kontributionsforderungen der französischen Armee auf das Land 
umlegte:. Kaiserliche Verordnungen gelangten nach dem Mai 1800, als der Breis-
gau endgültig von französischen Truppen besetzt war, bis zum Januar 1801 nicht 
mehr an die Sünde.)2 Der v. ö. Regierungspräsident Sumeraw selbst hielt sich in 
Freiburg auf, solange es die Kriegsumstände zuließen. Am 4. Juli 1799 kam er 
von Günzburg in die LandeshauptStadt zurück und blieb bis Oktober, im folgen-
den Jahr war er von Januar bis März in der Stadt und zog sich wiederum erst 
unmittelbar vor der Besetzung Freiburgs im April wieder nach Günzburg zu-
rück. Als Sumeraw im Januar 1801 die Vorlande endgültig verließ, verlegte er 
erneut die Präsidialkanzlei unter der leitung von Regierungsrat von Greiffenegg 
nach Freiburg. Die Stellvertretung Sumeraws bei der Regierung und Kammer 
wurde 1802 dem Regierungs- und Kammerrat von Brandenstein übertragen. 
Nachdem die unmittelbare Kriegsgefahr für die Vorlande mit dem Friedens-
schluß von Luneville vom 9. Februar 1801 gebannt war, kehrten auch die Landes-
stelle, Regierung und Kammer sowie die Landrechte von Günzhurg nach Frei-
burg zurück. Auch das 1799 nach Wien geflüchtete Kameralzahlamt kam wieder 
in die Vorlande, wurde allerdings wegen der andauernden französischen Beset-
zung des Breisgaus im ehemaligen Piaristenkloster in Günzburg belassen. H 
Der Breisgau war zwar im Frieden von Luneville zum zweiten Male an den 
Herzog von Modena abgetreten worden, da dieser jedoch die vorgesehene Ent-
schädigung aus den gleichen Gründen wie 1797 wiederum nicht annahm, blieb 
auch der Breisgau weiterhin unter österreichischer Verwaltung. 
Die von der Landesstelle an den Konseß publizierten kaiserlichen Mandate 
lassen kaum ein Eingehen auf die besondere Lage Vorderösterreichs erkennen. 
Die Verordnungen betreffen die Befriedigung französischer Gläubiger, Kup-
ferobligationen, Posttaxen u. ä. Im Juni mahnte die Buchhaltung bei den einzel-
nen Ständen ausstehende Justizialtabellen an, um ihre Jahrestabdien 1799 und 
1800 an die Präsidialverwaltung abliefern zu können. Die notwendigen Verwal-
tungsaufgaben in dem besetzten Land blieben offensichtlich weiter den landstän-
den überlassen. Für den Breisgau bedeuteten die langen Verhandlungen mit dem 
Herzog von Modena über eine Regierungsübernahme eine unerträgliche Bela-
stung, da Frankreich den Friedensvertrag als nicht erfüllt ansah und seine Trup-
pen nicht abzog. Der Unterhalt der einen Halbbrigade und des Kaval-
)0 Gu.. Karlsruhe, Abt. 6711720 u. 172!. 
"Günzburg war nicht, wie es in anderen Darstellungen heißt, durchgangig von 1799-1805 Sitz der 
v. ö. Verwaltung, sondern nur AU5weichquartier wegen der akuten miliurischen Bedrohung Vor-
derösterreich$ vom Herbn 1799 bis llingstens zum Frühjahr 1801, vielleicht auch noch kürzer. 
Eine genauere Eingrenzung war auf Grund des bis jetzt durchgesehenen A~tenmaterials nicht 
möglich. Die Angaben stiit.u:n sich auf Akten 1m GLA Karlsruhe Abt. 7912t.}8, Abt. 18MM und 
HSTA Stuugan B 30 Bü 385 u. B 51 B(l 117. Schreiben bezuglich des Kameralzahlamtes vom 
Landesprä.sidium vom 18. Mai 1801, HSTA Stuugan Bu 385. 
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lerieJ~chements verschlang in einem Monat fast das gesamte Jahressteuerpo-
stulat. l4 Ständische Bitten um eine kaiserliche Finanzhilfe angesichts der ver-
zweifelten Lage des Landes, wegen der man sogar eine Versammlung der Standes-
glieder - das Wort Landtag wurde vermieden - einberufen hatte, blieben ohne 
großen Erfolg.)5 
In Wien nahmen in der Zwischenzeit die Verhandlungen über das weitere 
Schicksal der Vorlande ihren Fortgang. Der kaiserliche Hof hatte Sumeraw zur 
Mitwirkung an den Beratungen nach Wien beordert. Im März 1801 fordene 
dieser die breisgauischen Landstände auf, den gemeinständischen Syndikus En-
gelberger zu ihm zu senden, der ihm ",bey den gegenwärtigen Landesangelegen-
heilen die nötigen Auskünfte und Erläuterungen über die Gerechtsame. dann 
über die Bitten und Wünsche des Landes zu Händen« gehen sollte. Sein von den 
Landständen formuliener besonderer Auftrag ging dahin, die im Friedensvertrag 
beschlossene Abtretung des Fricktals und der übrigen links rheinischen breisgau-
ischen Gebiete zu verhindern, die flächenmäßig etwa ein Siebentel des Breisgaus 
ausmachten. Gerade hier hatte er keinen Erfolg. Österreich mußte sich an den 
Friedensvertrag halten und am 6. Januar 1802 nahm Dr. Sebastian Fahrländer, 
zuvor Stadtphysikus in Waldshut, angeblich als Abgesandter des französischen 
Gesandten Verninac und der Berner Regierung in Laufenburg das Fricktal in 
Besitz. Er hatte den Auftrag, es als Schweizer Kanton mit dem Hauptort Groß-
laufenburg neu zu organisieren.)6 
Nachdem im September 1802 Klarheit bestand, daß der Herzog von Modena 
den um die Ortenau vermehnen Breisgau als Entschädigung annehmen und sei-
nen Schwiegersohn, Erzherzog Ferdinand, als Administrator einsetzen würde, 
ernannte Kaiser Franz IL den bisherigen v. ö. Regierungspr:tsidenten zum Präsi-
denten der niederösterreichischen Regierung, doch mit der Maßgabe. daß er die 
Oberleitung Vorderösterreichs bis auf weiteres behalten sollte.)] Schon wenig 
später sollte dieses Provisorium beendet werden. Kaiser Franz »dekretierte« den 
bisherigen Landvogt in Schwaben, Graf Ernst zu Königsegg, zum neuen v. ö. 
Regierungspräsidenten. Dieser starb jedoch am 10. März 1803 im Alter von erst 
48 Jahren unvermutet nach kurzer Krankheit,lt so daß Sumeraw bis September 
1803 Präsident der v. ö. Regierung, später der schwäbisch-österreichischen 
Landesstelle blieb, doch hat er die Vorlande zu amtlichen Geschäften nicht mehr 
aufgesucht. In dem Pariser Sonderabkommen zwischen dem Kaiser und der fran-
zösischen Republik vom 26. Dezember 1802, dem Rußland beitrat, wurde die 
.. Allgemeines Intelligenzblatt 1802, S. 14. 
"Ebd., 1802, S. 25-28 
,. Ebd., S. 57; Nachrichten ober die Vorgange im Friekt.al ziehen sich durch den ganzen Jahrgang 
der Zeitschrift; SPECKlE, Tagebuch. Bd. 1, S. 444. 
"STEMMLER, Hohenberg. 5.15; Hofdekret vom 12. Seprember 1S02, HSTA Stuttgan B]O Bo ]85. 
" Inschrift auf seinem Grabstein in der Kirche zu Aulendorf, Kreis Ravensburg. 
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zusätzliche Abtretung der Onenau an den Herzog von Modena bestätigt. Öster-
reich hatte damit den wesentlichen Teil des alten Vorderösterreich aufgegeben, 
nachdem es schon im Frieden von Campo Formio 1797 in einer Geheimkl.1.usel 
und 1801 im Frieden von LunevilJe endgültig auf die Grafschaft Falkenstein ver-
zichtet hatte, doch erlangte es, was im Sinne seiner damaligen, auf Arrondierung 
zielenden Politik wichtiger war, Napoleons Zustimmung zum endgültigen Er-
werb der Bistümer Trient und Brixen.1' 
In den nächsten Monaten erwartete man im Breisgau sehnsüchtig die Regie-
rungsübernahme durch den Landesadministrator Erzherzog Ferdinand, da man 
sich davon einen endgültigen Abzug der Franzosen erhoffte. Ende Februar 1803 
wurden endlich zwei Kompanien des nunmehr in Günzburg stationierten frühe-
ren v. ö. Regiments Bender mit der militärischen Besitznahme des Breisgaus be-
auftragt. Die zivilen Übergabekommissare waren für Österreich Regierungsrat 
von Brandenstein, für Erzherzog Ferdinand der zukünftige modenesische Regie-
rungspräsident Hermann von dreiffenegg.~o 
Am 2. Mä.rz, dem Tag der Landesübergabe, marschienen die beiden 
bendersehen Kompanien vor dem Regierungshause in Freiburg auf, während eine 
landständische Deputation die heiden Kommissare in ihren Wohnungen abholte 
und zum Regierungshaus geleitete. Der landständische Präsident, der Konseß 
und der Kriegsausschuß sowie eine Deputation der Universität und des Magi-
strats folgten. Nach der Verlesung der Vollmachten »folgte die Ablesung des in 
sehr rührenden Ausdrücken verfaßten und von Sr. k. k. Majestät unterfenigten 
Entlassungspatents, worauf die k. k. Kameralbeamten aufgeforden wurden, ihre 
bisher gebrauchten Amtssignate abzugeben. Nicht ohne Erschütterung der An-
wesenden ging diese Handlung vor sich, sie war gleichsam das Loosungszeichen, 
daß nun die Bande zerissen seyen, die uns mit dem gräßten und besten Monar-
chen verbanden, unter dessen mildester Regierung wir die glücklichsten Tage 
verlebt haben x~]«. Das Übernahmepatent, in dem Erzherzog Ferdinand sich als 
Landesadministrator erkläne, »und dem Lande sein besonderes väterliches Wohl-
wollen, Zuneigung, Sorgfalt und Bemühung für das allgemeine Beste zusicherte, 
konnte die Gemüter wieder erheitern.«" Ein »Te Deum« durch den Abt von 
St. Peter und mehrere Salven der benderschen Kompanien beendeten den Schritt 
des Breisgaus in die Provinzialität. 
Am 1. Oktober 1803 wurde die neue Landesordnung publiziert; die Abteilun-
gen des benderschen Regiments marschierten nach Günzburg zurück und wur-
.. AOOLF BEEil.: Zur Geschichte der österreichischen Politik in den Jahren 1801 und 1802. - In: 
Archiv fur österreichische Geschichte 5211875, S. 475-540; hier S. 523. 
" SPECXLE, Tagebuch, Bd_ 2, S. 11; Allgemeines Intelligenzblatt 1803, 18. Februa.r 1803; u. S. 101, 
23. Februar 1803; zur gesamten Periode von 1803-1806 vgl. KoPF, Freiburg. 
" Allgemeines Intelligenzblatt 1803, s. llJf. Die Reden und Dokumente zur LtndesObergabe sind 
abgedruckt S. 118, 125-127, 297-299. 
146 
den vorläufig durch die Bürgerwache abgelöst.n Die Landesverwaltung, die Erz-
herzog Ferdinand auf Vorschlag Greiffeneggs ernannte, war in fast allen Stücken 
der früheren österreichischen Administration nachgebildet, für die auch die öster-
reichischen Gesetze weiter Gültigkeit hatten." 
An der Spitze der Verwaltung stand ein Regierungspräsident, der zum wirkli-
chen Geheimen Staatsrat ernannte Hermann von Greiffenegg. Er leitete die Re-
gierung und Kammer, die sich aus fünf Räten zusammensetzte: 
Freiherr Konrad von Andlau 
Franz Joseph von Dürrfeld, 
zuvor Oberamtsdirektor in Nellenburg 
Dr. Johann Baptist Stickler, 
zuvor v. ö. Fiskalamtsadjunkt und Untertanenadvokat 
Dr. Maximilian Rum, 
zuvor ortenauischer Oberamtsrat 
Dominik Milfehrle, 
gewesener v. ö. Raitrat und Oberlandeskommissar. 
Zu der Behörde gehörte ein Sekretär und das übliche Personal. Neu war, daß 
die österreichische Kollegialverfassung aufgehoben wurde. Die Ratsversammlung 
als Beschlußorgan wurde abgeschafft, jeder Rat konnte in seinem Referat selb-
ständig emscheiden. 
Die erste Gerichtsinstanz waren wie in Vorderösterreich die Patrimonialge-
richte und die LandrechtensteIle für die Exemten. Ihr Präsident war Freiherr von 
Badon. Daneben amteten als Räte: 
joseph Fidel Thaler, 
zuvor Regierungs- und Präsidialsekretär. 
Freiherr Rinck von Baldenstein 
Graf Peter von Hennin 
Freiherr Franz von Falkenstein 
Bonaventura Weizenegger, 
bisher ritterschafclicher Sekretär. 
Matthias Fehrenbach, 
bisher Syndikus in Waldkireh. 
Als zweite Instanz schuf Greiffenegg das »Breisgauische und Ortenauische 
Appellatorium und Kriminalobergericht«. Es bestand aus einem Präsidenten, 
dem Freiherrn Konrad von Andlau und vier Räten: 
Dr. Stirkler 
Dr. Ruth 
Dr. Mertens, 
.. Ebd., S. 561, 593-596. 
"Höchste Entschließung vom 17. August 1803, GU Karlsruhe. Abt. 7911569. 
Professor der Universität Freiburg. 
Dr. SauteT, 
Professor der Universität Freiburg. 
Dazu waren ein Sekretär und ein Protokollist angestellt. 
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Das ,.Oberste General- und Kriminalgericht .. war mit zwei Kriminalrichtern 
und zwei Aktuaren besetzt. Erster Kriminalrichter und Generallandespolizeidi-
rektor war der bisherige Obervogt der Herrschaft Kastel- und Schwarzenberg, 
Johann Nepomuk Krederer, der zweite Kriminalrichter Dr. Trändlin, bisher fah-
nenbergischer Obervogt und v. ö. Regiments- und Kammepdvokat. 
Auf eine dritte Instanz, eine Revisionsstelle, glaubte Greiffenegg vorerst ver-
zichten zu können. Erst 1804 ergab sich die Notwendigkeit dazu. Am 26. Mai 
wurde die Ordnung für die Revisionsinstanz publiziert. Ihr gehörten an: 
Präsident: Hermann von Greiffenegg 
Räte: Dr. Stirkler 
Dr. Mertens 
Votanten: Chef des Landrechts 
des KriminalrechtS 
des Magistrats der Stadt Freiburg. 
An die Stelle der Appellationsräte Dr. 5tirkler und Dr. Mertens rückten der 
landständische Syndikus Engelberger, der damit entmachtet wurde, und der Ordi· 
narius der Universität Freiburg, Professor Ruef. u 
Die ständische Verfassung des Breisgaus blieb unveränden, ebenso der Aufbau 
der KameralamtSgliederung. 
Die Verbindung zu dem Landesadministrator bzw. späteren Landesherren, 
Erzherzog Ferdinand, nachdem der Herzog von Modena noch im Oktober 1803 
verstorben war, ohne den Breisgau je betreten zu haben, stellte Regierungsrat von 
Dürrfeld her, der als Referendar bei dem Erzherzog in Wien bestimmt war. Im 
Grunde wurde mit der Einsetzung Erzherzog Ferdinands auch in Süddeutsch· 
land versucht, dem Hause Habsburg verlorengegangenes Gebiet über den Weg 
einer Sekundogenitur zu erhalten. 
Die Beziehung der Breisgauer zu dem abwesenden Landesherrn blieb unsicher, 
zumal die Spannungen zwischen seinem RepräSentanten und den Landständen je 
länger je mehr wuchsen, wenn auch das überlieferte negative Bild Greiffeneggs, 
das auf die abwenende und kritische Beurteilung Kar! von Rottecks zurückgeht, 
zu korrigieren ist.u Die regierungsamtlichen Versuche, das Bild des abwesenden 
Landesfürsten der Bevölkerung im Stile einer völlig unzeitgemäßen divinisieren· 
den Fürstenpanegyrik zu verlebendigen, vermochten die Ebene des schwulstigen 
Kitsches nicht zu überschreiten . 
.. A1lgt:meines Imdligenzblatt. 1804, S. 625-627; SPECKLf;, Tagc:buch, Bd. 2, S. 76 . 
.. KOPF, Frt:iburg, S. 107. 
148 
.. Im k1einen Tempel, von der Kunst erbaut 
steht vor uns hier Dein Ebenbild! 
Und wie es väterlich, und sanft und mild 
auf seine guten Bürger schaut; 
so schauen wir auf Dich: und jede Brust, 
und jedes Herz pocht Dir mit wahrer Lust 
in kindlich treuen Schlägen 
der reinsten Zärtlichkeit entgegen. 
o lieber, lieber Vater Ferdinand -
o kenntest Du der Bürger tfeues Land -
Du kämest bald, Du kämest dieses Jahr gewiß 
denn lieben, und geliebt seyn - ist soß -.«46 
8. Die Sehwäbisch-Österceiehisehe Landesstelle 1803-1805 
Die Abtretung von Breisgau und Onenau an den Herzog von Modena mach-
ten es nötig, für die verbleibenden habshurgischen Besitzungen in Schwaben eine 
neue Verwaltung einzurichten, zumal auch ein Teil der bisherigen Regierungs-
beamten in den Dienst der modenesischen Administration getreten war. Die neue 
Behörde wurde durch ein höchstes Handbillet vom 24. März 1803, wenige Tage 
nur nach der offiziellen übergabe von Breisgau und Orten au , eingerichtet. Die 
Provinz Schwäbisch-Österreich - wie Vorderösterreich nunmehr genannt wurde 
_ bestand danach aus den Oberämtern Günzburg, Stockach, Altdorf, Rottenburg 
und Tecenang sowie der Stadt Konstanz und - eine Bestimmung, in der sehr viel 
Brisanz steckte - den neunzehn Stiftern in Schwaben, die durch den Reichsde-
putationshauptschluß vom 25. Februar gerade säkularisiert worden waren! 
Zur Verwaltung dieser Provinz wurde eine eigene politische Landesstelle einge-
setzt, wobei jedoch die Landrechte nicht mehr selbständig, sondern mit ihr vereint 
waren. Der Regierungs- und Landrechtenpräsident sollte zugleich der Präsident 
der Landstände sein, da man von dem in den anderen Provinzen üblichen Sche-
ma nicht abweichen konnte und wollte, das Land durch eine landständische Kör-
perschaft vertreten zu sehen. Da als einziges Korpus die schwäbisch-
österreichischen Landstände in Frage kamen, bestimmte die kaiserliche Regie-
rung zunächst Ehingen, die ständische Direktorialstadt Schwäbisch-Österreichs, 
zum Sitz der Landesstelle. Den Ständen legte sie auf, zur Besoldung des Präsi-
denten einen Beitrag von jä.hrlich 3000 fI. zu leisten. Die Landstände, die noch am 
Ende des Jahres 1801 eigens eine Gesandtschah mit der Bitte nach Wien ge-
.. Allgemeines Intelligenzblatt, 1805, S. 466. 
I KROPATSCHEK, Staatsverfassung Österreich, Supplementbd. I, Wien 1804, S. 250. 
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schickt hatten, das Land »noch fortan in der Beherrschung beizubehalt.enc/ er-
klänen sich gerne bereit, diese Summe aufzubringen, konnten sie doch daraus die 
Hoffnung schöpfen, auch künhig bei Österreich zu verbleiben.} 
Jedoch entsprachen die schwäbisch-österreichischen Landstände weder an so-
zialer Bedeutung noch an Einfluß den anderen habshurgischen Stä.nden, viel we-
niger bot Ehingen von den baulichen Gegebenheiten die Möglichkeit, eine Behör-
de von der vorgesehenen Größe mit den Familienangehörigen der Beamten und 
dem notwendigen Personal in seinen Mauern aufzunehmen. Deswegen bestimmte 
das kaiserliche Organisationsreskript vom 18. Mai 1803 die Stadt Günzburg, die 
schon einmal der gefluchteten Regierung Aufenthalt geboten hatte und wo sich 
bereits das Kameral- und Kriegszahlamt befand, zur neuen iandesha.uptstadt.~ 
Die Behörden wurden im Piaristenkloster, im Schloß und in der Münze unterge-
bracht. Das Handbillet vom 24. März wie auch die Hofdekrete vom 16. und 
23, Juni 1803 legten fest, daß die neue Landesstelle bis spätestens 1. August ihre 
Arbeit aufnehmen sollte. Es erwies sich aber, wie die Regierung aus Freiburg 
schrieb, als unmöglich, diesen Termin einzuhalten, da weder die Registratur noch 
die einzelnen Ämter wie Buchhaltung, Landesbaudirektion, Oberforstamt, Tax-
und Stempelamt bis dahin die schwäbisch-österreichischen von den breisgauisch-
onenauischen Akten trennen konnten. ~ So trat die neue Landesstelle im Septem-
ber 1803 unter der Leitung des Regierungsrats von Steinherr in cunktion.~ Man 
hatte zunächst gehofft, der bisherige Landvogt im Burgau, Reichsfreiherr Ferdi-
nand von Ulm, der bereits zum Appellationsvizepräsidenten in Klagenfurt er-
nannt worden war, würde die vorderösterreichische PräsidentensteIle nach dem 
vorzeitigen Tode Ernst von Königeggs erhalten, was sich jedoch nicht erfüllte. 
1804 trat Regierungsrat von Wittenbach an die Stelle Steinherrs, der zum kaiser-
lichen Gesandten beim Kreistag in Esslingen bestimmt worden war. Die neue 
Landesstelle mußte sich zunächst mit einem gegenüber der Freiburger Regierung 
und Kammer reduzierten Personal begnügen, Sie wurde mit vier Raten besetzt, 
von denen wenigstens drei .. nicht nur theoretische, sondern auch praktisch-geüb-
te Rechtsversrandigec sein sollten; auch der vierte mußte .. zum Votieren bey den 
Landrechts- oder Justizsitzungen verwendet werden« können, Drei Sekretäre 
und drei Konzipisten wurden ihr zugebilligt, die .. ohne Unterschied zugleich die 
Führung des Protokolls und Aktuariats bey den Landrechten« auf sich zu neh-
men hatten. Ein eigener Präsidialsekretär oder -konzipist war nicht mehr vorge-
sehen. 
'HSTA Stuttgan B JO Bu 57, 8. Januar 1802, 
l HSTA Stuttgart B 30 Bd, 285"", 
• BII.I[R. Die Registratur. S. 57. 
'HSTA Stuttgan B 17 Bli 1006 . 
• HST A Stuttgan B JO Bü 57. 
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Die Landesstdie und die Landrechte hatten ein gemeinsames Einreichungspro-
tokoll, das mit einem Protokollisten und einem Kanzlisten besetzt war. Falls der 
Kanzlist mit der Abfassung der Ratsbögen, der Referenten-Ternionen und den 
Kopistentätigkeiten überfordert war, mußte ihn der Protokollist unterSlUtzen. 
Die Registratur war mit einem Registratursdirektor, drei Registranten und ei-
nem Akzessisten besetzt. Bis zur endgültigen Wiedereinrichtung des durch den 
Transpon in Unordnung geratenen Archivs und dem Abschluß der Verzeich-
nung der immer noch nicht vollständig erfaßten theresianischen Akten <_das so-
genannte alte Archive) durften zwei weitere Registratursindividuen beschäftigt 
werden. Das Expedit- und Taxamt, wiederum zusammengelegt, versahen ein Ex-
peditor und ein Taxator sowie sieben Kanzlisten, wovon einer das Taxamtspro-
takel! zu führen hatte. Für das Fiskalamt war noch ein Kammerprokuratar vorge-
sehen. Die Buchhaltung bestand noch aus einem Buchhalter, einem Raitrat, zwei 
Raitoffizieren und zwei Ingrossisten. Für das Kameralzahlamt waren ein Zahl-
meister, ein Kontrolor, ein Kasseoffizier und ein Amtsschreiber bestimmt. Nur 
noch je ein Beamter war für die Baudirektion, das Oberforstamt, das der Land-
vogt im Burgau versah, das Stempelamt und das Fiskalamt geplant. Allein für 
außerordentliche Fälle waren dem Kammerprokurator ein Praktikant oder sogar 
ein Advokat zugebilligt. Für sämtliche Schreibarbeiten war die Kanzlei zustän-
dig. 
Das v. ö. Oberbergamt fand keinen Nachfolger; die Bergwerksgeschäfte in 
Burgau und Nellenburg und die beiden Eisenwerke in Zizenhausen und Barental 
wurden mit einem Dekret der Hofkammer in MGnz- und Bergwesen vom 
18. März 1803 dem Schwazer Bergwerksdirektorat zur Besorgung übergeben. 1 
Das Personal wurde von der bisherigen Regierung übernommen, wobei darauf 
geachtet werden mußte, daß alle früheren Beamten entweder in der modenesi-
schen Verwaltung, in der neuen Regierung oder auf vakanten Posten der schwä-
bisch-österreichischen Oberämter untergebracht waren. Lediglich für die Wie-
derbesetzung des Postens des Landvogtes Ernst Graf zu Königsegg sah das 
Handbillet eine Ausnahme vor. Es mußte der Grundsatz beibehalten werden, »nur 
ein wahrhaft vermöglicher und ansehnlicher, vom Kopf und Herz bekannter und 
beliebter Kavalier kann die in der dortl.ä.ndischen Reichsnachbarschaft erforder-
lichen Honneurs eines wirklichen Landvogts behaupten.« War ein solcher nicht 
vorhanden, und nur ein durch »Rechtschaffenheit, Leistungsgeist und Dienst-
kenntnis«, nicht aber durch Stand ausgezeichneter Beamter greifbar, konnte er 
nur als Landvogteiverwalter angestellt werden, wie es in der Landvogtei Schwa-
ben dann auch wirklich geschah. 
Der Reichsdeputationshauptschluß bot dem Haus Habsburg, zumindest in 
österreichischer Sicht, die Möglichkeit zu einer aktiven Territorialpolitik im süd-
'KRorATscHIOK, Staatsverfassung Österreichs, Supplemembd. I, Wien 1804, S. 213. 
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westdeutschen Raum. Sein Anikel 36 bestimmte zwar, daß die zur Entschädi-
gung der weltlichen Fürsten bestimmten Stifter, Abteien und Klöster mit allen 
Gütern, Rechten, Kapitalien und Einkünften, wo immer sie auch gelegen wären, 
an die neuen Landesherrn ilbergehen sollten, wofern nicht ausdrücklich anderes 
bestimmt worden sei. Auf Anraten seines Staatsvizekanzlers Graf Cobenzl hatte 
Kaiser Franz 11. diesen Anikel jedoch nicht in seine Ratifikation des Reichsde-
putationshauptschlusses vom 27. April 1803 einbezogen und machte für alle unter 
österreichischer Landeshoheit gelegenen Güter der aufgehobenen geistlichen Stif-
tungen das .droit d'epavesc geltend. Dieses Epavenrecht ging davon aus, daß das 
",jus circa sacra et politica« dem Landesherrn erlaubte, Rechte und Besitzungen 
erloschener geistlicher Fundationen innerhalb seines eigenen Territoriums als 
heimgefallen zu betrachten und frei über sie zu verfügen.' Die Systematik des 
österreichischen Vorgehens und die vorausschauende Planung bei der Zustim-
mung zum Reichsdeputationshauptschluß läßt sich aus der zeitlichen Abfolge 
klar ablesen: Am 25. Februar wurde der Reichsdeputationshauptschluß verab-
schiedet, schon in den ersten Märztagen sequesterierte Österreich die ersten Klo-
stergüter innerhalb seiner Landeshoheit, am 23. März unterstellte Kaiser Franz 
II. die neunzehn säkularisierten geistlichen Stiftungen in Schwaben der neuen 
Landesstelle in Günzburg und erst am 27. April nahm er den Artikel 36 von der 
Ratifikation des Reichsschlusses aus. Das ausführende Organ dieser Politik, die 
erbitterte Proteste der betroffenen Landesherrn auf dem Reichstag in Regensburg 
hervorrief, da sie sich um die Früchte des heißersehnten Reichsgesetzes gebracht 
sahen, war die vorderösterreichische, dann die schwäbisch-österreichische Regie-
rung, meist unter des Federführung des Regierungsrats von Steinherr. Nicht nur 
über das Vermögen der ehemaligen in Schwaben gelegenen Klöster, sondern 
auch über den unter österreichischer Landeshoheit befindlichen Besitz der in der 
Schweiz aufgehobenen Stifter wurde der Sequester verhängt, was vor allem in der 
Landgrafschaft Nellenburg und in der Landvogtei Schwaben eine bedeutende 
Erweiterung der Epaven zur Folge hatte. 
Mehrfach jedoch betonte man von ästerreichischer Seite, man habe nur Güter 
und Einkünfte sequestriert, die unter »alljeglicher Gerichtsbarkeit« Österreichs 
standen, d. h. nur Güter innerhalb der unmittelbar österreichischen Ortsherr-
schaften.' 
Daß dieser Grundsatz bewußt durchbrochen wurde, zeigt die Herrschaft Stet-
ten am kalten Markt, die das Kloster Salem als Pfand unter Vorbehalt der öster-
reichischen Landeshoheit besessen hatte und die 1803 dem Kurfürstentum Baden 
zugesprochen worden war. Österreich besetzte 1803 die eer~schaftI ebenfalls 
unter Berufung auf das Epavenrecht, und richtete dort ein Obervogteiamt ein. 'o 
• FRITZ KALLENBERG: Die FllrstentUmer Hohenzo!lern, S. 364f. 
, Vg1. etwa den Vertrag mit Nassau-Oranlen vom 12.Juni 1804: OAB. Ravensburg, 5.156. 
'0 STEMMLER, Hohenberg, S. 17, 36, 63f. 
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Die l;Iadische Besitzergreifung in Stahringen (bischöflich konstanzische Herr-
schaft), MUnchhöf (Besitz des Klosters Salem) und Hilzingen (Besitz der Abtei 
Petershausen). die sich alle unter österreichischer Landeshoheit innerhalb der 
Landgrafschaft Nellenburg befanden, scheint Österreich hingegen nicht verhin-
dert ZIJ haben. 11 
Mit einem Schlage waren durch die Realisierung des österreichischen An-
spruchs dem Erzhause Güter und Einkünfte im Werte von wenigstens 20 Millio-
nen Gv1den zugeflossen, die es in die Lage versetzten, in den nachfolgenden 
Verhandlungen mit den neuen Landesherrn im deutschen Südwesten großzügig 
einiges ;a.bzutreten, um sich den bedeutenderen Teil venraglich abgesichen einzu-
verleiben. Allein in den 1805 an Württemberg gefallenen Gebieten berechnete sich 
der K3.pit..alwert der Epaven, wenn man die Einkünfte als dreiprozentige Reve-
nuen des Kapitalwerts anschlägt, auf rund 5,5 Millionen Gulden. Nach Berech-
nungen aus dem Jahre 1803 betrug der jährliche Ertrag aus diesen Epaven 
in der Landvogtei Schwaben 91521 fl. 39 6/8 kr. 
in der Landgrafschaft Nellenburg 69637 fI. 53 kr. 
in der Grafschaft Hohenberg ca. 13377 fl. 50 kr. 1l 
Einige der durch den Reichsdeputationshauptschluß entsChädigten Herrschaf-
ten büßten durch die österreichischen Epaven einen Großteil ihrer erhofften Ein-
konfre ein. Die Herrschaft Weingarten verlor rund 40000 fI. (von 120000 fl.) an 
jährlichen Bezügen, die Herrschaft Weißenau rund 20000 fl. (von 27000 fl.), die 
Herrschaft Baindt rund 8300 fl. (von 13000 fI,), die Herrschaft hny rund 
7000 fL (von 25000 fl.), die württembergische Herrschaft Rottenmünster rund 
2900 fl. (von 50000 fI.); für die ebenfalls beträchtlichen Verluste der badischen 
Herrschaft Salem liegen keine Zahlen vor. U 
Der Fürst von Hohenzollern-Sigmaringen beklagte sich 1803, er habe von 
seinem Entschädigungsobjekt Heuron Dreiviertel, von Inzigkofen die Hälfte und 
von Holzen und Glatt jeweils ein Viertel verloren. 14 
In den folgenden beiden Jahren schloß Österreich eine Reihe von Verträgen 
ab, in denen es teils neue Herrschaften erwarb, teils die Streitigkeiten wegen der 
Epaven zu beendigen suchte. Die bedeutendste Erwerbung gelang nur zwei Mo-
nate nach dem Reichsdeputationshauptschluß, als in einem Präliminarvertrag 
'1 Vgl. die diesbezUglic;:hen Angaben des badischen Geheimen Referendärs Maler in Meersburg vom 
Januar 1806: HU.BI!ItT Bf:aNER, Die Landgrafschaft Ndlenburg. - In: Vorderösttrreich, $. 625f . 
.. EU8ERGEk, Säkularisation, S. 98f. Für das über;unt Gunzburg mit der Herrschaft Ehingen, fOr 
die Stadt Konstanz und die Grafschaft Teunang liegen keine Zahlen vor. Neben diesen Zahlen 
nimmt sich der 1804 auf 39107 fI. beziffern j:t.hrliche Emag der geschlossen erworbenen Graf-
schaft Rothenfels fast bescheiden aus. JOSEPH R01TENKOLBEIl: Geschichte des Al1g1us. - Bd. 4. 
München 1938, S, 112. 
U ERZBUtGER, Sü'ularisation, S. 98f., 380f., 387, 399; OAB. Ravensburg, S. 188f . 
.. KAUENBI!ItG, Die FürsttntUmer Hohenzollem, $.367. 
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vom 29. April 1803, endgültig abgeschlossen am 29. MIrz des folgenden Jahres, 
von dem ReichsfOrsten Kar! August von BretZenheim die diesem zugefallene 
Stadt und das Stift Lindau gegen Herrschaften in Ungarn eingetauscht wurden. U 
Am 26. September 1803 kam ein Präliminarvertrag zwischen Kaiser Franz II. 
und dem Reichsgrafen Franz zu Königsegg-Rothenfels über den Austausch der 
Reichsgrafschaft Rothenfels, der Herrschaft Staufen und des Rittergutes Werden-
stein ebenfalls gegen Herrschaften in Ungarn zustande. Am 15. Juni 1804 wurde 
der endgültige Tauschvenrag abgeschlossen. Am 30. August 1804 nahm Öster-
reich provisorisch, im Mai 1805 definitiv Besitz von der neuen Herrschaft,I6 Un-
ter österreichische Landeshoheit kam auch die Herrschaft Neuravensburg, die 
1803 dem Fürsten Johann Baptist von Dietrichstein als Entschädigung für seine 
an die Helvetische Republik abgetretene Herrschaft T rasp zugesprochen worden 
war. Da er Trasp von Österreich zu Lehen getragen hatte, ging die Lehenseigen-
schaft durch den mit dem Erzhaus am 1. Februar 1804 geschlossenen Venrag auf 
Neuravensburg über, so daß dieses voll der österreichischen Landeshoheit unter-
worfen war. Es unterstand dem Oberamt Altdorf und blieb weiterhin ein Glied 
des Schwlbischen Kreises. 11 
Worttemberg hatte im Reichsdeputationshauptschluß u. a. die österreichischer 
Landeshoheit unterstehende Abtei Heiligkreuzul erhalten, wurde jedoch seit No-
vember 1802 durch Österreich an der Besitznahme gehinden. Kurfürst Friedrich 
von Württemberg schloß deshalb zu Regensburg am 2. Juni 1804 mit Kaiser 
Franz einen Vertrag, in dem Österreich das K10ster mit seinem Territorium und 
dem übrigen Besitz an Württemberg abtrat, wlhrend der Kurfürst die volle öster-
reichische Landeshoheit über die Abtei und ihre Ortschaften sowie das von Öster-
reich ausgeübte Heimfallsrecht über den Besitz der aufgehobenen Klöster Ell-
wangen, Zwiefalten, Rottenmünster, Margrethausen und des Dominikaner-
klosters in RottweiI, soweit er in seiner Landeshoheit gelegen war, anerkannte." 
Das Kloster Weingarten war 1803 an den Fürsten Wilhe1m von Nassau-Oranien 
gefallen. Zugleich hatte jedoch Österreich alle weingartischen Güter, über die es 
die Landeshoheit ausübte oder auszuüben glaubte, nach dem Epavenrecht in Be-
sitz genommen, was bei den strittigen Rechtsverhältnissen in der Landvogtei 
Schwaben etwa ein Drittel des Klosterbesitzes war. Um sich zumindest einen Teil 
zu sichern, sah sich Nassau-Oranien genötigt, am 12. Juni 1804 mit Österreich 
einen Venrag abzuschließen, in dem es die Reichsherrschaften Blumenegg und 
"LUDYlG BrrrNEIl: Chronologisches Verzeichnis Nr.1448; HSTA Stung.n B 30 Bu 29; Histor 
Atlas von Bayern. Teil Schwaben, Heft 5 (Lindau), S. 313. 
" BrrrNER, Chronologische~ Verzeichnis Nr. 1450, 1451 u. 1454; )OSEPH ROTTENKOLBER: Geschichte 
des Allgaus. - 4. Bd. Munchen 1938, 5.111-113. 
11 GAB. Wangen, S. 21Sf. 
t. EllZIIERGER, Sakularisation, S. 247-249; OAB. Riedlmgen, S. 7'H; BITINER, Chronologisches Ver-
z.eichnis, Nr. 1452. 
154 
St. Gerold nebst der Pflege Bendem in Vorarlberg, die Herrschaft Liebenau, die 
in der Grafschaft Tettnang inklavierten Dörfer und Höfe des Amts Bodnegg, 
zusammen 32 Höfe, samt den im Gebiet der nunmehrigen k. k. Stadt Lindau 
gelegenen GUtern, das Priorat Hofen, die weinganischen Höfe im Dorf Baienfun' 
und das Amt Ausnang in der oberen Landvogtei ab 1. November 1804 an das 
Erzhaus abtrat. Dafür erhielt Nassau-Oranien andere sequestrierte weingarti-
sehe Güter in fast zweieinhalbfachem Wen, die Österreich ja nichts kosteten und 
die Wilhelm von Oranien im Reichsdeputationshauptschluß ohnehin schon zuge-
sprochen worden waren, zum Teil auch in Gütern der ehemaligen Klöster Weiß-
enau und Baindt bestanden. Über diesen Besitz mußte N assau-Oranien jedoch 
die absolute österreichische Landeshoheit anerkennen. 19 
Dem Fürsten von Hohenzollern waren 1803 die Herrschaft Glatt des Stifts 
Muri und die Klöster Beuron, Inzigkofen sowie Holzen als Entschädigung zuge-
sprochen worden. Schon am 6. März erklärte der nellenhurgische Landr"ichter 
Kraft dem Fürsten Anton Alois in einem Schreiben, das Erzhaus würde aUe in 
der Landgrafschaft Nellenhurg gelegenen Güter mit Beschlag belegen. Der Fürst 
hoffte als vertrauter österreichischer Vasall auf eine günstige Behandlung, doch 
ging Österreich gegen ihn mit einer ebensolchen nationalstaatlich-territorial den-
kenden Politik vor wie gegen die anderen süddeutschen Landesherrn ; nach meh-
reren Versuchen erklärte er sich betroffen zu dem nicht günstigen Vertrag vom 
29. August 1804 bereit. Darin erkannte er das österreichische Epavenrecht an, 
trat die Epaven des Klosters Beuron und der Herrschaft Glatt in der Landgraf-
schaft Nellenburg an Österreich ab und nahm die von Inzigkofen und die des 
Klosters Beuron in der Herrschaft Hohenberg sowie die des Klosters Holzen im 
Burgau als österreichisches Mannlehen an. lO 
Eine ganze Serie von Verträgen schloß Kaiser Franz 11. durch den Hofrat von 
Steioherr im Februar 1805 in Günzburg ab. Am 3. Februar verglichen sich Kaiser 
Franz 11. und die Reichsgräfin Augusta von Sternherg wegen der Epaven der 
ehemaligen Abteien Weißenau und Schussenried. Die Gräfin trat die ganze Herr-
schaft Weißenau mit sämtlichen obrigkeitlichen und grundherrschaftlichen Rech-
ten an Österreich ab und erhielt dafür die sequestrierten Güter der Herrschaft 
Schussenried zurück und außerdem Epaven anderer aufgehobener Stifter zu die-
ser Herrschaft hinzu. Der Vertrag wurde seitens der Gräfin zwar am 12. März 
1805 ratifiziert, von Österreich jedoch wegen des erneut ausgebrochenen Krieges 
mit Frankreich nicht mehr vollzogen.ll Am 4. Februar erkannte Graf Johann 
" Nassau-Dranien erhielt damit jährliche Einkünfte im Betrag von 48672 fl. S5 3/8 kr., davon rund 
9000 fl. aus früher weilknauischen und baindtischen Gütern. ERZ BERG ER, Säkularisation. S. 98f.; 
DAB. Ravenburg, S. 155f; BnTNER, Chronologisches Verzeichnis Nr. 1445; HSTA Stuttgart B 30 
Bü 24. 
,. BrrrNER, Chronologisches Verzeichnis Nr, 1457; KALI.ENDERG, Die FUfStentümer Hohc:nrollem, 
5.365-370. 
"ERZDERGER, Säkularisation, 5.381; DAB. Ravensburg, S. 188; BrrrNER, Chronologisches Ver-
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Gabert von Aspermom-Lynden für die Güter der Abtei Baindt,ll am 6. Februar 
Graf Johann Mafia Rudolf Waldbatt von Bassenheim für die der säkularisierten 
Abtei Heggbach das österreichische Epavenrecht an,n ebenso Graf Joseph Au-
gUSt zu Törring für die Abtei GutenzelL Den letzten Vertrag in dieser Reihe, der 
abgeschlossen, aber nicht mehr ratifiziert wurde, bildete der zwischen dem Erz-
haus und Fürst Karl Anse1m von Thurn und Taxis, in dem dieser das öster-
reichische Epavenrecht für die ehemaligen Reichsstifter Buchau und Marchtal 
sowie für die ihm zugefallenen salemischen Herrschaften Ostrach und Schem-
merberg und die Pflege Ehingen anerkannte,H 
Für weitere Territorien stand Österreich in Unterhandlungen, ohne daß sie bis 
1805 definitiv abgeschlossen werden konnten. Graf Quadt war mit Reichsstadt 
und Stift Isny, die er als Entschädigung erhalten hatte, nicht zufrieden und ver-
handelte mit Österreich über einen Austausch gegen böhmische Gilter; eine end-
gültige Einigung kam wegen der Höhe der finanziellen Forderungen des Grafen 
und wegen seiner Weigerung, das Epavenrecht anzuerkennen, nicht mehr zustan-
de. H Es ist darauf hinzuweisen) daß sich die ästerreichischen Maßnahmen nur 
auf Klöster bezogen, die durch fremde Landesherrn säkularisiert worden waren. 
Kein einziges seiner eigenen landsässigen Klöster hatte Österreich selbst aufge-
hoben. Alle - Wiblingen, Urspring, Habsthai, Wald, Kirchberg, Bernstein, Lö-
wental und die Klöster in den landsässigen Städten - bestanden bis 1806. 
Innerhalb von kurzer Zeit hatte Österreich also durch eine entschlossene Aus-
nützung des Epavenrechts und durch Tauschverträge ein Jahrhunderte altes Ziel 
erreicht. Die grundherrschafdich weitgehend zerstückelten Oberämter Günz-
burg, Altdorf und Stockach waren zu wesentlich geschlosseneren österreichi-
schen Territorien geworden. Zwischen Schwäbisch-Österreich und dem vergrö-
ßerten Vorarlberg bestand nun ein territorialer Zusammenhang. Zudem hatte 
Österreich durch seine Politik der Ablösung von Pfand schafts rechten seit etwa 
zeichnis. Nr. 1461. Über die Epaven der ehemaligen Abteien Weißenau und Sr.;hussenried liegen 
genaue Zahlen vor; ihr Ertrag belief sich in den seit 1805 bayerischen Gebieten (Grafschaft Tett-
nang) auf 1474 fl. Dieser Anteil wurde von Bayern am 27. November 1806 gegen eine Ablösungs-
summe an die Grafen von Sternberg zuruckgegeben. In den seit 1805 wamembergischen Terri-
torien (Landvogtei Schwaben) wurde der Ertrag der Epaven auf jahrlich 18464 fI. bert"Chnel; ein 
beträchtlir.;her Tell davon mit einem Ertrag von 4945 fl. war 1804 an Nassal.l-Oranien abgetreten 
worden, vom Rest der sequestrierten Besitzungen gab Wurttemberg am 30. August 1814 funf 
Sechstel an Stemberg wrack: OAR Ravensburg, s. 188f. 
>J ERZ8ERGER, Sakularisation. S. 398f.; OAB. Ravensburg. S. 164; BfTT~boI Chronologisches Ver-
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EISELE: Stadt- und Stiftsgebiet Isny in den Jahren 1803-1810. - In: Dirn und Oberschwabcn 
38/1967, S. 205-207. 
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1763 eine ganze Reihe von Herrschaften wieder in unmittelbaren Besitz genom-
men und 50 seine Herrschaftsrechte im Sinne der geschlossenen Lä.nder des 
19. Jahrhunderts verdichtet. Der Kaiser hatte durch die Säkularisierung der süd-
deutschen Abteien und Klöster Bundesgenossen im Reich verloren, Österreich 
aber seine Stellung verstärkt und ausgebaut. Im Breisgau und der Ortenau, nur 
unwesentlich um das Fricktal und Falkenstein verkleinert, regierte eine öster-
reichische Nebenlinie, Schwäbisch-Österreich war mit Vorarlberg ein weitge-
hend einheitliches Herrschaftsgebiet geworden. Nie zuvor war der unmittelbare 
österreichische Einfluß in Süddeutschland größer als zwischen 1803 und 1805. 
Durch verschiedene administrative Maßnahmen suchte man die Stellung der 
neuen Provinz Schwäbisch-Österreich zu stärken. In Lindau, das der neuen Lan-
desstelle in Günzburg untergeben worden war, bereitete man dem österreichi-
schen Übergabekommissar einen festlichen Empfang. Die Stadt machte sich Hoff-
nungen, als zentral und verkehrsgünstig gelegener Ort die Hauptstadt SchWä-
bisch-Österreichs zu werden, zum al Gebäude des ehemaligen Damenstifts Raum 
genug für die Regierungsbehörden geboten hätten und Österreich sofort mit dem 
Bau einer neuen Kaserne begann." Nunmehr erschien es auch sinnvoll, das 1782 
vor! Vorderösterreich abgetrennte Vorarlberg wieder Schwäbisch-Österreich zu-
zuordnen. Am 13. Juni 1804 erging ein entsprechendes Dekret, daß die Unter-
stellung am 1. November 1804 in Kraft treten solle, doch wurde der Vollzug 
durch eine Hofresolution vom 21. Dezember 1804 ausgesetzt. Infolge der Er-
eignisse des Jahres 1805 kam es dann zu keiner neuen Entscheidung mehr. lT 
Dafür wurde die Landesstelle im Jahre 1805 entsprechend dem größer ge-
wordenen Gewicht der Provinz verstärkt. Kaiser Franz II. trennte das v. ö. Appel-
latorium erneut von dem n. ö. Appellatorium in Wien. Es sollte mit der schwä-
bisch-österreichischen Regierung vereinigt werden und zukünftig als .Vereinte 
Landesstelle« in Günzburg amtieren. Diese »Vereinte L.andesstelle« umfaßte die 
schwäbisch-österreich ische Regierung und Kammer, den schw.a:bisch-öster-
reichischen Lehenhof, die Landrechte und das Appellationsgericht. Die Zahl der 
Räte, die alle Vorkommnisse »in publicis, politicis, cameralibus, in feudalibus et 
justicialibusc zu traktieren hatten, wurde künftighin auf sechs festgesetzt, zum 
leitenden Regierungsrat Venerand von Wittenbach besummt. l ' Zum Vorsitzen-
den der Landrechte, die man wiederum als eigene Behörde verselbständigte, er-
nannte Kaiser Franz den k. k. Hofrat von Steinherr. Die neue Landesstelle hatte 
ihre Arbeit zum 1. Mai 1805 zu beginnen. 
>. Geschichte der Stadt Lndau am Bodensl"e. - Hng. von K. Wolfart u. a. Lindau 1909. S. 215-228. 
IT Nach J. G. WOkZ wurde die Entscheidung, Vorarlberg mit den Erwerbungen Lndau, ROlhenfeh 
und Neufavensburg Schwä.bisch-Österreich zuzuteilen, am B. Juni 18004- getroffen, wegen der 
Kriegsereignisse aber nicht vollzogen. VL\ Bregenz. Handschriften und Codices, Lichtbildserie 
30, zu S. 1704-12. Amtshandlungen dei du~miums in Innsbruck in Vorarlberg lassen lich für das 
ganze Jahr 1805 belegen. 
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Leider sind die Akten für diese Periode dürftig, Der Teil der Registratur, der 
die Anstellung des Regierungspersonals und die Vereinigung des Appellations-
gerichts betraf, wurde 1806 von den Besitzergreifungskommissionen Badens, 
Bayerns und Württembergs zu den .gemeinschaftlichenc Akten gerechnet und 
offensichtlich nach ihrem Transport nach Günzburg vernichtet, soweit sie nicht 
von Österreich übernommen wurden. Das von Besitzergreifungskommissionen 
angelegte Verzeichnis über die Konstanzer Regierungsregistratur geht schon von 
den Bedürfnissen der Nachfolgestaaten aus und läßt zwar noch den Umfang der 
ehemaligen Registratur, aber nicht mehr ihre innere Gliederung erkennen.1' 
Der Ausbruch des Dritten Koalitionskrieges verhinderte, daß die getroffene 
Neuordnung vom Frühjahr 1805 eine Wirkung zeigen konnte. In wenigen Tagen 
brach die seit 1803 aufgebaute Position Österreichs zusammen. Im September 
1805 überschritten die Franzosen den Rhein und drangen rasch in das Innere des 
Reiches vor. Als abzusehen war, daß Günzhurg in das Zentrum der kriegerischen 
Auseinandersetzungen geraten würde, befahl die kaiserliche Regierung der Lan-
desstelle in einer Resolution vom 5. Oktober, ihren Sitz nach Konstanz zu verle-
gen. Schon fünf Tage später, am 10. Oktober 1805, besetzten französische Trup-
pen die Stadt Gonzburg. 3G 
Die Verlegung nach Konstanz brachte der Landesstelle im Grunde nur eine 
Gnadenfrist ein. Im Frieden von Preßburg vom 26. Dezember 1805 mußte Öster-
reich seine gesamten Vorlande abtreten. Die Gewinner waren die von Napoleon 
zu Bundesgenossen ausersehenen Staaten Baden, Bayern und WUrttemberg, die 
dafür schon wenig später mit dem Eintritt in den Rheinbund bezahlen mußten. 
Die erzherzoglich-breisgauischen Herrschaften fielen zum größten Teil mit der 
Stadt Konstanz an Baden, die Oberämter Nellenburg, Hohenberg und Schwaben 
außer dem Amt Gehrazhofen sowie Ehingen, den größten Teil der Herrschaft 
Triberg'sowie Villingen und Bräunlingen nahm Württemberg in Besitz, Bayern 
erhielt das Amt Gebrazhofen, das Oberamt Burgau mit Ausnahme von Ehingen, 
die Herrschaften Tettnang und Wasserburg sowie Rothenfels, Lindau und Vor-
arlberg,JI 
Am 12. Januar 1806 nahm der kurfürstlich badische Geheime Rat Maler die 
Stadt Konstanz für Baden in Besitz. Am gleichen Tag begab er sich zu Baron von 
Wittenhach, dem leitenden Beamten der schwäbisch-österreichischen Regierung. 
Er sicherte den österreichischen Beamten persönliche Unversehnheit zu, verbot 
ihnen aber jede Ausübung ihrer Amtsfunktionen, Nur noch for die Übergabever-
.. GLA Karlsruhe, Abt. 68/219. Die Akten trugen alt die Boschdm.mmer 5. Vgl. auch Übenicht 
uber die Bestande des HSTA Sumgart. Neuwurnembergische Hernchaften vor 11103 bzw. 1806. 
(B-Bestlnde). Ikarb. v. MAIlGARETHE BULL-REICHE"lMlllER. - StUltgart 1976, S. 36-65. 
,. HSTA Stungart B 30 BO 385. 
"Zu den debielRver~nderungen im einzelnen vgl. EIl .... lN HÖULE und HELMUT KLUGE: Der deutsche 
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handlungen wurde Mitwirkung erWartet. n 
Rascher noch als Baden war Würuemberg in dem Bestreben gewesen, sich von 
den Landständen der Provinz Schwäbisch-Österreich huldigen zu lassen. Bereits 
am 27. Dezember 1805 wurde die Zeremonie vollzogen. Im Grunde nur eine leere 
Formel waren die Worte Kaiser Franz 11., die er den Ständen am 2. Februar 1806 
durch den ehemaligen Regierungsrat von Steinherr aus Günzburg mitteilen ließ: 
.daß ich sie, ungeachtet ihrer Entlegenheit von dem übrigen Staats körper immer 
zu meinen besten Unterthanen gerechnet habe, daß die vielfältigen Beweise ihrer 
Treue und Anhänglichkeit meinem Gedächtnis immer tief eingedrückt bleiben 
werden und daß, wenn ich es dem ungeachtet nicht hindern konnte, ihrer Beherr-
schung zu entsagen, die Ursache einzig in dem Drange der Umstände und in 
meiner Verpflichtung gegen Millionen anderer mir von der Vorsicht anvertrauten 
Unterthanen aufzusuchen sey, deren Wohlfahrt es zur unbedingten Nothwendig-
keit machte, den Frieden herzustellen und sohin die Opfer zu bringen. die zu 
dessen Erlangung nothwendig waren.«:)' Die von dem landständischen Syndikus 
Or. Probst entworfene Antwort drückt bei aller Devotion die Enttäuschung des 
Landes über die österreichische Haltung aus: ,. Wie vom Donner getroffen stau-
nen und erstummen selbe über die sonderbare Nachricht, daß die besten, getreu-
esten und anhänglichsten Unterthanen (wie sich seine Majestät selbst al-
lergnä.digst auszudrücken geruhten) von der Hand gewiesen und in der Maaß 
abgetreten werden, daß sie nicht nur einem, sondern mehreren ganz fremden 
Landesherrn zugetheilt, hiemit die Provinz verstuckelt, die vorige Verfassung und 
die wohlhergebrachten Rechte vernichtet und besonders die ständischen Beamten 
mit ihren Familien dem traurigen Schicksale ausgesetzt werden. sich den künfti-
gen Landesherrn auf pure discretion überlassen zu sehen.«" 
Noch weniger Hoffnung auf das Haus Habsburg setzte man im Breisgau. Zu 
sehr war man von den letzten Jahren her gewohnt, als Tauschobjekt behandelt zu 
werden. Auch war die Erinnerung z.u lebendig, daß Österreich den Breisgau 
preisgab, sobald seine Truppen anderswo benötigt wurden. U Zudem erhoffte 
man sich von der im Lande sitzenden Regierung raschere und besser mit der 
Eigenart des Landes übereinstimmende Entscheidungen. 
Viel intensiver als die Bemühungen um einen Verbleib bei Österreich waren die 
Versuche, von Baden eine Garantie für die Aufrechterhaltung der landständi-
schen Verfassung des Breisgaus zu erhalten, doch waren alle Bemühungen in 
dieser Hinsicht vergehens. Zu stark waren die Vorun.eile der Spitzen der badi-
schen Verwaltung gegen die »Mißwirtschaft« der Stände, für die in einem ein-
heitlichen badischen StaatSkörper auch kein Platz war. 
" RUPPEkT, Konmnz, S. H . 
.. HSTA Stuugan B 30 Bü 19. Erklärung vom 24. Januar 1806. 
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9. Die Abtretungsverhandlungen 
Kaiser Franz 11. plante, die Gebiete SChwäbisch-Österreichs, auf die er im 
Preßburger Frieden Verzicht geleistet hatte, förmlich an die drei alliierten Höfe 
Baden, Bayern und Württemberg zu übergeben und ernannte den Hofrat und 
früheren schwäbisch-österreichischen Regierungsrat von 5teinherr im Januar 
1806 zum Übergabekommissar. Dieser beantragte jedoch, daß Österreich von 
einer Übergabe absehen sollte, da Frankreich die Lande als Kriegsbeute behan-
deln und die drei Staaten selbst in deren Besitz einsetzen wollte. Seine Aufgabe 
beschränkte sich danach auf die Absonderung des k. k. Aerariums aus den abge-
tretenen Landen, auf die Sorge für eine Anstellung der ehemaligen schwäbisch-
österreichischen Beamten und auf Verhandlungen wegen Herausgabe von Ka-
pitalien des Religions- und Studienfonds, die sich in österreichischen Händen 
befanden. Auf Antrag Bayerns verhandelten die drei Höfe gemeinsam, als Ta-
gungsort wurde Günzburg bestimmt. Österreich verlangte, daß alle KameraI-
schulden und Schulden für geleistete, aber nicht bezahlte Kriegslieferungen von 
den Nachfolgestaaten übernommen würden und wollte sich nur auf Verhandlun-
gen über die Kapitalien des Religions- und Studienfonds einlassen. Einigung 
konnte zunächst nur über die Übernahme der österreichischen Beamten erzielt 
werden. In einem Vertrag vom 9. Juli 1806 legten die Parteien fest, daß deren 
Gehälter aus einer Sustentationskasse bestritten werden sollten, die die drei Re-
gierungen in Günzburg errichteten und deren Verwaltung einem bayerischen 
Beamten übertragen wurde. Entsprechend dem Anteil an Gebiet und Bevölkerung 
der übernommenen Länder wurde festgelegt, daß Bayern zu dieser Kasse jährlich 
ca. 23000 fl., Württemberg ca. 14700 f1. und Baden ca. 700 fL bezahlen sollte.' Im 
übrigen reduzierte sich das Personal, das einen Anspruch auf Zahlungen aus 
dieser Kasse hatte, sehr schnell, da die österreichischen Beamten in erheblichem 
Umfang von den Nachfolgestaaten übernommen wurden, so daß im wesentlichen 
nur die Pensionszahlungen zu leisten waren. Württemberg ratifizierte den Ver-
trag jedoch nicht, so daß zum Schaden der nicht wieder eingestellten Beamten, 
die in dieser Zeit kein Gehalt bezogen hatten, erst am 6. November ein neues 
Abkommen getroffen werden konnte. In Artikel 3 des genannten Vertrages ver-
zichtete man auf die Einrichtung einer besonderen Kasse, dafür wurden die Be-
amten jetzt persönlich auf die Nachfolgestaaten verteilt; in Artikel 4 wies man die 
Pensionisten den drei Alliierten zu. Nur ein verschwindend geringer Teil der 
vorländischen Beamtenschaft fand in der österreichiscnen Monarchie eine neue 
Anstellung. l Zwischen Bayern und Württemberg kam es noch zu einer Verstim-
'WOLFGANG W1NDELOANO: Der Anfall des Breisgaus an Baden. - Tilbingen 1908. 5.227-238 . 
• HSTA Stuttgan E 100 (Suatsverutge) Bil 66. Unterlagen I.lber den Gang der Verhandlungen 
finden sich in E 36-38 (Ministerium für AUSWärtige Angelegenheiten) Verl:. 9. Vgl. auch Perso-
nalteil. 
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mungo da jenes einige österreichische Beamte eingestellt hatte, bevor man sich 
über den Verteilungsschlüssel geeinigt hatte; darunter waren gerade einige, die 
Württemberg haue übernehmen wollen. J 
In der Frage der Aufrechnung der gegenseitigen Kapitalforderungen. und 
Schuldenaufrechnungen kam man jedoch zu keinem endgültigen Ergebnis. Öster-
reich konnte diese Verhandlungen gelassen führen, da die Summen aus dem 
Religionsfonds, die es in Besitz. hatte, wesentlicher größer waren als seine An-
sprüche. Bis 1808 wurden darüber Verhandlungen geführt.. in deren Verlauf die 
Forderungen der drei süddeutschen Staaten um ein wesentliches zurückge-
schraubt werden mußten.' Da sie sich nicht auf eine gemeinsame Handlungslinie 
einigen konnten, schloß Österreich getrennte Verträge, nach denen es nur Teile 
der ehemaligen Religionsfondsgelder auslieferte. 
10. Ausblick 
Vorderösterreich hatte zu bestehen aufgehört. Eine Epoche südwestdeutscher 
Geschichte war zu Ende, eine Epoche, in deren letzter Phase die habsburgischen 
Vorlande erstmals eine eigene Provinz gebildet hatten, in der ihre Verwaltung für 
Süddeulschland modellhaft organisiert, das Schulwesen auf eine völlig neue 
Grundlage gestellt, die kirchliche Versorgung verbessert und die Rechtssicherheit 
erhöht worden war. Die formale Beschreibung des Aufbaus dieser v. ö. Verwal-
tung ergab das Bild eines wohl durchorganisierten, im wesentlichen gut funktio-
nierenden Behördenkörpers und kontrastiert damit deutlich mit den negativen 
Urteilen, die die theresianischen und josephinischen Behörden gefunden haben. 
Die formalen Vorschriften für die Verwaltung wurden weitgehend eingehalten, 
die knappen vorgesehenen Fristen innerhalb des Behördengangs durchweg re-
spektiert, eingezogene und anvertraute Gelder mit penibler Sorgfalt verrechnet. 
Beanstandungen lassen erkennen, daß Mißstände Einzelfälle waren und so rasch 
wie möglich behoben wurden! Persönliche Reibereien zwischen einzelnen Be-
amten wie etWa zwischen den Konstanzer Stadthauptmännern seit 1785 und dem 
dortigen Bürgermeister Lehri/ dem Rottenburger Landvogt Graf Benzel und 
dem Rentmeister Heck oder dem Konstanzer Stadthauptmann von Blane und 
dem Nellenburger Landrichter Kraft (»denn es könnte offenkundiger Dingen 
nicht anderst als fUr den allerhöchsten Dienst selbsten nachtheilig sein, wenn 
'WOLfG .... NG WINDELBAND: Der Anfall des Breisgaus. - Tübingen 1968. S. 132 . 
• Ehd., S. 140f. 
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Regiminalreskriptej Exh.107, 21. September 1793: Unzulllnglichkeiun in der Buchhaltung; 
Exh. 144, 12. Oluober 1793: Rückstlnde von 10 (!) Tagen in der Kanzlei werden beanstandet . 
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Blanc und Kraft auch nur kurze Zeit bey einem und dem nemlichen Amt ange-
stellt seyo würde«)' blieben im normalen Rahmen. Die v. ö. Regierung schritt 
hierbei meist mit Ermahnungen zur Eintracht ein; in schweren Fällen unterstütz-
te sie Versetzungsgesuche der betroffenen Beamten. Bei grober Nachlässigkeit 
griff die Regierung zum Mittel der Dienstentlassung.· 
Eine Schwache der österreichischen Verwaltung war die Beschäftigung ihrer 
Beamten bis ins hohe Alter. Trotz der Pensionsregelung unter Maria Theresia 
und Kaiser Joseph 11. konnten Beamte erst bei offensichtlicher Dienstunfähigkeit 
pensioniert werden,1 50 daß über längere Zeit gebrechliche und kaum arbeitsfa-
hige Personen wichtige Stellen besetzten, bis sie vom Hofe .jubiliert« wurden. 
Während dieser Zeit mußte ein offiziell nur -adjungierter« Beamter die Geschäfte 
seines Vorgesetzten führen;6 wichtig war dabei, daß die Adjungierung .sine 
aggravio aerarii« erfolgte. Als schwierig erwies es sich, die Anordnungen der 
Verwaltung auch auf der untersten Ebene durchzusetzen. Fälle wie in der Land-
vogtei Ortenau, wo 1789 die Amtsrechnungen von den Gerichtsvögten seit 20, 30 
und 40 Jahren nicht abgehört worden waren, bildeten die Ausnahme; bezeich-
nenderweise hatte der Untertanen advokat Neininger schon lange vor Ausbruch 
der Onenauer Unruhen auf die dortigen Mißstände hingewiesen.' 
Am ärgerlichsten wurde von den benachbarten Territorien die Arbeitsweise der 
v. ö. Regierung empfunden, von der der badische Rat Schlosser nach vergeblichen 
Verhandlungsversuchen sagte, .daß die Freiburger nur maschinenmäßig handel-
ten und alles auf Inspiration von Wien verrichten«.· Schlosser verkannte dabei -
wie auch nach ihm andere -, daß es sich bei der Freiburger Regierung und 
Kammer nicht um ein landesherrliches Entscheidungsgremium handelte, sondern 
um eine eng weisungsgebundene Provinzbehörde. An diesem Maßstab muß sie 
gemessen werden. Als solche ist sie - neben der Landesverwaltung der Kurpfalz -
seit 1777 im südwestdeutschen Raum singulär gewesen und hat mit ihren langen 
Entscheidungswegen bei den eng mit den Höfen verknüpften Ratskollegien be-
nachbaner Territorien nur wenig Verständnis gefunden. Nicht unklug hat der 
badische Übernahmekommissar von Drais diesen Tatbestand in seiner Rede bei 
der Besitznahme des Breisgaus 1806 hervorgehoben: _Die grosen Vorzüge der 
Nähe des Regenten können nicht verkannt werden. Daran hängt der so wohltä-
tige Zeitgewinn in Einlangung der Entschließungen vom Hofe, die auf Familien 
und auf grösere Gemeinheiten unaufhörlich wirken; zugleich aber auch die er-
J TLA, v. ö. Prasidialakten, Fasz. 8, Exh. t 19. Sumeraw an B:sslrgen, 9. Februar 1797. 
• Ebd .• Fasz. 2, Exh. 965, 5. Dezember 1794. 
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leichtene Richtigkeit solcher Entscheidungen, weil es natürlich ist, daß der Forst 
und sein Ministerium, wenn sie jeweils das Land selbst sehen, oder doch die 
Untertanen se1bsten hören - um so weniger sich ungewissen Voraussetzungen zu 
überlassen brauchen, auf welche, aus gröserer Ferne, manche zwar bestgemeynte, 
aber schädliche Verfügung gebaut seyn muß.«" 
• Feyerlichkeil.en und Reden, S. 29 
